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Dem 



Heister der deutschen Rechtswissenschaft, 

Herrn Dr. Karl Gnstav Homeyer, 

ord. Professor der Rechte, Mitgliede des Herrenhauses und Kronsyndikus, 
Geheimen Obertribanalsrathe a> D., Ritter hoher Orden 

etc. etc. 



Überreicht diese Schrift 



zur Feier 



Beines fünfzigjährigen jaristischen Doktoijnbiränms 



am XXnU. JttU MDCCCLXXI 



die juristische Fakultät der Universität Breslau. 
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Hochverehrter Herr Kollegel 



Unter den Männern , welche die tief verschütteten 
Gänge unseres vaterländischen Hechtes wieder aufge- 
graben und reiche Schätze mit rüstiger Hand zu Tage 
gefördert haben, steht Ihr Name in erster Linie. Indem 
Sie das wichtigste Bechtsdenkmal des Mittelalters 
durch Ihre Forschungen der Wissenschaft erschlossen 
und nach den vielseitigsten Eichtungen hin erörtert 
haben, sind Sie der Begründer einer neuen Epoche 
der germanistischen Jurisprudenz geworden. Was seit 
einem Menschenalter auf diesem Gebiete geforscht 
und errungen worden ist, ruht zum guten Theile 
auf den gediegenen Grundlagen Ihres grossen Lebens- 
werkes. 

Mit der kritischen Schärfe des Philologen und 
dem klaren ürtheile des praktisch durchgebildeten 
Juristen verbinden Sie in allen Ihren Forschungen 
den feinsinnigen Geist des ächten Historikers, welcher 



in den Innern Zusammenhang der Dinge, in die Sitte 
und das Kulturleben, ja in die Tiefen unseres Volks- 
gemüthes einzudringen bemüht isi Darum reichen 
Ihnen heute, an dem fünfzigjährigen Jubelfeste Ihrer 
Doktorwürde, Rechtswissenschaft, Sprachforschung und 
Geschichte in gleich dankbarer Anerkennung den drei- 
fachen Ehrenkranz. 

Zeichen aufrichtiger Theilnahme und wahrer Ter- 
ehrung werden Ihnen aus allen Gauen des glücklich 
geeinigten Vaterlandes entgegengebracht werden; sie 
gelten nicht nur dem grossen Gelehrten, sondern ebenso 
dem liebenswürdigen Kollegen, dem reinen Charakter, 
dem bewährten Patrioten, welcher in allen Zeiten das 
Heiligthum unseres Volkes, den Glauben an deutsches 
Reich und deutsches Recht, aufrecht erhalten hat. An 
diesem Festtage deutscher Wissenschaft wollte auch 
die juristische Fakultät der Schwesteruniversität Breslau 



nicht feMen. Ihre Mitglieder drücken Ihnen im Geiste 
die Hand und wünschen Ihnen und Ihrem Hause des 
Himmels reichsten Segen. Möchte Ihnen, nach langen 
Arbeiten und reichen Erfolgen, ein friedlicher und 
freundlicher Lebensabend bescheert sein! 

Breslau, im Juli 1871. 

E. Husehke. L. Clltzler. 0. Stobbe. H. Schulze. 

L. T. Bar. H. ClSppert. 



Vo r w r t 



Ueberall, wo die erbliche Herrseberberechtigung eines 
Geschlechtes anerkannt ist, erscheint auch das Erb- und 
Farailienrecht desselben als ein wichtiger Faktor in der 
gesammten staatlichen Entwickelung, das Hausrecht der 
Dynastie als ein Theil der Staatsordnung. 

In einem Aufsatze über „Thronfolge und Familienrecht 
der ältesten gennanischen Königsgeschlechter " habe ich dies 
für die Urzeit unserer deutschen Staatsentwickelung darzu- 
legen versucht. Allein das deutsche Fürstenthum der Gegen- 
wart ist nicht aus jenem altgermanischen Volkskönigthum, 
sondern aus der Landesherrlichkeit des Mittelalters hervor- 
gegangen. Bot daher die Betrachtung jener ältesten Zeit 
mehr nur ein antiquarisches Interesse, so hat das Erb- und 
Familienrecht derjenigen Geschlechter, aus denen die regie- 
renden Fürstenhäuser der Gegenwart — das deutsche Kaiser- 
haus der Zollern an ihrer Spitze — hervorgegangen sind, 
eine unmittelbare geschichtliche Bedeutung für die Gegen- 
wart. 

In Anknüpfung an frühere Studien ^ habe ich den Ver- 
such gemacht, in vorliegender Abhandlung das Erb- und 



1) Das Eecht der Erstgeburt in den deutschen Fürsten- 
häusern und seine Bedeutung für die deutsche Staatsentwickelung. 
Leipz. 1851. De testamento Genserici seu de antiquissima lege 



X Vorwort. 

Familienrecht des deutschen Herrenstandes im eigentlichen 
Mittelalter d. h. vom Erblichwerden der Fürstenthümer und 
Grafschaften bis zum Anfang des XIV. Jahrhunderts, im 
Zusammenhange darzustellen. 

Indem ich für die ältesten Zeiten auf meinen erwähnten 
Aufsatz verweise, schliesse ich hier absichtlich die spätere 
Entwickelung der fürstlichen Hausgesetzgebung aus, welche 
mit dem Anfang des XIV. Jahrhunderts überall fast gleich- 
zeitig beginnend, auf der Grundlage der Familiengenossen- 
schaft und der Autonomie, jenes eigen thümliche Standesrecht 
des hohen Adels erzeugt hat, welches noch jüngst von 
A. W. Heffter's Hand eine so sachkundige Darstellung 
erfahren hat. Die wohlwollende Mahnung dieses berühmten 
Eechtsgelehrten an die baldige Fortsetzung meines Werkes 
über die Hausgesetze der deutschen Fürstenhäuser ist mir 
ehrend und beschämend zugleich gewesen und wird nicht 
ohne Erfolg bleiben, sobald gewisse äussere Hindernisse 
überwunden sein werden. Mit dieser Sammlung der Haus- 
gesetze gedenke ich dann eine ausführliche Geschichte der 
Hausgesetzgebung vom XIV. Jahrhundert bis auf die Gegen- 



Buccessoria in Germanorum regnis. Jenae 1859. Die Haasgesetze 
der regierenden deutschen Fürstenhäuser, mit Einleitungen 
herausgeg. Bd. I. Jena 1862. Die Hausgesetze der deutschen Fürsten- 
häuser. A n h a n g zu 0. Stobbes Geschichte der Deutschen Eechtsquellen. 
Abth. II. S. 499 flf. (1864.) Thronfolge und Familienrecht der 
ältesten germanischen Eönigsgeschlechter, in der Zeitschrift für Eechts- 
geschichte Bd. Vn. S. 323— 405. (1868.) Vergl. auch meine Artikel 
^n Bluntschli's Staatswörterbuch über: Ebenbürtigkeit, Thron- 
folge, und über die Hausgeschichte und das Fürstenrecht der wich- 
tigsten deutschen Dynastien: Habsburger, Hohenzollern, 
Nassau - Oranier, Weifen, Wettiner, Witteisbacher, 
Würtemberger, Zähringer, sowie der Häuser Bourbon (Kape- 
tinger) und Braganza. 



Vorwort. XI 

wart zu verbinden. Hier biete ich zunächst nur eine Vo r - 
arbeit, welche im Rechte des Mittelalters die Keime 
dieser spätem Entwickelung darzulegen sucht Obgleich 
dieselbe selbstverständlich auf einer langjährigen Beschäf- 
tigung mit dem Gegenstande beruht, so hat mich schliesslich 
doch die bevorstehende festliche Veranlassung bewogen, 
mit der Abhandlung schneller hervorzutreten, als es viel- 
leicht sonst geschehen wäre. Möchte dieser Grund in den 
Augen des billig denkenden Lesers dem Verfasser einiger- 
massen zur Entschuldigung dienen, wenn sich hie un<} da 
Lücken und Mängel finden sollten, welche bei einer sorg- 
fältigeren Anwendung der letzten Feile vielleicht vermieden 
worden wären. 

Breslau, im Juli 1871. 

Dr. Hermann Schulze. 



Erstes Kapitel. 

Der Herrenstand als geschlossener Geburtsstand. 



§ 1. 



Anknflpfimgr an die ständischen Terhältnisse der fr&nkisehen 

Periode. * 

Das salische Gesetz kennt keinen Adel, ebensowenig die 
Lex ßipuariorum. Nirgends wird ein höheres Wehrgeld oder 
sonst ein rechtlicher Vorzug erwähnt, welcher den Ein- 
zelnen, um ihrer Geburt willen, als Standesrecht, zugekommen 
wäre. Dieser Zustand wird durch alle Quellenzeugnisse der 
fränkischen Periode bestätigt. Es giebt nur zwei grosse Ge- 
burtsstände: Ereie und Unfreie, Adel und Ereiheit sind 
identische Eegriflfe. Alle Ereigebomen sind sich ebenbürtig, 
nur die Ehen zwischen Ereien und Unfreien sind ausgeschlossen. 

Während demnach ein rechtlich bevorzugter Geburts- 
stand im Erankenreich nicht besteht, so ist dagegen ein p e r - 
sönlicher Vorzug Einzelner anerkannt, welcher auf einem 
nähern Treuverhältnisse zum König beruht. Darin zeigt sich 
die ganze Bedeutung des bei den Eranken am stärksten aus- 
gebildeten monarchischen Prinzips. Der altgermanische Volks- 
adel hat seinen rechtlichen Vorzug verloren und dieser ist 



1) G. Waitz. Bas alte Becht der saliscben Franken S. 104, der- 
selbe deutsche Yerfassungsgeschichte B. IV. 1861. besonders S. 151 — 305. 
K. Maurer über das Wesen des ältesten Adels der deutschen Stämme. 
München 1846. P. Both Geschichte des Beneficialwesens yon den ältesten 
Zeiten bis ins zehnte Jahrb. Erlangen 1850. Chr. G. Göhrum Geschicht- 
liche Darstellung der Lehre von der Ebenbürtigkeit nach gemeinem deutschen 
Rechte. 2 Bd. Tübingen 1846. 
H. Schnlze, Erb- u. Familienrecht. 1 



2 Erstes Kapitel. 

ganz auf diejenigen übergegangen, welche in ein näheres 
persönliches Verhaltniss zum Könige getreten sind. Ein drei- 
faches Wehrgeld wird jedem zu Theil, der sich im königlichen 
Heere befindet. Dauernd ist derselbe Vorzug denjenigen 
beigelegt, welche „in truste dominica" sind. Nur die Bezie- 
hung zumKönig, nur der Königsdienst, giebt einen recht- 
lichen Vorzug, hebt den Freien über seine Standesgenossen 
empor. Man spricht daher wohl von einem Dienstadel 
im fränkischen Reiche, welchem freilich gerade das wichtigste 
Moment des Adels, die Erblichkeit, fehlt. Wie wenig 
derselbe bereits zu einem abgeschlossenen Stande entwickelt 

9 

war, zeigen besonders die schwankenden Ausdrücke, welche 
man braucht, um diese Bevorzugten und Vornehmen zu bezeich- 
nen, sie heissen „principes, primores, primates, optimates, 
proceres," bisweilen auch „nobiles." Hierher gehörten die geist- 
lichen und weltlichen Würdenträger, Bischöfe und Aebte, Her- 
zöge und Grafen, die grossen Hofbeamten, die Inhaber grosser 
Beneficien und überhaupt alle, die in einer nähern Treuver- 
bindung zum König standen, die Antrustionen und Vassi dominici 
oder regales. 

Obgleich alle diese hervorragenden Grossen nur einen 
persönlichen Vorzug gemessen, so sind doch bereits im 
Keime die Elemente zur Bildung eines künftigen Erbadels 
vorhanden. Die steigende Wichtigkeit des Beneficialwesens, 
das Herabsinken der kleinem Freien in Abhängigkeit und 
Dienstbarkeit, die damit verbundene Umgestaltung der Grund- 
besitzverhältnisse , der Einfluss, welchen die Grossen auf die 
Berathung der Reichsangelegenheiten erhielten, das vielfach 
mit Erfolg gekrönte Bestreben derselben, die obrigkeitlichen 
Rechte in den einzelnen Gauen für ihre Familien erblich zu 
machen — alle diese Momente trugen dazu bei, die Kluft 
zwischen diesen mächtigen Grossen und den immer tiefer her- 
absinkenden Gemeinfreien zu erweitern. (Waitz IV. S. 275.) 
Thatsächlich erhielten nicht selten die Nachkommen der 
oft schon als principes bezeichneten Grossen die Reichsämter 
und Beneficien ihrer Vorfahren wieder. So gab es in der 
spätem Zeit der fränkischen Monarchie zwar noch keinen Erb- 



Anknüpfung an die ständischen Verhältnisse der fränkischen Periode. 3 

adel, wohl aber eine mächtige Greburtsaristokratie, 
welche sich Generationen hindurch im Besitze der bedeutendsten 
Reichsämter und Beneficien erhielt. In dieser Aristokratie der 
spätem fränkischen, besonders karolingschen Zeit, liegt der 
Keim des Adels oder Herrenstandes im Mittelalter. Seit die 
Herzogthümer und Grafschaften vollständig erb- 
lich geworden sind, ist aus dem bloss thatsäch- 
lichen Vorzug gewisser grosser Familien ein 
allein zur Herrschaft berechtigter Erbadel, ein 
Herrenstand, geworden. Diese grosse Umwandlung 
tritt mit der Auflösung der Gauverfassung ein. Statt 
der Gaugrafen treten, seit der Mitte des elften Jahrhunderts, 
Grafen und Herren in den Urkunden auf, die sich niclit mehr 
nach ihrem Gau, sondern nach ihren Burgen nennen, die sich 
von der Beamtenstellung des Gaugrafen zu erblichen 
Landesherren emporgearbeitet haben. ^ 

Bisweilen lässt sich nachweisen, sehr oft wenigstens mit 
Wahrscheinlichkeit vermuthen, dass die Fürsten - und Grafen- 
familien des Mittelalters von den frühem Gaugrafen abstammen, 
in deren ehemaligen, nun zersplitterten Gauen ihre Familien- 
besitzungen liegen, nach welchen sie später ihre Namen an- 
zunehmen pflegen.^ Im grossen Ganzen ist die Kon- 



1) Hermann Schulze das Kecht der Erstgehurt in den deutschen 
Fürstenhäusern. Leipzig. 1851, besonders § 15 — 22, wo dieser grosse 
ümgestaltungsprocess ausführlich nachgewiesen ist. Yergl. auch Thu- 
dichum die Gau- und Markverfassung in Deutschland. 1860, bes. S. 80 ff. 
Für Schwaben besonders Ch. Fr. v. Stalin Würtemb. Geschichte B. I. 
S. 542. ff. 

2) So waren die ältesten Ahnherren des Hauses Anhalt Gaugrafen 
im Nordschwabengau, in welchem die Stammgüter lagen, nach denen sie 
sich später nannten, wie Anhalt, Ballenstädt. Stenzel, Anhalt. Geschichte 
S. 12. Hermann Schulze die Hausgesetze der regierenden deutscheu 
Fürstenhäuser. Jena 1861. B. I. S. 5. So stammten die Grafen von Kom- 
burg oder von Kotenburg a. d. T. von den alten Gaugrafen des Kocher - 
und Taubergaus. Stalin I. S. 571. In den Zeiten, in welchen die Sitte, 
sich nach Burgen zu nennen, noch nicht aufgekommen war, zeigen sich 
mehrere Adalberte, Grafen im Zaber - und Murrgau als unzweifelhafte Ahn- 
herren der Kalwer Grafen. Stalin IL S. 368. Die spätem Grafen von 
Oettingen stammen von den Gaugrafen im Biesgau ab. So waren die 

1* 
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tinuität zwischen der Beamtenaristokratie der 
karolingischen Periode und dem erblichen Für- 
sten- und Herrenstande des Mittelalters nicht zu 
verkennen, wenn sie sich auch nicht überall im Einzelnen 
nachweisen lässt. 

§ 2. 
Der Fttrsten - nnd Herrenstand des Mittelalters. 

Die grosse Umwandlung, welche in allen Zuständen des 
Reiches vor sich ging, brachte auch neue ständische Unter- 
scheidungen hervor, neben welchen indessen eine Zeit lang 
die ältere ständische Auffassung unvermittelt fortbestand, 
schliesslich aber der neuen ständischen Gliederung weichen 
musste. 

Es ist natürlich, dass die Eamilien der grossen Reichs- 
beamten sich höher dünkten als die gewöhnlichen Freien, über 
welche sie, im Namen des Königs, die Gewalt ausübten. Mit 
der Erblichkeit der Aemter und Eeneficien wurde unvermerkt 
das rein Persönliche der Würde und des Ranges auf die 
Familie übertragen; hierdurch entstand der Begriff von einem 
edlen Geschlechte : „ de nobili progenie natus, ortus ex illustri 
prosapia." So bildete sich ein Verhältniss, welches einem Erb- 
adel sehr nahe kam und diesen vorbereitete, indessen doch 
diesem Begriff so lange noch nicht ganz entsprach, als In- 
genuität und Nobilität — Freiheit und Adel — noch 
nicht durchgreifend geschieden wurden. Noch waren alle 
Freigebomen, vom Herzoge und Grafen bis zum kleinsten 
freien Grundbesitzer, desselben Standes, die Edlen nur die 



Grafen Ton Kalw Nachkommen der alten Gaugrafen im Murrgan, ihr Ver- 
waltungsbezirk wurde früher Grafschaft Ingelheim genannt von dem Orte 
der Malstätte im Murrgau. Stalin L S. 568. Eine solche Abstammung 
von alten Gaugrafen für die Grafen von Wertheim nimmt auch Aschbach 
an (Geschichte der Grafen Ton Wertheim Bd. I. S. 14.) Für die rheinischen 
Grafenfamilien bezeugt eine solche gaugräfliche Abstammung besonders 
Wilhelm Günther Codex diplomaticus Bheno - Mosellanus B. I. S. 15. 
So war die Grafschaft im Breisgau schon seit den ältesten Zeiten im Besitz 
der Zähringschen Familie, ebenso in der Ortenau. H. Schulze Haus- 
gesetze B. I. S. 147. 



Der Fürsten- und Herrenstand des Mittelalters. 5 

Vornehmem unter ihres Gleichen, primi inter pares. Auch 
Fürsten imd Grafen werden in den Urkunden dieser Zeit noch 
häufig nur als liberi und ingenui bezeichnet. „Die nobilitas 
verzehrt nicht die libertas, sondern stützt sich auf dieselbe 
und setzt sie voraus. Daher so oft die Zusammenstellung 
edel und frei, nobilitas et libertas, um zu bezeichnen, dass eine 
Person unter den Vollfreien noch durch besondere Abstammung 
hervorrage." ^ 

Ganz auf dieser alterthümlichen Anschauung ruht die 
Darstellung der ständischen Verhältnisse im Sachsen- 
spiegel. Hier werden die Fürsten und freien Herren, also 
die principes und nobiles, den Seh offenbar freien, d. h. 
dem Geburtsstande der alten Freien, in Eezug auf das Wehr- 
geld gleichgestellt: 

„Nu vememet aller lüde weregeld und bute. Vorsten, 
vrie herren scepenbare lüde die sin gelik in bute unde 
weregelde. " III. 45. §. 1. 

Ueberhaupt spricht der Sachsenspiegel nur wenig vom 
Herrenstand. Wo er die Klassen der Freien aufzählt, nennt 
er nur die Schöffenbarfreien, die Pfleghaften und 
die Landsassen; doch erkennt er bereits die höhere Stellung 
der Fürsten und freien Herren darin einigermassen an, dass er 
verordnet, ihnen Bussen und Wehrgeld in Gold zu entrichten : 
„Doch eret man die vorsten und die vrien herm mit golde 
to gevene. " III. 45. §. 1. Auch werden ihnen im Sachsen- 
spiegel bereits mancherlei andere Vorzüge beigelegt; dabei 
aber wird unverkennbar die alte Standes gleichheit 



1) Home 7 er die Heimath nach altdeutschem Hechte S. 48, (in den 
Abhandlungen der Berliner Akademie 1852): Diu edele und die frie Maria, 
Diutisca I. 411. 483. Di edel und frie fronwe, die eime fürsten wohl gezam. 
ebd. I. 34&. Nobilitatem et llbertatem nimis esse declinatam. Chronic. 
Weing. c. 3. S. 48. Sehr richtig sagt 0. Stobbe in seiner Abhandlung 
„die Stände des Sachsenspiegels*' (Zeitschrift für deutsches Kecht XY. 
320.): „Nobilitas, Ingenuitas, Libertas bezeichnet durchaus nicht einen 
fest|)estimmten Stand, so dass bei demselben Worte i;pmer an dasselbe zu 
denken wäre, sondern die Bedeutung schwankt auf das manchfaltigstc. Die* 
selben Personen werden einmal als liberi bezeichnet, ein andresmal als 
nobiles und dann wieder als principes.'* 
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aller Voll freien, die Identität von Adel und Freiheit, 
festgehalten. ^ 

Es ist mit Recht besonders von H o m e y e r und S to b b e, 
in neuester Zeit von F i c k e r und Ma r t i t z geltend gemacht, 
dass der Sachsenspiegel vielfach an veralteten Zuständen 
festhält, welche zur Zeit seiner Abfassung sich bereits überlebt 
hatten. Es ist unverkennbar, dass insbesondere die Schilderung 
der Standesverhältnisse selbst für den Anfang des dreizehnten 
Jahrhunderts etwas altfränkisches hat und ein Festhalten an 
älteren Verhältnissen zeigt, welche in der Zeit der Abfassung 
des Sachsenspiegels kaum noch bestanden haben können. * 

Ganz anders stellt der S c h wa benspiegeldie ständische 
Gliederung dar. Während der Sachsenspiegel noch wesentlich 
in dem Boden der altgermanischen Volksfreiheit wurzelt, steht 
der Schwabenspiegel ganz im Einklang mit den wirklichen 
Verhältnissen seiner Zeit und wird von der lehenrecht- 
lichen Anschauung durchaus beherrscht. Die ganzeGlie- 
derung der Stände ist in ihm eine feudalistische 
geworden. Im Schwabenspiegel erscheinen die 
Hochfreien als ein abgeschlossener, und zwar 
als der höchste Geburtsstand. Man unterscheidet 
daselbst drei Classen von freien Leuten: 

„ Hie sagen wir von drier hande vrien liuten. Der heizent 
eine sempar vrien. daz sint die vrien herren als fursten und 
die ander vrien zeman habent. So haizent die andern mittel 
vrien. das sint die ander vrien man sint. Die dritten vrien 
daz sint die vrien landsaezen sint. die sint gebure und sitzent 



1) Noch entschiedener als im Sachsenspiegel werden im Görlitz er 
Landrecht die Schöfifenbaren und Fürsten als ebenbürtig behandelt, ab- 
gesehen davon dass sie auch nach ihm gleiches Wehrgeld und gleiche 
Busse haben , so heisst es auch : „ Ein scheffinbare man des kunings mac 
wol scheidin eines yorstin orteil unde mnz ouch wol mit eme rechtin unde 
der vorste mit ime.** 0. Stobbe a. a. 0. S. 325. 

2) Homeyer, die Stellung des Sachsenspiegels zum Schwaben- 
spiegel S. 73. 0. Stobbe a. a. 0. S. 321. F. de Martitz, Qui sint 
ingennitate sibi compares jure speculi saxonici. 1859? J. Ficker: Vom 
Heerschilde. Ein Beitrag zur deutschen Reichs- und Kechtsgeschichte. 
Innsbruck 1862 S. 172. t. Hartitz eheliches Güterrecht S. 2, 4, 240 ff. 
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uf dem lande, der habent iegelich ir sunder recht daz wir 
her nach wol gesagen". (Lassberg p. 5.) 

Diese Stelle betrachtet den Herrenstand als eine eigene, 
über den ritterbürtigen und nicht ritterbürtigen Freien stehende 
Geburtsklasse. I^ach der Auffassung des Schwabenspiegels 
ist der grosse Scheidungsprocess im Stande der Freien 
vollzogen. Die Fürsten und freien Herren sondern sich als 
Herrenstand (später hoher Adel) von den übrigen Freien 
ab, die zweite Stufe nehmen die ritterlichen Vasallen ein 
(später niederer Adel), die dritte alle diejenigen, welche Lehens- 
rechts darben und eine bäuerliche Lebensweise führen. 

Das sicherste Zeichen eines wirklichen Standesunter- 
schiedes im Mittelalter ist der Mangel der Ebenbürtig- 
keit. Während der Sachsenspiegel von seinem Standpunkt 
aus Fürsten (resp. freie Herren) und Schöffenbarfreie im Ehe- 
recht unzweifelhaft als ebenbürtig betrachtet, muss der Schwa- 
benspiegel consequenterweise Ehen zwischen Hochfreien und 
Mittelfreien als Missheirathen ansehen, wo das Kind immer 
der ärgern Hand folgt. Diese Rechtsansicht wird (A. 70. 
Lassberg S. 33) auch aufs Bestimmteste ausgesprochen: 

„Es is niemen semper vri. wan des vaters und muter. 
und der vater und der muter sempaer vri waren, die von den 
mitein vrien sint geboren, die sind och mitel vrien. und ist 
ioch die muter sempaer vri und der vater mitel vri. diu kint 
werdent mitel vrien. und ist der vater semper vri und diu 
muter mitel vri. diu kint werdent aber mitel vrien." 

Es ist dies „keineswegs eine künstliche, bloss subjektive 
Auffassung " des Schwabenspiegels, sondern vielmehr ein wahr- 
haftes und lebendiges Zeugniss für die wirklich vorhandene 
ständische Gliederung der damaligen Zeit. ^ Während die 



1) Ein wichtiges Zeugniss für die zeitgemässe und korrekte Dar- 
stellung des Schwabenspiegels ist auch die volle XJebereinstimmung des 
Spiegels deutscherLeute, welcher bekanntlich als die unmittelbare 
Quelle des Schwabenspiegels anzusehn ist. Es heisst daselbst an zwei Stellen, 
§ 3 „Von den Yreien'*: „Von yreihait sullen wir reden. Wir zerlegen 
dreier hande yreiung. Dein sint ein gar vreien. als fursten und die vreien 
ze man haitt. so haizzent die andern mitter yreien daz sint die der vreien 
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Aufifassung des Sachsenspiegels einen veralteten Zustand 
darstellt, welcher nur noch in der Theorie des Spieglers fort- 
lebt, wird die Darstellung der Stände im Schwabenspiegel 
durch zahlreiche gleichzeitige Urkunden, als die einzig korrekte 
und zeitgemässe bewahrheitet. Mag die Darstellung des 
Sachsenspiegels für das zehnte, elfte und zwölfte Jahrhundert 
ihre Wahrheit gehabt haben; seit dem Ende des zwölften 
Jahrhunderts ist die Sichtung des freien Standes, 
seine Zerlegung in verschiedene neuen Stände 
vor sich gegangen. Schritt für Schritt hat sich ein 
Erbadel ausgebildet, indem jene mächtigen Geschlechter, 
die die Reichsämter erblich gemacht und grosse Immunitäten 
erworben haben, die herrschenden geworden sind und den 
Herrenstand ausmachen. Dieser bildet nicht mehr wie 
früher bloss eine vornehmere Klasse im Stande der Freien, 
sondern ist entschieden im dreizehnten Jahrhundert ein ge- 
schlossener Geburtsstand geworden, dessen Glieder, trotz 
ihres höhern oder niedem Ranges, untereinander sich eben- 
bürtig sind, während er sich gegen andere Stände, selbst 
den zunächst stehenden der Mittelfreien, auch im Eherecht 
scharf abschliesst. 

§ 3. 
Die reehtllehen PrilrogratiTe des Herrenstandes. 

Allerdings sagt der Schwabenspiegel, dass die hohen 
Ereien Ritterbürtige oder Mittelfreie zu Vasallen hätten. 
Obgleich dies den regelmässigen Zustand bezeichnet, so 
liegt darin doch kein unterscheidendes Merkmal für 
den Rechtszustand des Herrenstandes, da auch blosse Ritter- 



man sint. Die dritten vreicn daz sint die lant sezzen und die gepauren. 
der hat igleicher sunder recht. '* 

§ 62. ,,yon dreier hande freien leuten^' lautet: „Es enist nieman 
gar yrei. Wan des yater und des muter und der yater und 
der muter sentper yreien waren, die von den mittem yreien sint 
geporen. die sint mitter yreien und ist halt deu muter sentper yrei und 
des yater muter yrei. deu chind werdent mitter yreien." 
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bürtige ihres Gleichen zu Vasallen haben konnten, wie der 
Sachsen - und Schwabenspiegel ausdrücklich anerkennt. ^ 

Auch ruht das Wesen der hohen Freiheit nicht in dem 
Vas allen Yerh alt niss zum Könige; zwar sind alle Für- 
sten Lehensmänner des Königs, Sachsensp. III. 58. §. 1 u. 2, 
ebenso auch viele edle Herren, aber es giebt immer noch 
einzelne alte Dynastenfamilien, welche sich niemals in eine 
Lehensabhängigkeit begeben hatten, und auf diese Unabhängig- 
keit einen besondem Werth legten. ^ Das Wesen des Herren- 
standes wird in dieser Zeit vielmehr durch zwei andere Mo- 
mente bedingt: 

1. Durch den Besitz eines reichsunmittelbaren 
Territoriums, über welches dem Inhaber das Herrschafts- 
recht, dominium terrae, später Landeshoheit genannt, zusteht. 
Als Mittelpunkt aller Regierungsgewalt gilt die jurisdictio 
im Sinne des Mittelalters. Auch der kleinere Herrenstand? 
der nicht gefürstete Adel, besitzt jetzt das volle Grafenrecht 
über seine immunen Besitzungen, während früher der Blutbann 
dem Grafengerichte vorbehalten war. ^ Die Hoch freien 
erscheinen als die Inhaber von weltlichen Ge- 
richten, wie die Constitutio generalis Friedrichs 11. von 1234 
von den „universis judiciariam potestatem haben- 
tibus" redet (Pertz IV. S. 301.); ja sie sind sogar aus- 
schliesslich zum Besitz von Gerichten belabigt : „Lehn an gericht 
mag niemant haben, er sey dann semperfrey. (Schwabensp. 
121. Lassberg S. 60). Immer mehr gelangten die Hochfreien 
zu einer wirklichen Regierungsgewalt und schon in dieser 
Periode werden sie als Landesherren, domini terrae bezeich- 
net;* die Hochfreien sind die reichsunmittel- 
baren Landesherren. 



1) Sachsensp. £. I. Art. III. § 2. Schwabensp. 142 (Lassberg S. 68). 

2) Göhrum I. S. 212. 

3) Auch Stalin I. S. 535 bezeugt für Schwaben, dass die Gewalt 
des Grafen vollständig auf die Immunitätsherren übertragen wurde. 

4) Conrentus Oppenheim, de a. 1255 (Pertz IV. p. 375.) Wilhelmus 
dei gratia Kom. rex . . . sie decrenmus, ut nobile s et domini terrae 
judicÜB suis juste utantur. ^ 



10 Erstes Kapitel. 

2. Durch die Theilnahme an den Reichstagen 
und dem Reichsregiment. Die Fürsten und Herren 
stehen dem König berathend zur Seite^ ^ sie sind allein sitz - 
und stimmberechtigt in der Reichsversammlung. Ueberall 
wird dieses Mitwirkungsrecht bei Reichsangelegenheiten, als 
ein charakteristisches Merkmal der Hochfreien hervorgehoben, 
welches den Mittelfreien oder Ritterbiirtigen nicht zukommt. 
Die wichtigste Mitwirkung der Hochfreien an der Reichs- 
regierung zeigt sich darin, dass der gesammte Herrenstand 
in dieser Zeit, als Standesprivilegium , das Recht der 
Königs wahl ausübte. * Der Herrenstand wählt den König 
aus seiner eigenen Mitte; nur ein Hochfreier, als Mitglied 
der herrschenden Reichsaristokratie, ist föhig, zum König ge- 
wählt zu werden, kein Mittelfreier ist dazu edel genug. * 
Mit der landesherrlichen und reichsständischen Stellung der 
Hochfreien hängt auch ihr privilegirter Gerichtsstand 
vor dem König zusammen. Alle Rechtssachen, welche der 
hohen Freien Person, Ehre, Leben, Eigen oder Erbe betrafen, 
durften allein vor dem Känig verhandelt und entschieden 
werden. Der König war ihr Richter, Standesgenossen ihre 
Schöflfen an des Königs Hofe.* 



1) Eine grosse Anzahl yon Belegstellen giebt Göhrum a. a. 0. 
B. I. S. 224 ff. Ebenso werden nach dem Scbwabenspiegel nur Personen 
vom Herrenstande zu den Reichstagen geladen. 128 (Lassberg S. 66) : 
„So der kunc einen hof wil gebieten, den sol er gebieten über sechs 
Wochen, und sol in den fursten und andern herren künden, mit 
versiegelten briefen." Wo der Anwesenheit von Hitterbürtigen aufKeichs- 
tagen gedacht wird, erhellt, dass dieselben nicht als sitz- und stimm- 
berechtigte Mitglieder der Reichsversammlung betrachtet wurden. Rudolfi I. 
constit. de a. 1274. (Pertz IV. S. 399) Göhrum a. a. 0. S. 223. 

2) Philipps, die deutsche Eönigswahl bis zur goldenen Bulle. 
Sitzungsberichte der £. £. Akademie B. XXYI. S. 117. Sachsensp. III. 
57. § 2. „Sint kisen des rikes vorsten alle papen und leien. '' 

3) Schwabensp. 123. wer ze könig edel genug ist: „Die fursten 
suln kiesen einen kiunig. der eine vrier herre si. und also vri. daz sin 
vater und sin muter vri gewesen si. und der vater und der muter vri 
gewesen si. und suln nüt mittel vrien sint.*' 

4) Sachsensp. III. 55. § 1.: Over der vorsten lif unde ire gesunt 
ne mut neman richtere sin, wan die koning. '* Spiegel deutscher Leut 
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So hervorragend sind die den Hochfreien zustehenden 
Prärogative nnd vollständig geeignet, eine scharfe ständische 
Abgrenzung gegen diejenigen zu ziehen, welche, wie die Mittel- 
freien, an diesen erhabenen Vorrechten nicht theilnahmen. 

Die rechtliche Stellung der Hochfreien hängt mit der 
sich umgestaltenden Verfassung des deutschen Reiches eng 
zusammen; dasselbe nimmt immer mehr den Charakter eines 
zusammengesetzten Staates an, unter dem Oberstaate 
des Reichs bilden sich in den Territorien bereits Unter- 
staaten. In beiden staatlichen Sphären sind die Hochfreien 
zur Theilnahme an der Regierung berechtigt — im Reiche 
als Wähler und Berather des Kaisers, als seine Reichs- 
stände, in den Territorien als Inhaber einer Regierungs- 
gewalt, welche sich immer mehr zur Landeshoheit entwickelt. 
Hochfrei sind demnach alle diejenigen Familien, 
derenHäupter sich imBesitz reichsunmittelbarer 
Territorien befinden und als Reichs stände stimm- 
berechtigt sind in der Reichsversammlung. 

Der Ausdruck „principes" hat bis zum Ausgang des 

XI. Jahrhunderts noch keine bestimmte technische Bedeutung 
gewonnen, insbesondere werden noch alle Hochfreien unter- 
schiedslos als -principes aufgeführt. Julius Fickers tief- 
gehende Forschungen in seinem gelehrten Werke: „Vom 
Reichsfürstenstande" (Bd. I. Innsbruck 1861) haben 
dargethan, dass die Reichskanzlei erst seit dem Ende des 

XII. Jahrh. das Wort principes in einem wesentlich andern 



299. Schwabensp. 125 u. 138: „derkunc sol mit deren forsten urteil, den 
ursten ze achte tun.'' Siehe bes. Otto Franklin. De justitiariis 
curiae imperialis. '' 1860 p. 28. Derselbe das Rcichshofgericht im 
Mittelalter. Weimar 1867. B. I. S. 66 — 70. B. II. (1869) S. 134 — 151. 
Die hieher gehörige Hauptstelle der Konstitution £. Friedrichs II. von 
1235 lautet: „Statuimus, ut curia nostra justiciarium habeat. Hie singulis 
diebus judicio praesideat . . . jus reddens omnibus querulantibus, praeter- 
quam de principibus et aliis personis sublimibus (die Hochfreien) in caussis, 
quae tangnnt personas, jus, honorem, feoda, proprietatem, yel hereditatem 
eorundem et nisi de caussis maximis ; praedictorum etenim discussionem et 
jndicionem nostrae celsitudini reservamus. " Alle hierher gehörigen Stellen 
finden sich bei Franklin vollständig zusammengestellt. 
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Sinne gebraucht, als früher, dass nicht mehr alle Hochfreien 
so genannt werden, dass der Ausdruck vielmehr eine bestimmte 
über andern Grossen stehende Klasse von Personen bezeichnet. 
Zu den Fürsten werden Herzöge, Markgrafen, Pfalzgrafen, 
nicht aber mehr einfache Grafen gezählt, wenn ihnen nicht, 
wie etwa den Grafen von Tyrol oder von Henneberg aus- 
dnfcklich die fürstliche Würde beigelegt ist (s. g. ge- 
fürstete Grafen). Unzweifelhaft bilden die Fürsten seit 
dieser Zeit eine staatsrechtlich hervorragende Klasse mit 
ganz besondem Vorrechten und Privilegien, besonders auch 
in Betreff ihres Gerichtsstandes und ihrer Stellung in der 
Anordnung der Heerschilde. ^ In letzterer Beziehung tritt 
die Unterscheidung der fürstlichen und nicht fürstenmässigen 
Hochfreien deutlich hervor. Den ersten Heerschild hat der 
König, als oberster Lehensherr und Heerführer. Die Sonderung 
der dem Könige im Heere Folgenden bestimmt sich zuerst 
durch den vom Lehenswesen unabhängigen Stand; den zweiten, 
dritten und vierten Heerschild nimmt der Herrenstand ein, 
der wieder in Fürsten (H. 2. u. 3) und freie Herren (H. 4) 
sich scheidet, die drei letzten Heerschilde der Stand der Freien 
schlechthin, ob noch wieder mit einer Sonderung der Ritter- 
bürtigen (5 u. 6) und der Nichtritterbürtigen (7) ist hier 
nicht zu untersuchen. 

Die vier ersten Heerschilde gehören dem Herrenstande, 
dem spätem hohen Adel. Zu diesem gehört, wenigstens 
seinem Familienstande nach, auch der König. Der zweite 
Heerschild, welcher die geistlichen Fürsten umfasst, kommt 
hier nicht in Betracht, da diese nur für ihre Person zu den 
Hochfreien gehörten, somit einen hohen Personadel bil- 
deten. Von Interesse sind hier nur der dritte und der 
vierte Heerschild, sie umfassen den hohen Geburtsadel, 
welcher Einen Stand bildet, aber in zwei Klassen zerfiillt, in 
die gefürsteten und die nicht gefürsteten Hoch- 
freien. Wenn einem freien Herrn ein Fahnlehen verliehen 



1) Vergl. Homeyer System des Lehenrechts u. J. Ficker: Vom 
Heerschilde. Innsbruck 1862. 
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wird, 80 ist dies keine eigentliche Standeserhöhung, denn 
Fürsten und freie Herren bilden denselben Stand; es ist nur 
eine Erhöhung des Heerschildes, ein Emporsteigen zu einer 
politisch, nicht der Geburt nach hohem Klasse der 
Hochfreien. (Homeyer a.a.O. S. 306.) Als der Sohn des 
freien Herrn Friedrichs von Büren, der Erbauer der Burg 
Staufen, zum Herzoge von Schwaben erhoben wurde, war 
dies ein bedeutsames politisches Emporsteigen eines kleinen 
Herrn zu grosser Macht, aber dennoch keine wahre Erhöhung 
des Geburtsstandes. Aus diesem einfachen Dynastengeschlecht 
ging sogar das glorreiche Haus der Hohenstaufen hervor. 
Der Urgrossvater Kaiser Friedrichs I. des Rothbarts nannte 
sich noch einfach „Herr von Büren" d. i. Wäschenbeuren. 
Er war ein Dynast oder freier Herr, dessen Besitz in engen 
Grenzen um seine Burg lag und gehörte nicht einmal zu den 
gräflichen Geschlechtem seiner Heimath. Ficker bezeichnet 
mit Recht den Reichsfürstenstand im neuem Sinn als 
eine „lehenrechtliche Genossenschaft." Als ein 
Geburtsstand im strengjuristischen Sinne hat derselbe sich 
niemals, weder im Mittelalter, noch in der spätem Zeit von 
dem übrigen Herrenstand getrennt. Für unsere Aufgabe kommt 
daher die Unterscheidung in fürstliche und nichtfürstliche Ge- 
schlechter des Herrenstandes nicht weiter in Betracht, da 
beide immer einen einheitlichen Geburtsstand bildeten und in 
Betreff ihres Erb - und Familienrechtes denselben Grundsätzen 
folgten, wie auch das neuere Privatfürstenrecht ein Gemein- 
gut des gesammten hohen Adels wurde, ohne jede Scheidung 
zwischen fürstlichen und nichtfürstlichen Familien. 

§ 4. 
Die Ausl>ildiuigr des Begrriffes eines hohen Adels in Beutseliland.^ 

Im elften, zwölften und dreizehnten Jahrhundert gilt nur 
der Herrenstand als wahrer Adel. In den Quellen dieser 
Zeit werden nur seine Mitglieder regelmässig als nobiles 
bezeichnet. Dieser fürstliche, gräfliche odergrafen- 

1) J. St. Pütt er üher den Unterschied der Stände, besonders des 
hohen und niedem Adels in Deutschland. Göttingen 1795. K. D. Hüll- 
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massige Adel ist die Grundlage der regierenden 
reichsständischen Geschlechter geworden. Man 
nannte sie nur deshalb nicht hohen Adel, weil der Gegen- 
satz dazu, der sog. niedere Adel noch nicht vorhanden war. 

Während so ein Theil der Freien unter günstigen Um- 
ständen sich zu dem herrschenden Stande der Nation 
emporgearbeitet hatte, wurde eine grosse Anzahl der früheren 
Freien zur Vogteipflichtigkeit, ja zur Hörigkeit hinabgedrückt. 
Der alte Stand der Freien löste sich auf, die gemeine Freiheit 
verlor ihre alte Bedeutung. Die Waffenfähigkeit, früher 
eine ehrende Eigenschaft aller Freien, beschränkte sich jetzt 
nur auf eine kleine Anzahl von Freien, auf die s. g. SchöfFen- 
barfreien, die sich in ihrer alten Freiheit behauptet hatten. 
Mit diesen schmolz ein Theil der Ministerialen oder Dienst- 
mannen zusammen, welche ebenfalls eine kriegerische Lebens- 
art führten. Aus diesen freien und unfreien Elementen wuchs 
ein neuer Stand empor, der Ritterstand, dessen Lebens- 
princip kriegerische Ehre war. Wie die Hochfreien den erb- 
lichen Herrscherstand, so bildeten die Ritterbürtigen 
den erblichen Kriegerstand. 

Je mehr das Waffenrecht als eine aristokratische 
und erbliche Auszeichnung aufgefasst wurde, welche nur dem 
Ritterstand, selbst auch in seinen unfreien Elementen, zukam, 
um so mehr musste derselbe den übrigen Volksklassen, sowohl 
den Gemeinfreien, wie den gemeinen Unfreien gegenüber, als 
ein bevorzugter Geh urts stand erscheinen. Die Ritter- 
bürtigkeit wurde die Bedingung zur Erlangung der Ritter- 
würde, zur Erwerbung von Lehen und zur Theilnahme an 
Turnieren. Die ritterbürtigen Geschlechter schlössen sich 
immer mehr zu einem Geburtsstand zusammen. Wie sich die 
Semperfreien, die Familien des Herrenstandes, von allen andern 
Klassen trennten und ein besonderes Geburtsrecht in Anspruch 



mann Geschiebte des Ursprungs der Stände in Deutschland. II. Ausg. 
Berlin 1830. H. Zöpfl über hohen Adel und Ebenbürtigkeit. Stuttg.1853. 
Jetzt besonders das gelehrte Werk von A. W. Heffter die Sonderrechte 
der souveränen u. mediatisirten yormals reichsständischen Häuser Deutsch- 
lands. Berlin 1871. 
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nahmen 9 so schloss sich auch der neugebildete Eitterstand 
gegen die niederen Yolksklassen ab. Die zu Schild und Helm 
Gehörnen betrachteten sich als Genossen, alle andern als 
Ungenossen. 

Obgleich dieser zweite Geburtsstand seinem Ursprung 
nach von den Hochfreien völlig verschieden war und zu diesen 
meistens in einem dienenden Verhältnisse stand, so brachte 
ihn doch die gleiche Theilnahme an kriegerischer Ehre zu 
den Hochfreien in nähere Beziehung und liess ihn, dem übrigen 
Volke gegenüber, als ein aristokratisches Element erscheinen. 
So wird es erklärlich, dass bereits seit der zweiten Hälfte 
des dreizehnten Jahrhunderts bisweilen auch bloss Ritter- 
bürtige in den Urkunden als nobiles bezeichnet werden, wäh- 
rend früher nur die Hochfreien durch dieses Prädikat geehrt 
worden waren. 

Da man nun somit auf die zwei wesentlich verschiedenen 
Geburtsstände der Hochfreien und der Ritterbürtigen das- 
selbe Prädikat anwendete, so musste man zur Unterscheidung 
einen neuen Ausdruck erfinden, wodurch diese beiden Geburts- 
stände auseinander gehalten werden konnten. Ein solcher 
unterscheidender Ausdruck ergab sich von selbst aus dem 
Sprachgebrauch der mittelaltrigen Rechtsbücher. Wie man 
im Schwabenspiegel Hochfreie und Mittelfreie unterschie- 
den hatte, so sprach man später von „majores nobiles," 
„nobiles summi ordinis" und „nobiles mediocres," „no- 
biles media e conditionis , " „nobiles inferioris ordinis."* 
Damit war der Gegensatz zwischen einem hohen 
und niedern Adel ins Leben getreten. Der hohe 
Adel umfasste die fürstlichen, gräflichen und freiherrlichen 
Geschlechter, deren Häupter ein reichsunmittelbares Gebiet 
und Reichsstandschaft besassen. Der niedere Adel bestand 
aus allen ritterbürtigen und lehensfähigen Familien. 

Auch äusserlich war die Grenze zwischen diesen 
beiden Ständen im Mittelalter leicht zu erkennen. Noch war 



1) Zahlreiche Belegstellen finden sich hei GÖhrum B. I. S. 239. 
Eichhorn D. St. u. R. G. §§ 337. 341. Walter D. St. u. R. Gesch. 
261. 415. 418. 419. Y. Schulte R. u. Kechtsgeschichte §§ 76. 83. 105. 
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der Grafen- und Freiherrentitel ein sicheres Merkmal des 
hohen Adels. Die einfachen Ritterbürtigen wurden als „mi- 
lites " überall den freienHerren gegenübergestellt. Erst als 
durch zahlreiche Gnadenbriefe in späterer Zeit der Grafen - 
und Freihermtitel auch an bloss Ritterbürfcige verliehen zu 
werden pflegte, wurde die Unterscheidung der ursprünglich 
grundverschiedenen Geburtsstände des s. g. hohen und nie- 
dem Adels in Theorie und Praxis manchfach schwierig und 
schwankend. 



Zweites Kapitel. 

Das Recht, wonach der Herrenstand im Hittelalter lebte. 



8 1. 

Zustand der Seehtsquellen in Deutsehland Oberhaupt. * 

Bei allen deutschen Stämmen lebten die herrschenden 
Geschlechter in der ältesten Zeit nach dem eigenthümlichen 
Volksrecht ihres Stammes, insbesondere wurden die Erb- 
und Familienverhältnisse der Königshäuser ganz nach der lex 
ihres Volkes beurtheilt. * 

Durch die Losreissung Deutschlands vom grossen Franken- 
reiche hatten die alten leges keineswegs ihre Griiltigkeit ver- 
loren, aber sie geriethen allmählich in Vergessenheit und seit 
dem 11. Jahrhundert kommen nur vereinzelte Spuren ihrer 
Anwendung vor. 

Die Volksrechte waren ausser Uebung gekommen, damit 
war aber die rechtliche Stammesverschiedenheit 
nicht verschwunden. Es gab ein sächsisches, bayersches, 
schwäbisches und fränkisches Recht, welches auch in der Zeit 
des eigentlichen Mittelalters unterscheidend hervorgehoben 
wird. Damit war aber nicht die geschriebene lex, sondern 
vor allem das Gewohnheitsrecht, der Landbrauch 



1) 0. Stobbe Geschichte der deutschen Rechtsquellen S. 266 — 282. 
Derselbe über Personalität und Territorialität des Rechts und die Grund- 
ätze des Mittelalters über die collisio statutorum. Bekkers u. Muthers 
Jahrb. B. VI. S. 22 ff.' 

2) Yergl. meinen Anfsats über die Thronfolge und das Fa- 
milienrecht der ältesten germanischen Königsgeschlech- 
ter/< Zeitschr. für Rechtsgesch. B. VIT. S. 323 — 405. 

H. Sohnlse, Erb- n. Famflienrecht. 2 
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gemeint.^ Im elften und zwölften Jahrhundert lebten die 
Deutschen nach Grewohnheitsrecht und Herkommen,* 
welches sich im Laufe der Zeit weiter und weiter entwickelte 
und je nach dem Stamme, dem Lande oder der Gemeinde in 
den verschiedensten Formen ausbildete. Man hegte die grösste 
Verehrung für dieses althergebrachte Recht, welches im Be- 
wusstsein des Volkes, insbesondere seiner rechtsverständigen 
Männer lebte und durch die Urtheile und Weisthiimer der 
Schöffen in den verschiedenen Lebenskreisen fortgebildet wurde. 

§ 2. 
Ton dem Rechte des Herrenstandes insbesondere. 

Wie in der alten Zeit die herrschenden Geschlechter 
nach der lex ihres Stammes gelebt hatten, so richtete sich 
auch im Mittelalter der Herrenstand nach dem gewöhnlichen 
Landrecht, wie die Gemeinfreien. Das Land recht war nicht 
das Recht eines einzelnen Standes, sondern das Recht der 
Freien aller Stände, für diese umfasste es den gesammten 
Rechtszustand. Von den drei Rechtssphären des Mittelalters : 
dem Landrechte, dem Lehenrechte und dem Hofrechte kamen 
für den Herrenstand nur die beiden ersten in Betracht. Nach 
dem Landrechte wurden alle seine Rechtsverhältnisse beur- 
theilt, soweit sie allodialer Natur waren. Insoweit die 
Hochfreien aber Lehen vom Reiche oder von andern Fürsten 
besassen, wie ja alle Fürstenthümer als Fahnlehen betrachtet 
wurden, kam für sie das Lehenrecht zur Anwendung. 

Abgesehen von diesen feudalen Beziehungen, war für 
die Fürsten und Herren das Landrecht das allein geltende 
Recht, welches auf sie angewendet wurde wie auf die übrigen 
freien Stände des Volks. Nach dem Sachsenspiegel ent- 

1) Dies bezeugt Stalin II. S. 672 für Schwaben : „dieses Gewohn- 
beitsrecbt ist gemeint, wenn die Rede ist von alemanniscbem oder sobwä- 
bischem Rechte. Von Berufung auf ein Gesetzbuch, wie das alte aleman- 
nische zeigt sieb nirgends die mindeste Spur.'' 

2) So sagt z. B. K. Friedrich II. in der Const. pacis Moguntina a. 
1235. Mon. LL. IL p. 313: „per totam Germaniam constituti vivunt in 
causis et negotiis priFatorum consue tudinibus antiquitus tra- 
ditis et jure non scripto.*' 
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scheidet unzweifelhaft über die Rechtsverhältnisse von Grrund- 
stiicken die lex rei sitae allein; alle Rechte an Immobilien 
werden nach dem Rechte des Gerichtes beurtheilt, in dessen 
Sprengel sie liegen. Wegen dieses Prinzips wird auch in den 
Urkunden so häufig hervorgehoben, dass die Auflassung unter 
Beobachtung aller derjenigen Formen vorgenommen sei, welche 
in den Landgerichten Rechtes seien. Auch die Mitglieder 
des Herrenstandes unterwarfen sich überall bei dergleichen 
Rechtsgeschichten der lex rei sitae und ihren Vorschriften. Als 
Beispiel für die Anwendung des Landrechts auf die Rechts- 
verhältnisse der Hochfreien mögen folgende Stellen dienen: 

1) Bei einer Schenkung, welche der Graf Hermann von 
Wintzenburg dem heiligen Martinus zu Mainz im J. 1151 
machte, wird ausdrücklich bemerkt, dass er sie vorgenommen 
habe: „juxta legem et statutum terrae illius," also 
nach den in jener Provinz üblichen Landesrechten. * 

2) Von einer Schenkung, welche Heinrich Burggraf von 
Isenburg 1218 vornahm, heisst es, sie sei geschehen „juxta 
consuetudinem terrae. " ^ 

3) Eben so erfolgen in Alemannien die Schenkungen, auch 
von Seiten der Grafen, nach dem Landrechte. So heisst es 
in Berthold's Annalen: 

„ Eodem tempore Hirsaugiense coenobium a comite Adal- 
berto, uxore ejus Wildruda et filiis eorum in id ipsum con- 
sentaneis, nunc sub testamentario regiae majestatis jure et 

■ 

scriptione plenariae libertatis, Domino Deo . . . contradabatur. 
Et sie ex toto proprietatis illorum absolutum dominio, solita 
legis Alemanicae abrenunciatoria testificatione, 
coram multis testibus, apud eundem locum, liberrimum peractum 
a se prorsus emancipabant." (Pertz, Mon. VII. 281.) 

4) K. Heinrich V. entschied in einem Prozesse des Klosters 
Einsiedeln gegen den Grafen Rudolf von Lenzburg im J. 1114 
über ein streitiges Grundstück, welches der Graf als ererbtes 
Gut an sich ziehen wollte „hereditariam partem ibi semet 



1) Gudenus Cod. dipl. I. n. 76. 

2) Günther Cod. dipl. Rheno - Mosell. II. p. 136. 

2* 
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habere afßrmans *' zu Gunsten des klagenden Abtes nach ale- 
mannischem Kechte: 

„Idem Rudolfus aequo judicio primatum nostrorum, sicut 
docet lex Ale manne rum convictus injuste ablata ad manum 
advocati praefatae cellae, cum justa satisfactione restituit/^^ 

In einer spätem hierauf bezüglichen Urkunde von 1144 
vrird mit noch grösserer Bestimmtheit hervorgehoben , dass 
gerade das in jenen Gegenden geltende schwäbische oder 
alemannische Recht die Bechtsquelle war, wonach Graf Ru- 
dolf von Lenzburg und seine Miterben sachfallig wurden: 
Es heisst daselbst „Alemannorum, quibus ejusdem terrae juris- 
dictio pertinet judicio " sei der Streit entschieden worden, denn 
der Graf von Lenzburg habe nicht eher geruht, „donec 
Suevorum, qui et Alemanni dicuntur, lege ac ju- 
dicio, suis allegationibus destitutus, a caussa penitus caderet 
et cum debita legum censura tam abbati quam nobis resti- 
tuendo satisfaceret. " * 

Auch in criminalrechtlicher Beziehung wurden die Fürsten 
und Herren wie andere Freie nach dem gewöhnlichen Land- 
rechte beurtheilt, wie aus einer Verurtheilung der Herzöge 
Rudolf, Berthold und Weif im J. 1077 hervorgeht: 

„Rex autem Henricus habito Ulmae cum quibus poterat 
colloquio, regem Rudolfum cum ducibus suis Bertholdo et 
Welfo et caeteris Alemannorum ipsi sonsentaneorum majoribus, 
secundum legem Alemannicam quasi dignos jugulari 
fecit sententialiter adjudicatos damnari et pariter dignitatibus 
et beneficiis suis privari. " 

(Bertholdi ann. ad a. 1077. Pertz VII. 295.) 

Sodann wird vom K. Otto IV. berichtet: „Ottonem pala- 
tinum de Witilinspach nee non marchionemde Anadehse lege 
Bavarica sententialiter propter occisum Philippum proscri- 
psit." Otto Sanbl. Boehmer Font. IH 657 zu 1208. 

Damit hängen die prozessualischen Grundsätze 
in Bezug auf das Verfahren gegen Fürsten und Herren zu- 
sammen. Die Fürsten waren in Elagsachen ihrer Standes- 

1) Herrgott Geneal. II. p. 135. 

2) Herrgott Geneal. II. p. 170. 
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genossen die Urtheilsfinder oder Schöfifen. (Vergl. Franklin 
a. a. 0. B. n. S. 137 ff) Bei jedem Angeklagten musste 
sein Landesrecht zu Grunde gelegt werden. Da man eine 
Eenntniss dieses Rechtes nur von den, zum gleichen Lande 
gehörigen Fürsten und Herren erwarten konnte, so sollten 
bei der Verurtheilung eines Fürsten vorzugsweise seine Stan- 
desgenossen desselben Landes, seine Comprovin- 
ciales, als Urtheiler zugezogen werden.^ 

Als K Friedrich IL den justitiarius curiae einsetzte, 
wurden von der Competenz dieses justitiarius alle Sachen 
ausgenommen, welche auf der Fürsten Leib, Leben, Ehre und 
Eigen sich bezogen, diese sollten nach wie vor unter dem 
Vorsitz des Königs selbst in einem s. g. Fürstenrecht 
entschieden werden: 

„preterquam de principibus et aliis personis sublimibus 
in caussis quae tangunt personas, jus honorem feoda propne- 
tatem vel hereditatem eorundem et nisi de caussis maximis 
predictorum etenim discussionem et Judicium nostrae celsi- 
tudini reservamus." * 



1) Karl Dietrich Hüllmann, Ursprung der deutschen Fürsten- 
würde S. 69 : „ Die Gerichtsbarkeit in Klagsachen ihrer Standesgenossen, 
unter dem Vorsitze des Königs, gehörte zu den theuersten Rechten der 
Fürsten. Ein anderer eben so alterthümlicher Grundsatz erforderte, dass 
bei jedem Angeklagten sein angestammtes Landrecht zur Anwen- 
dung kommen musste." Hierauf gründete sich auch der weiter unten zu 
besprechende Protest Heinrichs des Löwen gegen seine Verurtheilung, 
hierauf auch das Verfahren gegen Otto von Nor^heim, Herzog von 
Bayern. Dieser war eines Mordplans gegen Heinrich IV. beschuldigt Der 
Kaiser lud ihn nach Goslar und begehrte dort ürtheil über ihn von den 
„principes Saxoniae, quod ex his oriundus esset," weil es bei 
ihm Tor dem Könige wegen seiner sächsischen Abstammung auf sächsisches 
Recht ankam. Lambert ad a. 1070. (Pertz Mon. Tom.VIL p. 177.) Hüll- 
mann S. 78: „Bei Achtserklärungen waren nicht sämmtliche Fürsten zu- 
ständig, sondern nur die Land schaftsgenossen des Angeklagten." 
Henrici IV. diploma a. 1086 (Scheid orig. Guelf. IV. 419): „comprorin- 
ciales ejus Saxones etThuringi, praesentibus nobis et principibus nostris 
sententiam proferentes. " Franklin a. a. 0. B. II. S. 71. S. 129. 

2) Derselbe Grundsatz wird ausgesprochen Sachsensp. III. 55. § 1. 
Spiegel deutscher Leute 299. Sohwabensp. 125 u. 138. Görlitzer Land- 



22 Zweites Kapitel. 

Aber auch in diesen, dem Könige selbst reservirten Sachen 
der Fürsten und Herren sollte der Notar die Urtheile auf- 
zeichnen und dabei bemerken , nach welchem Landesrechte 
gesprochen worden sei: „expressa terra, secundum 
consuetudinem cujus sentenciatum esf Daraus 
geht hervor, dass bei jeder Prozessverhandelung im Fürsten- 
rechte auf das Landesrecht des Beklagten Bücksicht genommen 
wurde, und dass daher nach sächsischem, schwäbischem, bayer- 
schem oder fränkischem Rechte entschieden wurde, jenachdem 
der Beklagte diesem oder jenem Stamme angehörte. 

§ 3. 

PersVnliclikeit nnd Territorialitftt des Reehtes beim Flirsten- 

nnd Herrenstande. 

Steht somit fest, dass auch der Herrenstand überall sich 
nach dem gewöhnlichen Rechte der Freien richtete und danach 
beurtheilt wurde, so fragt es sich jetzt, nach welchem Princip 
die Anwendung des Bechtssatzes im einzelnen Falle bestinmit 
wurde, ob nach dem Prinzip der Persönlichkeit oder nach 
dem der Territorialität des Rechtes? 

In der Zeit des Frankenreichs galt für alle Angehörigen 
des Reichs die s. g. Persönlichkeit des Rechtes, d. h. 
jeder wurde überall nach dem Rechte seines Stammes be- 
urtheilt. Am längsten scheint sich dieser Zustand in Italien 
erhalten zu haben, wo die Angehörigen verschiedener Stämme 
am buntesten gemischt waren. Damit hängen die s. g. pro- 
fessiones juris zusammen, wodurch jemand erklärte, nach wel- 
chem Rechte er lebe. Derartige professiones juris kommen 
auch bei dem Fürstenstande in Italien häufig vor, und es finden 
sich Beispiele dafür, dass Fürsten und Grafen in Italien noch 
bis ins XIII. Jahrhundert erklärten, nach welchem Stammes- 
rechte sie lebten. 

So erklärte: 

„Henricus dux, filius quondam Vuelfonis ducis, qui pro- 
fessus sum, ex natione mea lege vivere Lombardorum. " ^ 

recht 39 § 5: „Vor deme kunige sol ein jegelich man sinis landis recht 
inie heholden." 

1) Muratori Ann.E8t. 1.282. welcher diese Urkunde ins Jahr 1107 setzt. 
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Die Markgrafen von Tuscien lebten anerkanntermassen 
nach ripuarischem Rechte.^ 

Eine andere G-rafenfamilie lebte wieder nach Balischem 
Rechte, wie aus folgender Urkunde von 1034 hervorgeht: 

„ Adelbertus Comes , filius quondam TJberti , qui fuit item 
Gomes et Suphia jugalibus, filia Fachleurandi qui fuit similiter 
comes, quae profitebatur se ipsa Suphia ex natione sua lege 
servire (?) Langobardorum, sed nunc per eundem viro meo 
legem vivere videtur Salica." * 

In der Begel nahmen die Ehefrauen, welche mit einem 
Manne anderer Nation verheirathet waren, das Recht ihres 
Mannes an, obgleich dies nicht immer geschah. In einer 
Urkunde von 1156 heisst es: 

„GuUielmus Marchio . . . Juditha jugalis, filia quondam 
Marchionis Leopoldi de Austria , qui professi sumus ex natione 
nostra lege vivere Salica. Sed ego Juditha ex natione mea 
lege vivere videor Alemannorum." 

So kommt noch am Ende des 13. Jahrhunderts eine pro- 
fessio juris von Seiten eines Grafen von Tyrol vor: „Scire 
volumus universos, quod ad instantiam spectabilis viri Mein- 
hardi comitis Tyrolensis coram nobis per sententiam est ob- 
tentum, quod idem comes cum duobus principibus vel nobi- 
libus de terra montium probare possit et legitime obtinere, 
cui terrae attinere debeat vel cujus terrae jure gaudere et 
illorum duorum principum sive nobilium dicto stabitur in 
parte." ^ 

Der Kaiser Rudolf I. legt dem Graf Meinhard von Tyrol 
auf, mit zwei Fürsten oder Edlen, also Standesgenossen, 
darzuthun, welches Landesrecht ihm, dem Grafen, zu gemessen 
zustehe, woraus hervorgeht, dass nicht ohne weiteres das 



1) Litta Famiglia ital. Fase. 26 (d'Este): „I marchesi diToscana 
Yiyeyano coUa legge ripuaria." 

2) Muratori Dissertazioni sopra le antichitä Italiane I. p. 345. 

3) Pertz Monum. L. II. p. 439. a. 1282. Stobbe bemerkt in 
Betreff der Fürsten (a. a. 0. S. 44): „Bei Fürsten scheint man das 
persönliche Becht noch zu einer Zeit beobachtet zu haben, in welcher 
wir sonst keine Spuren desselben mehr entdecken.*' 
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Kecht der Grafschaft Tyrol, sondern sein angebomes Stam- 
mes- oder Landesrecht zu entscheiden hat. 

Im eigentlichen Deutschland fand im Xm. Jahrhundert^ 
also in der Zeit der Spiegel^ ein TJebergangszustand 
Ton der Persönlichkeit des Rechtes zur vollen Territorialität 
desselben statt, welches mit dem s. g. Handgemal im Zu- 
sammenhang steht. ^ Das Handgemal ist, nach Homeyers 
Nachweis, ,,das freie, mit einem wehrhaften Wohnsitze ver- 
sehene Grundstück eines YoUfreien, das praedium libertatis, 
welches als Haupt- und Stammgut der Eamilie gilt.^' Da- 
nach bestimmt sich bei dem Stande der Yollfreien, also 
sowohl bei dem Herrenstande, als auch bei den Schöffenbar- 
freien, die Heimath, die Nationalität oder Stammesangehörig- 
keit des Einzelnen, und zwar nicht bloss für den Besitzer 
des Handgemais selbst, sondern auch für einen gewissen 
Kreis seiner Angehörigen, namentlich für die nicht zum Besitz 
gelangenden jungem Söhne und die Frauen. 

Innerhalb des Standes der Vollfreien, wozu nach der 
Auffassung des Sachsenspiegels auch der Herrenstand gehört, 
entscheidet über die Heimath der Ort des Handgemais, 
d. h. die Lage des Stammsitzes der Familie, „ein mittleres 
oder vermittelndes Moment zwischen der reinen Geschlechts- 
abstammung und dem lediglichen Wohnsitz oder der An- 
gesessensein. ^' 

Als Heinrich der Löwe im J. 1180 in die Acht und 
seiner Würden und Güter verlustig erklärt wurde, machte 
er gegen den Spruch geltend: „se de Suevia esse oriun- 
dum," dieses Land sei die „terrae nativitatis suae."* Von 
Heinrichs des Löwen gleichnamigem Sohne behauptet die 
Bepkauische Chronik zum Jahre 1219, er sei, im Gegensatz 
der Nordschwaben im sächsischen Schwabengau, ein rechter 
Schwabe von allen seinen Vorfahren: „dat is wal 
witlik, dat he nen Swawer ne was wanne en recht Swat 



1) Wir yerdanken die neue Entdeckung dieses merkwürdigen Bechts- 
yerhältnisses Homeyers Schrift „über die Heimath nach altdeutschem 
Eechte.'< Berlin 1852. 

Homeyer a. a. 0. S. 51. 
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von allen sinen alderen."^ Aus welchem Grunde wurde diesen 
beiden Fürsten ihre rechtlich wirksame Heimath in Schwaben 
beigelegt? Der älteste Ahnherr der Weifen war „de nobi- 
lissima progenie Bawarioriim," die spätem Weifen, wie Hein- 
rich der Löwe, waren Herzöge von Bayern und Sachsen, 
seine Nachkommen Herzöge von Braunschweig -Lüneburg, 
einem sächsischen Fahnlehen. Aber nicht darauf kommt es 
bei !ßeurtheilung der Heimath an, die braunschweigischen 
Weifen werden nicht dem sächsischen, sondern einem andern 
Stamme, dem schwäbischen, zugezählt, weil sie aus dem 
diesem Stamme entsprechenden Lande gebürtig sind. Mit 
dieser Abstammung ist nicht immer das wirkliche Geboren- 
sein der einzelnen Personen oder gar aller Glieder der Familie 
in Schwaben gemeint. Es entscheidet, wie Homeyer mit 
schlagenden Gründen dargethan hat, dieLage derHaupt- 
stammbesitzung über die Heimath in juristischer 
Beziehung. Die alten Stammgüter des weliischen Hauses 
lagen am Bodensee in Schwaben; dort baute Weif EL im 
elften Jahrhundert die Ravensburg, dort gründeten die Weifen 
ein Kloster bei Altorf, wo ihr Erbbegräbniss war. Nach 
Ravensburg und Altorf werden die Weifen benannt, wie von 
Waiblingen die Staufen. (Der Annalista Saxo ada. 1150 nennt 
die Weifen „principes de Ravanesburch," Heinrich der Stolze 
wird genannt „Henricus dux junior de Ravensburc." Otto 
von Freisingen spricht von einer „familia Welforum de 
Aldorfio.") Darum war hier für Heinrich den Löwen der 
„principalis locus natalium suorum," sein Handgemal zu suchen, 
nach diesem Stammsitz wollte er seine Heimath in juristischer 
Beziehung beurtheilt wissen. 

Lidem so durch den Stammsitz die Heimath begründet 
wird, bestimmt derselbe auch das Recht, nach welchem 
die Person beurtheilt wird. Dieses Stammes recht ist 
für die Hochfreien, wie für die Schöffenbaren, 
in dieser Zeit das Recht des Landes, wo ihr 
Handgemal liegt. Heinrich von Braunschweig wird die 



1) Homeyer, Sachsensp. I. S. 373. 



26 Zweites KapiteL 

Eigenschaft eines ächten Schwaben beigelegt , als es sich 
darum handelte y ob er ohne der Erben Erlaubniss sein Eigen 
zu Lehen auftragen dürfe. Diese schwäbische Eigenschaft, 
die bei ihm lediglich auf Stammgutsverhaltnissen beruhte, 
sollte über sein Kecht, über seine Dispositionsföhigkeit ent- 
scheiden. (Homeyer a. a. 0. S. 64.) 

Darum war es in dieser Zeit sehr wichtig, die Abstam- 
mung der Greschlechter des Herrenstandes genau zu kennen. 
Aus diesem Grrunde giebt auch der Sachsenspiegel in der 
Vorrede der Herren Geburt an; er will damit für die Fami- 
lien und Personen vom Stande der Herren und Schöffenbaren, 
welche zu Sachsen wohnhaft sind, ihre Abstammung fest- 
stellen, um sie danach als Schwaben, Sachsen, Franken zu 
bezeichnen, weil davon die Beurtheilung ihrer Rechtsverhält- 
nisse wesentlich abhängt.^ 

Diese Beurtheilung der Heimath und somit des Rechtes 
nach dem Handgemal, bezeichnet Homeyer treffend als „einen 
TJebergang von der Persönlichkeit zur vollen Territoria- 
lität des Rechtes." Seit dem XTTT. Jahrhundert verschwindet 
die Bedeutung des Handgemais immer mehr. Als Bestim- 
mungsgrund für die Heimath und deren weitere Folgen, 
besonders das Recht, gab der Stammsitz, allmälig bei allen 
Ständen, dem wirklichen Domicil des Einzelnen Raum, 
so auch beim Herrenstande; die Territorialität des Rechtes 
war in allen Ständen und Lebenskreisen zum vollen Siege 
gelangt. 

Es kam seit dem vierzehnten Jahrhundert auch beim 
Herrenstande nicht mehr darauf an, woher eine Familie 
ursprünglich stammte, wo ihr Hauptstammgut gelegen war, 
sondern darauf, in welchem Lande sie wirklich domicilirt 
war, vor allem, wo sie Fürstenämter bekleidete. So lebten 
die Fürsten- und Grafenhäuser in Sachsen nach sächsischem 
Stammesrechte, ohne Rücksicht darauf, dass die Wettiner, 



l) Ueber die Fiktion, dass der deutsche König, mag er einem 
Stamme angehören, welchem er will, immer als Franke zu betrachten 
sei und nach fränkischem Bechte lebe , yergl. meinen Aufsatz über Thron- 
folge u. Familienrecht. Zeitschr. für Bechtsgesch. B. YII. S. 401 fL 
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nach der Vorrede des Sachsenspiegels, ursprünglich Franken, 
die Braiinschweig- Lüneburger ursprünglich Schwaben waren. 
In den Urkunden des vierzehnten Jahrhunderts bezieht sich 
der Herrenstand häufig auf das allgemeine Eecht des Landes, 
es heisst z. B. „wie gewöhnlich und recht ist im Lande zu 
Franken," „nach Gewohnheit des Landes zu Franken;" da- 
nach werden die Eheverträge, die Verschreibungen von Mor- 
gengabe und Witthum eingerichtet. Auch in dem Familien - 
und Erbrechte des hohen Adels wirken die Stammesunter- 
schiede lebendig fort, aber die Stammesrechte haben einen 
durc}iaus territorialen Charakter angenommen. 

So wechselt auch bei dem Herrenstande der Gesichts- 
punkt; zuerst kommt auch bei ihm die Persönlichkeit des 
Rechtes zur Anwendung, dann kommt eine Uebergangsperiode, 
wo das Recht nach dem Ursprung und dem Hauptstammsitz 
der Familie beurtheilt wird , seit der zweiten Hälfte des drei- 
zehnten und noch bestimmter seit dem vierzehnten Jahrhun- 
dert entscheidet auch bei dem Herrenstande das wahre 
Domicil des Einzelnen und der Familie über die 
Anwendung des Rechtes. Dabei bleibt aber der Grundsatz 
unverändert stehen, dass auch der Herrenstand, als der Stand 
der Hochfreien, regelmässig theilnimmt an dem Rechte seines 
Landes und seines Stammes. 

§4. 
Spezielle Rechtsnormen des Herrenstandes. 

Wenn der Grundsatz, dass der Herrenstand regelmässig 
in seinem Familien- und Erbrecht nach dem allgemeinen 
Landrecht lebt, seine volle Wahrheit hat, so ruft doch auch 
schon in dieser Periode die hervorrragende Stellung 
des Herrenstandes gewisse Abweichungen vom allgemeinen 
Rechte hervor, welche den Charakter von singulären 
Standesrechten haben. 

Ein solches Sonderrecht räumt bereits der Schwaben- 
spiegel A. 18 (Lassb. S.12 u. 13) dem Herrenstande in Betreff 
der Morgengabe ein, deren erlaubte Grösse nach dem Stande 
des Ehemannes bemessen wird. Während die Mittelfreien, 
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also die Ritterbürtigen, nur 10 Mark geben dürfen, können 
die Hochfreien eine Morgengabe von 100 Mark bestellen: 

„So git der vrie herre daz handert marche giltet zu 
morgen gäbe siner frowen, ich mein fiirsten und ander hohe 
vrie herren. Die mitein herren vrien mugen geben das zehen 
marche giltet." 

Gar keine bestimmte Schranke wird dagegen dem Könige 
gesteckt, welcher sonst in Betreff seines Familienrechtes, wie 
jeder andere Hochfreie, beurtheilt wird: 

„Ein römscher kunic mac geben siner frowen swaz er 
wil minner oder me. dem ist niht zal gesetzet und git aber 
der kunic des riches gut dar. da hat die frowe niht an. und 
wirt ein ander kunic der hat ez mit rechte." 

Die letzte Bestimmung, dass der König nicht des Reiches 
Gut als Morgengabe bestellen darf, beruht auf einem staats- 
rechtlichen Princip. TJeberhaupt ist es vorzugsweise das 
noth wendige Hereingreifen staatsrechtlicher Grundsätze, wel- 
ches bereits in dieser Zeit das B/Ccht des Herrenstandes manch- 
fach modificirt und eigenthümliche Bestimmungen singulärer 
Natur hervorruft. 

Obgleich das allgemeine Landrecht in dieser Periode auch 
das Recht des hohen Adels ist, so lässt sich doch deutlich 
erkennen, wie sich daneben bereits in einzelnen Fürsten - 
und Grafenfamilien specielle Hausobservanzen kraft 
alten Herkommens gebildet haben. So wird uns eine uralte 
und merkwürdige Hausobservanz aus dem gräflichen Hause 
Flandern mitgetheilt: 

„In comitatu Balduwini ejusque familia id multis jam 
seculis observatur, quasi sancitum lege perpetua, 
ut unus iiliorum, qui patri potissimum placuisset, nomen 
patris acciperet et totius Flandriae principatum solus here- 

ditaria successione obtineret ceteri vero fratres aut 

huic subditi dictoque obtemperantes hoc scilicet fiebat, 

ne in plures divisa provincia claritas illius familiae per in- 
opiam rei familiaris obsoleret."^ 

1) Lambert, Schafinaburg ad a. 1071. Yergl. H. Schulze, das 
Eecht der Erstgeburt § 26 S. 121 ff. 
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Der Inhalt dieser Hausobservanz ging dahin, dass die 
TJntheiLbarkeit der G-rafschaft unerschütterlich feststand, dass 
die Individualsuccession aber nicht durch den Vorzug des 
Alters, sondern durch die Wahl des Vaters bewerkstelligt 
wurde, eine Successionsnorm, welche sich in späterer Zeit 
in rheinischen Grafschaften als s. g. irreguläre Primo- 
genitur wiederfindet. An ein geschriebenes Haus- 
gesetz ist hier in keiner Weise zu denken. Wie überhaupt 
in der damaligen Zeit das Gewohnheitsrecht fast allein thätig 
war, so auch in den Hausangelegenheiten des Herrenstandes. 
Lambert charakterisirt so trefiTend als möglich die Natur der 
Observanz „id jam saeculis observatur;" als den Kreis, 
in welchem diese Observanz sich gebildet hat, bezeichnet er 
einerseits die gräfliche Familie, andererseits die Grafschaft: 

„in comitatu Balduwini ejusque familia,^' 
gewiss sehr richtig, indem eine solche Haus- und Familien- 
observanz auch von hohem öffentlichen Interesse für das ganze 
Land ist und einen wichtigen Grundsatz des Territorialstaats- 
rechts ausmacht. Die Worte Lamberts: „quasi sancitum lege 
perpetua" weisen nicht etwa auf ein geschriebenes Gesetz 
hin, sondern drücken gerade sehr fein die gesetzesgleiche 
Autorität des Gewohnheitsrechts aus. 

Gerade in Bezug auf die Erbfolge, insbesondere, ob 
Theilung, Gemeinschaft oder Individualsuccession stattfinden 
soll, in Bezug auf die Höhe der Mitgift der Töchter, auf die 
Versorgung der Nachgeborenen durch geistliche Pfründen 
haben sich früh verschiedene Hausobservanzen gebildet. So 
bestand im Hause Habsburg lange die Observanz: „dass, 
während der erstgebome Herzog in den Fürstenthümern 
waltete, der Nächstälteste, ohne dass eine Theilung bestand, 
an die Spitze des angestammten Hausgutes trat."^ 

So war es in dem Hause Hohenlohe Observanz, 
dass die zwei ältesten Söhne gemeinsam regierten und die 
jüngeren Apanagen erhielten.* 



1) Stalin HI. S. 724. Kopp, Geschichtsblätter I, 265. 

2) Stalin UI. S. 674. 
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So stand im Hohenstaufischen Hause die Observanz fest, 
dass der erstgebome Sohn das schwäbische Herzogthum, ein- 
schliesslich des Elsasses y nebst den Hausgütern im Stamm- 
lande Schwaben, der zweitgeborene das s. g. Herzogthum 
Kotenburg als Secundogenitur erhielt.^ 

In vielen andern Häusern wird gerade die gleiche 
Theilung zwischen allen Brüdern als Hausobservanz ange- 
sehen. So bestimmt sich schon für diese Periode Haus- 
observanzen in einzelnen fürstlichen und gräflichen Häusern 
nachweisen lassen, so ist dagegen von eigentlichen geschrie- 
benen Hausgesetzen, vor dem Anfang des XIY. Jahrhun- 
derts, nirgends die Rede. Wohl finden sich schon im 
dreizehnten Jahrhundert mancherlei Urkunden, welche die 
fürstlichen Hausverhältnisse betreffen, als Ehepakten, väter- 
liche Dispositionen, Theilungsurkunden , von denen manche 
den spätem Hausgesetzen analoge Bestimmungen enthalten ; ^ 
aber eine bewusste und umfassende Hausgesetzgebung, welche 
für alle künftige Generationen bindende Normen aufstellen 
will, ist nicht vorhanden, ja sie ist deshalb in dieser Periode 
nicht einmal denkbar, weil der Begriff der hochadligen Familie, 
als einer Einheit und Genossenschaft aller Agnaten, noch nicht 
soweit zur Ausbildung gediehen ist , dass dieselbe als Grund- 
lage einer autonomischen Hausgesetzgebung dienen 
könnte.* 



1) Stalin II. S. 994. 

2) Hierher gehört eine merkwürdige Urkunde, der Ahrer Barg- 
frieden Yom Jahr 1202, worin sich schon hedeutsame Keime einer Haus- 
gesetzgebung zeigen: „Mortuo sine prole Theoderico, comite de Are, cui 
castrum Are ex integro attinebat,. idem castrum ad duos dominos jure 
hereditario peryenit. Hi quidem di?isione hereditatis suae durantes ita 
statuerunt , quod castrum Are perpetuo indiyisim permanebit. Si yero 
fiUos non habuerint, filiae eodem modo, si fuerint, patribus succedant. 
Si filiae defuerint, proximi in sanguinitate succedant. Praeterea statue- 
runt jam dicti comites, quod post decessum successorum eorum in Are 
uxoribus suis non debet dari fides, quae yulgo dicitur Hulde.*' Günther IL 
S. 70. Mir ist keine Urkunde des dreizehnten Jahrhunderts bekannt, welche 
schon so weit in das Gebiet der eigentlichen Hausgesetzgebung hinübergriffe. 

3) Homeyer II. Th. II. B. S. 464 sagt: „Zur selbstständigen 
Bestimmung der Sammende für das Beste des dauernden Geschlechtes, zu 
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Erst mit dem Anfang und besonders mit der zweiten 
Hälfte des XIV. Jahrhunderts gerathen die reichsständischen 
Familien in eine eigenthümliche Bewegung, um ihre Haus- 
angelegenheiten autonomisch zuordnen. Die Hausgesetz- 
gebung tritt in lebendige Thätigkeit und es entstehen auto- 
nomische Satzungen, welche von Jahrhundert zu Jahrhundert 
an Zahl, Umfang und Bedeutung zunehmen und jenes eigen- 
thümliche Hausrecht des deutschen hohen Adels begründen, 
welches später als Privat fürstenrecht bezeichnet wird. 
Die weitere Entwickelung desselben vom XIV. Jahrhundert ab 
liegt ausserhalb der Grenzen dieser Abhandlung, welche sich 
nur mit dem Rechte des Herrenstandes im eigentlichen Mittel- 
alter , gewissermassen mit der Vorgeschichte der spätem 
fürstlichen Hausverfassung, beschäftigt. 



festen Anordnungen Behufs dieses Zweckes, zur Bildung überhaupt einer 
Familiengenossenschaft mit einer wahrhaft juristischen Persönlichkeit sind 
erst die Keime gelegt." Vergl. jetzt die treffliche geschichtliche Darstel- 
lung von 0. Gierke, das deutsche Genossenschaftsrecht. Berlin 1868. 
B. I. S. 412 ff. § 39) über ,, die Familiengenossenschaften des hohen Adels." 
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Die Erbfolge des Herrenstandes im Mittelalter. 



§1. 

Im Allgremeinen. ^ 

Von der dreifachen Rechtssphäre des Mittelalters, dem 
Landrechte, dem Lehenrechte und dem Hofrechte, kommen 
für die Erbfolge des Herrenstandes natürlich nur das Land- 
recht und das Lehenrecht in Betracht. 

Seitdem die Fürstenthümer den alten Amtscharakter ab- 
gestreift hatten und vollständig erblich geworden waren, 
behandelte man sie durchgängig als Lehen und wendete auf 
sie die Grundsätze des Lehenrechtes an. Wenigstens gelten 
entschieden alle eigentlichen Eürstenthümer in dieser Zeit als 



1) Rudolf von Sydow, Darstellung des Erbrechts nach den 
Grundsätzen des Sachsenspiegels. Berlin 1828. Heinrich Siegel, das 
deutsche Erbrecht nach den Bechtsquellen des Mittelalters in seinem innem 
Zusammenhang dargestellt. Heidelberg 1853. H. Zöpfl, deutsche Bechts- 
geschichte (III. Aufl.) S. 800 ff. F. Walter, deutsche St u. RG. B. IL 
(II.Aufl.) S. 575—600. v. Schulte, deutsche R. u. RG. (II. Aufl.) §§ 176— 
183. G. Beseler, System des deutschen Priyatrechts (IL Aufl. Berlin 
1866) S. 628 ff. Für die staatsrechtliche Seite der fürstlichen Succession 
vergleiche Hermann Schulze, das Recht der Erstgeburt in den 
deutschen Fürstenhäusern und seine Bedeutung für die deutsche Staats- 
entwickelung. Leipz. 1851. Die eigenthümliche Familiengesinnung und 
Standesrichtung des hohen Adels ist am tiefsten gewürdigt in G. B ese- 
lers bahnbrechendem Werke: Die Lehre von den Er by ertragen. 
Göttingen 1835—1840, besonders IL Theil IL Band S. 1— 68 „der Erb- 
einsetzungsvertrag unter dem Adel'* und „der Erbyerzicht unter dem 
Adel" S. 259 — 292. 
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Reichslehen; es sind dies die s. g. Eahnlehen, welche ihre 
Inhaber zn Fürsten machen. 

Ein wahrer Fürst ist nie ohne Fahnlehen (Homeyer 
Sachsensp. Th. ü. Bd. U. S. 551). Somit unterliegt gerade 
das wichtigste Object der Hinterlassenschaft eines Fürsten, 
welches die Grundlage seiner fürstlichen Stellung bildet, den 
Grundsätzen der Lehenfolge. 

Ausserdem besitzen aber die Fürsten regelmässig allo- 
diale Güter, welche nicht als Ausstattung und Zubehör ihrer 
Würde, sondern als Familien- und Stammgut betrachtet wer- 
den. Für diese Besitzungen kommen die Grundsätze des- 
jenigen Landrechts zur Anwendung, welches da gilt, wo die 
Grundstücke liegen. 

Ein solcher Dualismus der erbrechtlichen Grundsätze 
macht sich in dieser Zeit in der fürstlichen Erbfolge überall 
geltend, besonders wo der Landerbe und der Lehenerbe ver- 
schiedene Personen sind. So lange z. B. das Beichslehenrecht 
noch die Individualsuccession der Fürstenthümer aufrecht er- 
hält, finden wir regelmässig, dass nur Ein Sohn, gewöhnlich 
der Erstgeborene, das Fürstenthum nadi Lehenrecht allein 
bekommt, während die andern Söhne die allodialen Stamm- 
güter nach Landrecht gleich „aequa lance^' theilen. 

Eben so verhalt sich die Sache, wenn eine fürstliche 
Familie im Mannsstamme erlischt; das Fürstenthum verleiht 
der König, wem er will, als ein heimgefallenes Beichs- 
lehen, die allodialen Hausgüter fallen nach Landrecht an die 
Töchter oder sonstigen weiblichen Descendenten und kogna- 
tischen Verwandten. 

§2. 
Die Erbfolgre naeh Lehenrecht.^ 

Da die langobardischen Lehenrechtsbücher, erst um das 
Jahr 1300 in Deutschland bekannt, erst seit dem XV. Jahr- 
hundert praktisch angewendet wurden (0. St ebbe, Rechts- 



1) Vergl. besonders Homeyer, System des Lehenrechts der säch- 
sischen Bechtsbttcher (Sachsensp. II. Th. II. B. 1844). 

H. Schulze, Erb- u. Familienrecht. 3 
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quellen I. S. 655) , so richtete sich die Erbfolge nach dem rein 
deutschen Lehenrechte, wie es in den Lehenrechtsbüchem 
enthalten ist. Dabei kamen natürlich noch die besondem 
Eigenthümlichkeiten in Betracht, wodurch sich die Fürsten- 
lehen vor den gewöhnlichen Ritterlehen rechtlich auszeichneten.^ 

Die Erblichkeit steht im Lehenrecht fest, aber sie 
ist noch mannigfach beschränkt, besonders dadurch, dass sie 
lediglich eine Descendentenerbfolge ist, dass Seitenverwandte 
durchaus kein Erbfolgerecht haben. Der Besitzer vererbt nur 
auf seine Nachkommen, nach den bekannten Worten des 
sächsischen Lehenrechts Art. 21 § 3 : „it ne erft nieman nen 
len wen die vader uppe den sone,^^ also nicht der Sohn auf 
den Yater und namentlich nicht der Bruder auf den Bruder. 
Homeyer findet mit Recht unter dem Ausdruck „ Sohn ^' auch 
des Sohnes Sohn oder Enkel mitverstanden. Die wirkliche 
Greltung des Grundsatzes, dass nur die Descendenten des 
letzten Besitzers erben, bezeugt besonders die Summa de 
feudis des Gardinalis Hostiensis um die Mitte des dreizehnten 
Jahrhunderts für die Beichslehen : 

„De consuetudine imperii non succedit, nisi filius descen- 
dens; imo revertitur feudum ad imperatorem; sie vidi hoc, 
quando fui in Alemannia per proceres judicari.'' (Homeyer 
a. a. 0. S. 452.) 

Nur auf künstlichem Wege durch die gesammte Hand 
kann den Kollateralen ein B/Ccht am Lehen verschafit werden, 
indem mehrere Brüder oder Vettern „coUectis manibus sive 
in solidum et in totum^^ beliehen werden; „die gesammte 
Hand bewirkt zwar unter den Brüdern keine eigentliche 
Beerbung, aber sie vertritt doch die Erbfolge, und zwar 
eine sonst fehlende, die der Seitenverwandten."* 



1) Homeyer a. a. 0. behandelt die Furstenlehen als besondere 
Lehen S. 547 — 552. 

2) Die Bedeutung der gesammten Hand, sowie ihren Zusammen- 
hang mit der ursprünglichen Untheilbarkeit und dann bei weiterer Ab- 
Schwächung derselben, mit der um sich greifenden Theilung der Fürsten- 
thümer habe ich in meinem Bechte der Erstgeburt S. 235 ff. nach- 
gewiesen. 
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Auch das deutsche Leheurecht schliesst regelmässig die 
Töchter und die weiblichen Descendenten aus; es statuirt 
eine rein agnatische Descendentenerbfolge. In- 
dessen wurden häufig, schon in den ältesten Zeiten, in 
Ermangelung von Söhnen, auch die Töchter der Reichs- 
fürsten insoweit berücksichtigt, als der Kaiser dem Gremahl 
einer Tochter bei der Beleihung mit dem erledigten Fürsten- 
thum vor andern Bewerbern den Vorzug gab. Derartige 
Ansprüche beriefen sich mehr auf billige Rücksicht, als 
auf strenge Rechtsgrundsätze. Solche Erwerbungen durch 
Tochtermänner kommen z. B. mehrfach im Herzogthum Schwa- 
ben vor. Besonders bezeichnend für den Hergang ist 
die Beerbung Herzog Hermanns I. (f 998) durch seinen 
Schwiegersohn Liutolf, welcher mit der Hand der einzigen 
Tochter Ida nicht bloss die Stammgüter, sondern durch kaiser- 
liche Verleihung auch das Herzogthum Schwaben erhielt. 
Der Chronist erzählt: „Ad regem venit vir ditissimus, Sue- 
vorum dux Henmannus, qui regem est adgressus talibus 
sermonibus: Non clam domino meo est, cum praedio- 
rum latitudine, tum pecuniarum immensitate praedivitem 
me absque liberis (d. h. ohne Söhne) esse, nee est praeter 
unam parvulam gnatam, quae mearum rerum me decedente 
heres existat. Flaceat itaque domino meo regi filium 
suum parvulum Liutolfum mihi adoptare in filium, qua- 
tinus unicae filiae meae maritali conjugio sociatus, me 
migrante mearum fiat rerum hereditate magnificus.^' (Liut- 
prandi Antap. Lib. V. cap. 1. bei Pertz Mon. V. 327 — 328.) 

Aehnlich war der zweite Fall der Vererbung im 
Herzogthum Schwaben. Hermann UL beschloss den Stamm 
der alemannischen Herzöge aus dem wetterauischen Hause, 
seine Allodien erbten selbstverständlich seine Schwestern, 
aber der Kaiser Heinrich 11. übertrug auch das Herzogthum 
Schwaben auf Ernst I. im Jahre 1012, als den Schwiegersohn 
des vorletzten und den Schwager des letzten Herzogs: 
„Henmannus . . . Emustum, sorons suae Griselae maritum, 
successorem accepit." (Herimanni Aug. Chron. ad a. 1012. 
Pertz SS. V. p.ll9.) 

3» 
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So betrachtete sich K Otto IV. auch als Herzog von 
Schwaben, weil er die erstgeborene Tochter K. Philipps, die 
Hohenstaufin Beatrix geheirathet hatte und dadurch Erbrechte 
auf dieses Land für seine Nachkommen erworben zu haben, 
vermeinte: „per quam (die Beatrix) et sibi confederationem 
et soboli suae in ducatu Suaviae hereditariam sperabat 
successionem procurari." (Ex Rogeri de Hoveden 
annalibus per anon. continuatis. Recueil des bist, des Graules 
Tom. XVm p. 167.) Als aber die Erbtochter gestorben war, 
wollten die Schwaben auch ihren Gemahl Otto IV. nicht mehr 
als Herrn ansehen — „Suevi audientes hereditariam suam 
dominam jam debitum camis solvisse — Ottonem in con- 
fusione relinquentes (Chronicon Sanpetrinum ad a. 1212 bei 
Mencken SS. m. 240). 

Auf gleiche Weise ist auch der TJebergang der ßhein- 
pfalz auf den Weifen Heinrich, Sohn Heinrichs des Löwen, 
zu beurtheüen. 

Der Pfalzgraf Konrad aus dem hohenstaufischen Hause 
hatte keinen Sohn, sondern nur eine Tochter, welche er mit 
dem Weifen Heinrich, dem zweiten Sohne Heinrichs des Löwen, 
vermählte und diesem damit einen gewissen Billigkeitsan- 
spruch auf die Beleihung mit der Pfalzgrafenwürde verschafiPbe. 
Heinrich erlangte durch die kaiserliche Gunst auch wirklich 
die Belehnung „non tantum imperatoris gratiam, sed a. 1195 
omnem dignitatem soceri sui de manu impera- 
toris suscepit jure beneficiario." (Arnold Lubec. IV. 
cap. 20. ed. Bangert p. 418.) Die Schriftsteller bezeichnen aus- 
drücklich seine Verheirathung als Grund seiner Belehnung; so 
heisst es in den Ann. Colon, max. ad a. 1195 Per tz SS. XVH. 
p. 804 : 

„ConradusPalatinus, comes de Rheno obiit, cujus dignita- 
tes et beneficia Heinrico filio Heinrici quondam ducis Saxoniae, 
cesserunt, is enim filiam ejus unicam duxerat.^^ 

Auch der Mönch von Weingarten sagt sehr bezeichnend : 
„Agnes ejus uxor, filia Gonradi Eheni Palatini, ex qua (näm- 
lich der Weife Heinrich) Palatinatum consecutus fuit." 
(Chron. Weing. mon. Leibnitz SS. rerum Brunsv. I. p. 805.) 
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Auf gleiche Weise fand der Uebergang der Rheinpfalz 
an die Witteisbacher statt. Der Weife Heinrich hinter- 
liess keinen Sohn, seine Tochter Agnes war vermählt 
mit Otto dem Erlauchten von Bayern, welcher, in Berück- 
sichtigung dieser Vermählung, mit der Bheinpfalz beliehen 
wurde: „Agnes filia Heinrici palatini B;heni et Agnetis 
ejus uxoris, Rheni palatina nata, uxor Ottonis ducis Bavariae, 
ratione cujus Otto palatinatum habuit et ab 
eodem Ottone omnes modemi palatini Rheni processerunt/' 
Chronicon Weingart, bei Leibnitz Scrip. Brunsv. I. p. 805. 

Die Geschichte der damaligen Zeiten ist voll von solchen 
Ansprüchen der Tochtermänner , welche gestützt auf ihre Ver- 
heirathung die Belehnung mit dem erledigten Herzogthum oder 
Fürstenthum ihres söhnelosen Schwiegervaters verlangten. 

Unter günstigen Umständen setzten sie ihre Ansprüche 
wohl auch durch , aber ebenso oft wiesen die Könige dieselben 
zurück und verliehen das Fürstenthum, ohne jede Rücksicht 
auf Verwandtschaft, einem andern Fürsten , welcher gar keine 
Familienverbindung mit dem letzten Inhaber hatte. Während 
der tüchtige Sohn schon damals die Wiederverleihung des 
väterlichen Fürstenthums nach Reichslehenrecht for- 
dern konnte, beruhte die Beleihung des Schwiegersohnes 
immer nur auf einer billigen Rücksicht des Kaisers auf die 
Verwandtschaftsverhältnisse, keinesweges auf dem strengen 
Recht. ^ Wohl im Bezug auf die AUodien, nicht im Bezug 
auf das lehenbare Fürstenthum ihres söhnelosen Vaters dürfen 
jene Töchter als Erbtöchter bezeichnet werden. 

So tadelt es Riedel (Ahnherren des königl. preuss. 
Hauses. Abhandlung der Berliner Academie 1854 S. 75) mit 
Recht, dass die Historiker Sophia, die Tochter des letzten 
Burggrafen von Nürnberg aus dem Hause Raabs, als Erb- 
tochter der Burggrafschaft bezeichnen; sie erbte allerdings 
die AUodien ihres Vaters, nicht aber die Burggrafschafb Nüm- 



1) Alberici mon. trium fontium Chronic. 1193 : „Per quam (axorem) 
hereditäre yolebat (comes Barrensis) , quamvis filiae non soleant hereditäre 
in imperio.'* (Leibnitz accessiones historicae II p. 400.) 
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berg, im Bezug auf diese trat Apertur ein und die Belei- 
hung ihres Gemahls, des ersten zollem'schen Burggrafen, war 
eine neue Verleihung. 

Die deutschen Eürstenthümer war nach Reichslehenrecht 
nur erblich für die männliche Descendenz des letzten Inhabers. 
Nicht kraft Erbrechts seiner Gremahlin, wenn auch unter 
Berücksichtigung der verwandtschaftlichen Beziehung, erhielt 
Otto der Erlauchte die erledigte Pfalzgrafenwürde seines 
Schwiegervaters. Die Pfalz ist für ihn ein Neulehen, er 
ist der primus acquirens seines Hauses, nicht der Gremahl einer 
Erbtochter im streng juristischen Sinne. 

Allein seit dem zwölften Jahrhundert werden, in Abwei- 
chung von dem regelmässigen Reichslehenrecht , auch hier und 
da wirkliche Weiberlehen errichtet. Es wird bei der 
Investitur bisweilen auch den Töchtern ein wirkliches Recht 
der Lehenfolge eingeräumt, wenn keine männliche Descen- 
denten vorhanden waren. Obenan steht hier das Herzog- 
thum Oesterreich. Allerdings ist nach Wattenbachs 
Untersuchung^ die noch von Pertz festgehaltene Aechtheit 
des Privilegium majus aufzugeben, dagegen steht das s. g. 
Privilegium minus, trotz mancher Anzweifelungen, wenigstens 
seinem Inhalt nach fest. Als Kaiser Eriedrich I. im Jahre 
1156 die Markgrafschaft Oesterreich für Heinrich von Baben- 
berg zum Herzogthum erhob, stellte er die Belehnung aus- 
drücklich für ihn und seine Gemahlin, ihre Söhne und Töchter 
aus: „marchiam Austriae in ducatum commutavimus et eun- 
dem ducatum cum omni jure prefato patruo nostro et preno- 
bilissime uxori sue Theodore in beneficium concessimus per- 
petuali jure sanctientes, ut ipsi et liberi eorum post eos 
indifferenter filii sive filiae eundem Austriae 
ducatum hereditario jure a regno teneant et pos- 
sideant." 



l) Die österreicVschen Freiheitsbriefe. Früfang ihrer Aechtheit 
und Forschungen über ihre Entstehung von Wilhelm Wattenbach. 
Aus dem YIII. B. des Yon der kaiserlichen Akademie der Wissenschaften 
herausgegebenen Archivs für Kunde österreichischer Geschichtsquellen 
besonders abgedruckt. 
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Seit dieser Zeit wurde Oesterreich als ein Weiberlehen 
angesehen. So überreichte die Königin Margaretha dem König 
Ottokar von Böhmen ein kostbares Exemplar dieses Privile- 
giums nach den Worten der Reimchronik: 

Sy gab ym aigenleich 

Vor den wegisten und den pesten 

Mit guidein hantvesten 

di sy het von dem reich 

Über Steyr und Oesterreich 

Ob ir bruder verdurb 

Und er eriben nicht erwurb 

Sy solt de lande erib wesen.^ 

Auch Papst Innocenz IV. erkennt in seinem Schreiben 
an König Wilhelm zu Gunsten der Gertrud vom 23. Februar 
1249 das den Babenbergem laut kaiserlicher Privilegien in 
männlicher und weiblicher Linie zustehende Erbrecht an.^ 

Häufiger wird die Errichtung von subsidiären Weiber- 
lehen im dreizehnten Jahrhundert. Vor allem ist hier zu nennen 
das Herzogthum Braunschweig-Lüneburg kraft kaiser- 
lichen Privilegiums von 1235: 

„Imperiali auctoritate dictum consanguineum nostrum 
Ottonen, ducem et principem facientes, ducatum ipsum in 
feodum imperii ei concessimus ad heredes suos filios et filias 
hereditarie devolvendum." ^ 

K. Richard bewilligt 1257 den Töchtern des Grafen von 
Leiningen in Ennangelung von Söhnen die Nachfolge in 
allen Reichslehen desselben: 

„Volentes dilectum fidelem nostrum E. comitem de Lynin- 
gen speciali prosequi gracia et favore, filiabus ejusdem 
comitis omnia feuda sua, quae tenet ab imperio et nobis, 
si eum sine filio masculo vel filiis mori contingat, teuerem 



1) W. Wattenbach a. a. 0. S. 13. 

2) Böhmers, Regesta imperii 1246 — 1313 p. 318. Schöpflin 
Hist. Zaringo -Bad. I. p. 323. 

3) Friderici II. const. dnoatus Bronsyic. de a. 1235. (Pertz 
leg. II. p. 318.) 
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presencinm feadi titnlo de special! gratia concedimus possi- 
denda.'^ Böhmer acta imp. selecta (1870) L Abth. S. 309 
Nr. 380. 

Auch Friedrich HL Burggraf von Nürnberg, welcher an- 
fangs nur Töchter hatte, erhielt im J. 1213 von dem Kaiser, 
als Oberlehensherm, das Recht der weiblichen Lehen- 
folge zugesichert : 

„Titulo feodali concessimus in feodo, non solum sibi, sed 
etiam ex liberalitate et gracia speciali Mariae filiae suae, 
uxori Ludowici junioris, com. de Otinga et ceteris filiabus 
ejusdem burggravü sie tamen, si eandem Mariam liberos, 
sive masculini, sive feminini sexus habere contingat et dece- 
dere ipsum burggravium sine liberis virilis sexus, quod eadem 
feoda remaneant apud Mariam et liberos suos, exclusivis 
ceteris filiabus burggravii memorati. Sed si ipsa Maria liberos 
non habuerit, dicta feoda ad reliquas filias burggravii ipso 
mortuo devolventur. Si vero dictum burggravium temporis 
processu filium habere contingerit vel filios, volumus, quod 
cessante gracia facta suis filiabus filius vel filii sui succedant 
in Universum jus."^ 

Auch in der Grafschaft Geldern fand subsidiäre weib- 
liche Erbfolge, und zwar nach dem Rechte der Erstgeburt, 
vermöge eines Privilegiums K Adolfs von 1295, statt: 

„Casu quo sine prole mascula decederet, ut filiarum 
ejus natu major succederet in comitatu et in aliis feodis, 
ab imperio dependentibus." * 

Im J. 1338 verlieh K. Ludwig IV. mit Willen der Kur- 
fürsten dem Grafen von Neiffen, Graisbach und Marstetten, 
als auf Söhne und Töchter yererbliches Reichslehen die Stadt, 
Feste und Herrschaft Neuburg: 

„Also das der vorgenannte graf Berthold von Neiffen 
und all sein erben, die er jetzo hat oder fürbas gewinnt, 
sün und töchtern, die selben statt und veste Newburg 



1) Y. Lancizolle, Geschichte des preuss. Staates, Urkundenbuch I. 
S. 660. 

2) Recht der Erstgeburt S. 173. 
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und was dazu gehört, fiirbas von uns und dem reiche ze 
lehen haben sollen und auch die innhaben und messen als ir 
rechtes lehen von dem riche. (Böhmer acta imper. selecta 
Abth. n. S. 528 Nr. 783.) 

Bekannt ist, dass K Heinrich VI. allen Fürsten, als 
Belohnung ihrer Zustimiliung zu der Erblichkeitserklärung der 
Königskrone, die subsidiäre weibliche Erbfolge in ihren Reichs- 
lehen einräumen und somit die alte Regel des Reichslehen- 
rechts aufheben wollte. Da aber dieser ganze Plan scheiterte, 
so blieb das Prinzip der rdn agnatischen Descendentenerb- 
folge im Reichslehenrecht, wenigstens als Regel, stehen: 
„filiae non soleant in imperio hereditäre."* 

Eine fernere Beschränkung der Lehenfolge beruht auf der 
ursprünglichen Untheilbarkeit der Fürstenthümer, welche 
mit ihrem frühem Amtscharakter zusammenhängt. Nach der 
Strenge des Lehenrechts braucht der König, als Lehensherr, 
nur Einem Sohne das väterliche Fürstenamt zu 
leihen.* 

Noch steht principiell die Untheilbarkeit und die Indivi- 
dualsuccession fest, der König soll: 

„bischope gut und vanlen ganz lien unde nicht tveien." 
Sachs. Lehenr. A. 20 § 5. 

Auch wird dieser Grundsatz in Reichssentenzen festge- 
halten. Selbst noch im XIV. Jahrhundert erklärt sich die 
Glosse zum Landrecht rH. A. 53 § 3 gegen die Theilung der 
Fürstenthümer: 

„men sal oc tu rechte neue grafscap delen, noch herto- 
gedum noch marcgravescap*, dat vomem dat it vanlen is eder 
des rikes ambacht." 

Somit kann eigentlich das Fürstenthum nur auf Einen 
Sohn übergehen und nach der von uns anderwärts näher 



1) Alberici chronicon a.1193 ed. Leibnitz acc. hist. IL p. 400. 
Das Nähere hierüber findet sich bei J. F ick er de Henrici VI. imper. 
conatu electiciam regnm in imperio Romano germ. successionem in heredi- 
tariam mutandi. Bonnae 1849. 

2) Vetos autor de benef. I. 79: „dominus non respondeat nisi uni 
filio pro patris beneficio. 
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erörterten Stelle das Schwabenspiegels, verlieren bei einer 
Theilung Fürst und Fürstenthum ihren Namen. Aber dieser 
Grundsatz steht mit den Ansprüchen der Srüder nach Land- 
recht, mit der immer tiefer einreissenden patrimonialen Auf- 
fassungsweise der Fürstenthümer in Widerspruch; er kann 
sich gegen die Macht der Thatsachen in seiner Strenge nicht 
behaupten und bald sieht sich der König, als Oberlehensherr, 
genöthigt, den Wünschen seiner mächtigen Vasallen durch 
Eoncessionen entgegenzukommen, wodurch der gleiche 
Anspruch der Söhne auch im Lehenrecht verwirklicht wird. 

§3. 
Die Erbfolge nach Landreeht. 

Ausser ihren lehenbaren Fürstenthümem besassen alle 
deutsche Fürsten ausgedehnte Familiengüter, welche 
mit ihrer Fürstenwürde nicht im Zusammenhang standen .; Ja, 
die freien Herren oder Dynasten, welche die niedrigste Rang- 
stufe der Hochfreien bildeten, hatten oft nichts, als allo- 
diale Herrschaften, während die eigentlichen Fürsten 
für ihre Fürstenthümer oder Fahnlehen immer Vasallen von 
Kaiser und Reich waren. Diese allodialen Besitzungen wur- 
den nach dem Grundsatze des gewöhnlichen Landrechts vererbt. 

Da nun das Landrecht auch für das Grundeigenthum 
nirgends in Deutschland Lidividualsuccession oder Erstgeburt 
kennt, sondern stets gleiche Theilung unter allen Söhnen 
vorschreibt, so finden wir, dass auch bei den deutschen Für- 
stenhäusern, wo das reichslehenbare Fürstenthum nur Einem 
Sohne verliehen wurde , dennoch die Hausgüter zwischen allen 
Söhnen gleich getheilt wurden. Die gleichzeitigen Quellen 
unterscheiden die landrechtliche Theilung des Familien- 
gutes, der hereditas im technischen Sinne, streng von der 
einheitlichen Succession in das Reichsamt. Einige Beispiele 
mögen genügen, wo eine solche Theilung der Patrimonial- 
verlassenschaft klar und deutlich erwähnt wird: 



1) Dieser Entwickelungsgang ist ausfölurlich dargelegt in meinem 
B. der Erstgeb. in demAbschn.: „Der yollständige Sieg des priratrecht- 
lichen Theilungssystems. Ursachen der Theilbarkeit'* S. 228 ff. 
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1) In dem alten Greschlechte der Billanger wurde das Her- 
zogthum Sachsen nach dem Vorzuge der Erstgeburt vererbt. 
Ordulf n. succedirte daher als der Erstgeborne allein im 
Herzogthume, mit Ausschluss seines jungem Bruders Her- 
mann; das väterliche Erbe dagegen theilten sie: 

„Cujus (Bemardi patris) hereditatem Ordulfus et 
Hermannus filii ejus inter se partiti sunt et quidem Ordulfus 
ducatum suscepit gubemandum/' ^ 

2) Im Herzogthum Lothringen stand der Vorzug des Erst- 
gebornen unzweifelhaft fest, dennoch konnte auch hier der 
älteste die Ansprüche der jungem auf Theilung des Familien- 
gutes nicht zurückweisen: 

„Grerardus comes, frater Theodorici Lotharingiae ducis 
germanusy metato anni circulo patrimonia hereditarii 
juris cum fratre partitus est."* 

3) Nach dem Tode Friedrichs L, Pfalzgrafen von Sachsen, 
wurde sein ältester weltlicher Sohn im J. 1036 Nachfolger 
im Ffalzgrafenamte. Aber alle drei Söhne theilten sich in 
das Familiengut: 

„Ubi tempus eorum luctus transierat, filios praedictos, 
scilicet fratres, hereditas aequa lance dividenda recipiebat. ' 

4) So erhielt nach dem Tode Welfs IV. sein erstgebomer 
Sohn WelfV. allein das Herzogthum Bayern, als untheilbares 
Beichslehen: „Post mortem patris Guelfo major natu pater- 
num ducatum recepit."* Dagegen theilte er die väterlichen 
Hausgüter mit seinem Bruder Heinrich dem Schwarzen zu 
gleichen Theilen: 

„Welfo dux praedium suum, quod sibi ex aequa 
fraterna divisione obtigerat, donat."^ 

5) Heinrich der Stolze folgte im Jahre 1126 seinem Vater 
im Herzogthum Bayern allein, theilte aber mit seinem jün- 



1) Helmold cap. 22. ap. Leibnitz II. p. 557. 

2) Bayon. Ohronic. Loth. ad a. 1070 cit. bei Galmet I. Di sc. 
prel. p. 153. B. d. Erstgeb. S. 179. 

3) Gbron. Gozec. lib. I. cap. 2. Pertz SS. X p. 142. 

4) Mon. Weingart, chronicon Leibnitz SS. rer. Bninsy. I. p. 785. 

5) Orig. Guemcae II. 471. 
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gern Bruder Weif VI. die Familiengüter so ab, dass er selbst 
die reichen sächsischen Allodien und Herrschaften seines Yaters 
in Bayern, Weif VI. dagegen die Hausgüter in Schwaben 
erhielt.^ 

Mit den liegenden Grütem kamen auch die Mobilien 
auf die landrechtlichen Erben, soweit sie nicht, wie Gerade 
und Heergeräthe ihre besonderen erbrechtlichen Schicksale 
hatten, denn auch diese Bechtsinstitute waren dem Herren- 
stande keineswegs fremd, wenn sich für ihre Existenz aus 
dieser Periode auch wenig urkundliche Belege anführen lassen. 

Während die lehenrechtliche Erbfolge in dieser Zeit eine 
reine Descendentenerbfolge ist, haben im Landrecht auch 
Ascendenten und Kollateralen ein Erbrecht, welches 
auch in den Urkunden des hohen Adels hervortritt. 

So hatte im elften Jahrhundert die Gräfin Hildegunde 
zwei Söhne, welche als Grafen im sächsischen Hessengau lebten. 
Da diese Söhne keine Hoffnung auf legitime Nachkommen- 
schaft hatten, so wurde ihre Mutter als „justissima 
heres" der Güter bezeichnet, über welche sie mit deren Ein- 
willigung verfügten.« 

Hugo, Herzog von Ulmburg aus dem Stamme der Zäh- 
ringer, hatte in Ermangelung von Kindern seinen Bruder 
Adelbert zum Allodialerben: „Hugo ... sine filiis vita 
decedens Adelbertum fratrem suum prediorum 
reliquit heredem.'*^ 

Herzog Albrecht von Braunschweig erklärte im J. 1289 
im Bezug auf die brüderliche Succession: 

„ut si nos decedere contingat absque liberis et sine 
berede frater noster Willehelmus percipere debet portionem 
substantiae et hereditatis nostrae et quasi propriam heredi- 
tatem perpetuo possidere."* 



1) Stalin IL S. 259. 

2) Seibertz, Diplomatische Familiengeschichte der Dynasten nnd 
Herren in Westfalen. S. 347. 

3) Thenebacher urbar bei Stalin 11. S. 292. 

4) Sudendorf, TJrknndenbuch zur Geschichte der Herzöge yon 
Braunschweig und Lüneburg und ihrer Lande Th. L S. 73. 
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In Ermangelung von Brüdern wurden die übrigen Seiten- 
verwandten berufen, und zwar die nächsten, mit Aus- 
schluss der entfernteren : „ quis eorum videretur esse vicinior 
hereditatis ejus."^ 

Auch im Bezug auf die uneheliche Geburt galten die 
allgemeinen Grundsätze des Landrechts ; * den Nachlass des 
unehelich Gebomen erbte der Richter, hatte es daher aus- 
nahmsweise ein Unehelicher durch kaiserliche Verleihung zur 
Grafenwürde gebracht, so machte doch der königliche Fiscus 
ihm gegenüber sein Erbrecht geltend. So heisst es in einer 
Urkunde K. Konrads 11. von 1030: 

„ Quoddam Bemhardi comitis praedium, Patberch dictum, 
in pago Nichtberga et in comitatu Haholdi comitis situm, 
quod ideo hereditario jure in nostram potestatem 
successit, quia idem ipse B. comes spurius erat, 
quod vulgo wanburtich dicunt ... ad Paderbrunn tradidimus."* 

§ 4. 

Geringe Ausbildung des agnatischen Prinzips im Erbrecht des 

Herrenstandes. 

Der eigentliche Kernpunkt des spätem Fürsten- und 
Adelsrechtes ist das streng durchgeführte agnatische Prinzip, 



1) Sudendorf a. a. 0. S. 28: „Postquam mortuus est Henricus 
Baspo Lantgravius Thuringorum , facta est contentio inter filios Henrici 
Comitis Anschariae ex parte una et Marchionem Misnensem ex parte altera, 
consanguineos defuncti, quis eorum videretur esse vicinior here- 
ditati ejus.*' Die Parent eleu Ordnung, als Grundlage der deutschen 
Erbfolge, wird vertheidigt von Eichhorn St. u. K G. I. § 19. 66. II. § 373. 
III. § 412 Note e. von Sydow das Erbrecht § 18 — 32. von Homeyer 
die Stellung des Sachsenspiegels zur Farentelenordnung Berlin 1860, von 
Fr. Bive Jahrb. des gem. deutschen Bechtes B. YI. S. 197 — 228; doch ist 
sie in neuerer Zeit auch angefochten worden, besonders von Siegel, 
das deutsche Erbrecht S. 44 — 68 u. von Wasserschieben das Prinzip der 
Successionsordnung nach deutschem insbesondere sächs. Bechte. Gotha 1860. 
Für das spätere Becht des hohen Adels steht dieselbe unzweifelhaft fest. 

2) Unehliche Kinder entbehrten der Familienverbindung, Wilda 
in der Zeitschr. für deutsches Becht. B.IY. S. 287 ff. Fr. Bive Zeitschr. 
für Bechtsgesch. III. S. 210 ff. 

3) Seibertz, TJrkundenbuch zur Landes - und Bechtsgeschiohte von 
Westfalen B. I. S. 27 N. 25. 
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kraft dessen der entfernteste Agnat den Vorzug hat vor 
den Töchtern und ihren Nachkommen. Es hängt dies 
eng zusanmien mit. dem Begriffe der hochadligen Familie, 
welche nur die durch Männer verwandten Männer, den mas 
a mare, umfasst. Die ältere Doktrin stellte sich die 8ache 
gewöhnlich so vor, als habe die forstliche Hausgesetzgebung 
in dieser Beziehung das ältere deutsche Recht gegen den ni- 
vellirenden Einfluss des römischen Rechtes gewahrt. Diese 
auch jetzt noch bisweilen auftretende Anschauung ist falsch. 
Das ältere deutsche Recht kannte zwar in den Yolksrechten, 
wie in den Spiegeln eine gewisse Bevorzugung des Manns- 
stammes, welche sich indessen, noch vor der tiefer grei- 
fenden Einwirkung des römischen Rechtes, von Jahrhundert 
zu Jahrhundert mehr verlor. Der Begriff der rein agnatischen 
Familie und der ausschliesslichen Berechtigung des Manna- 
stammes war dem Herrenstande, in der von uns behan- 
delten Periode des eigentlichen Mittelalters, also bis zum 
Anfange des XIV. Jahrhunderts vollständig fremd; derselbe 
ist ein Erzeugniss des neuem Adelsrechtes, welches zwar an 
manche ältere germanische Rechtsgedanken anknüpft, in der 
Hauptsache aber eine Neuschöpfung ist, welche einerseits 
aus der landesherrlichen Stellung, andrerseits aus eigenthüm- 
lichen Standesbedürfnissen des hohen Adels hervorging. In 
der von uns behandelten Periode erbten die Töchter des 
Herrenstandes, je nach dem geltenden Landrechte, in Ermange- 
lung von Söhnen oder auch neben Söhnen, den Grundbesitz 
und schlössen die entfernteren Stammesvettem aus. Daher 
die grosse Anzahl von Erbtöchtern, welche im XII. und 
XTTT. Jahrhundert die Güter ihres Hauses an andere Familien 
brachten, obgleich der Mannsstamm keineswegs ausgestorben 
war.* Der Vorzug der Agnaten vor den Kognaten 



1) So erheirathete K Otto lY. mit der Hohenstaufin Beatrix grosse 
hohenstaufische Besitzungen in Schwaben, obgleich der Mannsstamm der 
Hohenstaufen keineswegs ausgestorben war, aber die Töchter Philipps 
schlössen die entfernteren Agnaten aus. Arnold Lubec. Chron. Slav. Lib. VII. 
Cap. 19: „Si yero ipsa castra CCCL. distribuantur sororibus, quas haec 
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ist in dieser Zeit, im Familienrechte des Her- 
renstandes, abgesehen von lehenrechtlichen Be- 
ziehungen, überhaupt noch sehr unentwickelt. 

In der Grafschaft Wertheim regierten zwei Brüder 
Poppe IV. und Rudolf IE. gemeinsam. Poppe IV. hinterliess 
keine Söhne, wohl aber drei Töchter, diese als Erbtöchter, 
theilten mit ihrem Oheim Rudolf und erhielten die halbe Graf- 
schaft. Es fand in der getheilten Grafschaft eine weibliche 
Erbfolge, selbst mit TJebergehung der Agnaten statt. ^ 

Als die Herzöge von Zähringen ausstarben, succedirten 
keineswegs die von demselben Stammvater herrührenden 
Agnaten zu Baden, sondern die Zähringischen Hausbesitzun- 
gen kamen an die Töchter und Schwiegersöhne, so dass sie 
nun in ganz andere Familien übergingen.* 

Ein grosser Theil der weifischen Hausbesitzungen 
kam an die Hohenstaufen, weil Weif VI. seinen Kognaten und 
Schwestersohn, Friedrich I., seinem Agnaten und Bruderssohn 
Heinrich dem Löwen vorzog. Allerdings geschah dieser 
Uebergang an die Kognaten vermittelst besonderer 
Uebereinkunft, durch eine ausdrücklicheVerfügungWelfsVI. 
zu Gunsten der Hohenstaufen; aber dass eine solche überhaupt 
zu Gunsten der Kognaten Platz greifen und alte Hausgüter 
dem Mannsstamme entfremden konnte, zeigt deutlich, wie un- 



contingit hereditas (den Töchtern K. Philipps) . . . Suscepit eam (K. Otto lY. 
die Tochter K. Philipps Beatrix) cum patrimoniis et diyitiis multis et 
CCCL. castris." Stalin I. S. 232. 

1) Aschbach, Geschichte der Grafen von Wertheim sagt S. 90: 
„Seitdem die Grafschaften in den Familien erblich geworden waren und, 
wie Priyatgüter unter den Söhnen vererbt und yertheilt wurden, war es 
nur ein Schritt weiter, auch die Töchter, bei Ermangelung von Söhnen, 
folgen zu lassen, selbst wenn auch nahe männliche Seitenverwandte vor- 
handen waren/' Doch überschätzt auch Aschbach nach der gewöhnlichen 
Ansicht den Einfluss des römischen Rechts, siehe bes. S. 351. 

2) Matthias Nuewenburg. Böhmer fönt. lY. p. 153: Mortuo 
Bertholdo duce Zeringiae . . . uni sororio de Kyburg cessit dominium in 
Burgunden, alteri Egenoni, comiti de Urach, cessit inferius dominium.'* 
U. Schulze Hausgesetze B. I. S. 150. 
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entwickelt damals noch das agnatische Princip war. Umgekehrt 
fanden natürlich aber auch wieder Erwerbungen auf kogna- 
tischem Wege statt, wie z. B. die beiden Markgrafen von 
Baden, Hermann und Heinrich, von der Tochter ihrer Schwester, 
welche mit einem Grafen von Dagsburg verheirathet war, also 
von einer kognatischen Nichte, Grundbesitzungen kraft 
Erbrechts erwarben: 

„Hermannus et Henricus fratres, marchiones de Baden, 
universam hereditatem ... ad se ratione successionis 
per neptem ipsorum Gertrudim comitissam, flliam comitis Al- 
berti de Tagisburc jure sive proprietario sive hereditario devo- 
lutam conferunt. " ^ 

In andern Fällen verglich man sich zu Gunsten der Töchter, 
um ihnen den väterlichen Grundbesitz zu erhalten, mit den 
Agnaten, welche vom Kaiser mit dem Grafenamt beliehen 
wurden. So erzählt Thietmar : * 

„ Fridericus comes obiit in civitate sua Ilburg dicta. 

Hie nomine predictam civitatem fratris suimet filio Thiederico 
ea racone dedit, ut — liceret sibi tribus suis filia- 
bus, predium omne, quod remansit, tradere. Hujus 
comitatum et super Siusili pagum potestatem ille Thiedericus 
imperatoris munere post suscepit." 

In dem Hause der Grafen von Ahr-Nurburg wurde 
im Jahre 1202 ausdrücklich anerkannt, dass die Söhne den 
Töchtern, die Töchter aber allen andern Verwandten vorgehen 
sollten : 

„Si vero filios non habuerint, filiae eodem 
modo, si fuerint, patribus succedent. Si filiae de- 
fuerint, proximi in sanguinitate succedent." * 

Anderwärts lassen sich wieder zahlreiche Fälle nachweisen, 
wo die Töchter des Herrenstandes mit und neben den Söhnen 
Liegenschaften, selbst ganze Orte und Burgen erbten. 



1) Schoepflin Hist. Zaringo -Bad Y, p. 172. Urkunden dea. 1226. 

2) Chronicon YII. 35. (bei Pertz SS. III. p. 852.) 

3) Günther II. a. a. S. 70. 
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In der Familie der Grafen von Achalm erhielt am 
Schlüsse des elften Jahrhunderts Willibirg, Tochter des Grafen 
Rudolf, obgleich sie viele Brüder hatte, von ihrem Vater den 
Ort Essingen, welcher als ihr Erbtheil „sors" bezeichnet wird.^ 

Im Hause der Grafen von Kalw bekam Uta, die Schwester 
des Pfalzgrafen Gottfried von Kalw, ein Gut bei Heilbronnen 
von ihrem Vater. ^ 

Klementia, Tochter des Herzogs Konrad von Zähringen, 
hatte fünf Brüder und dennoch erbte sie von ihrem Vater 
bedeutende Grundbesitzungen, mit Burgen und Ministerialen, 
welche ausdrücklich als ihre „hereditas" bezeichnet werden.' 

Graf Wilhelm von Tübingen hatte mehrere Söhne, dennoch 
erhielt auch seine Tochter Adelheid, Gemahlin Kuno's von 
Münzenberg, 1236 vor ihren Brüdern die Burg Babenhausen 
als Erbtheil.* 

Bei diesen Fällen ist wohl zu beachten, dass sie sämmt- 
lich dem südlichen Deutschland, insbesondre Schwaben, an- 
gehören' und also der Herrschaft des Schwabenspiegels unter- 
liegen, welcher als ein Ausdruck des süddeutschen Rechtsbe- 
wusstseins jener Zeit anzusehen ist. Der " Schwabenspiegel 
giebt nun bekanntlich nur in Beziehung auf das Sedel, d.h. 
das Gut, welches dem Vater zum Wohnsitz diente, den Söhnen 
einen Vorzug, lässt sonst aber auch in Liegenschaften Söhne 
und Töchter zusanmienerben. 

Jene angeführten Successionsbeispiele haben daher durch- 
aus nichts Anomales, sondern beweisen vielmehr von neuem 
den Satz, dass auch der hohe Adel sich überall in seinen 
Erb- und Familienverhältnissen nach dem allgemeinen Stam- 



1) Ortl. Zwif. bei Hess Monum. Guelf. p. 175: „Yicus Essingen 
Willibirgae, matri Wernheri comitis, ex paterna traditione in sortem venif 

2) Cod. Hirsaug. 68: „Domina Uta, soror Gotefridi Palatini comitis, 
schenkt an Kloster Hirschau „ praedium suum ad Heilbrunnen , quod ei 
paterna traditione traditum est ex integro.^' Stuttgardiae 1843. 

8) Orig. Gaelf in., 466: „Hereditas uxoris snae (Heinrichs des 
Löwen) Clementiae, quam habebat in Suevia castrnm Tidelicet Baden et 
centum ministeriales et quingenti mansi.'* 

4) Urkunde bei Grüsner diplom Beiträge III. 160: „Praeceteris 
coheredibus suis Cuno et filia mea hereditabunt castrum Babenhusen.'* 
H. Sehulze, Erb- n. Familienrecht. 4 
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mes - und Landrechte richtete , Boweit nicht staats- und 
lehenrechtliche Verhältnisse eine nothwendige Aus- 
nahme begründeten. 

Jedenfalls standen die Töchter des hohen Adels in jener 
Zeit im Bezug auf die Hausgüter überall in Deutschland sehr 
günstig; denn auch der Sachsenspiegel deferirt ihnen, nach 
den Söhnen und den Enkeln von vorverstorbenen Söhnen, 
die ganze Erbschaft, ohne ihnen etwa in Beziehung auf 
Grundstücke väterliche Verwandte vorzuziehen.* 

Dieses Successionsrecht der Töchter wird sogar als eine 
gemeinrechtliche und eigenthümliche deutsche 
Grewohnheit erklärt in dem Ehevertrage, welchen K. Philipp 
von Schwaben für seine Tochter mit dem Herzog von Brabant 
abschlosB : ^ 

„Dominus Fhilippus, Rom. rex, unam de filiabus suis 
dedit in matrimonium filio ducis Brabantiae et illa filia succedet 
in hereditatem patemam cum aliis filiabus Domini regis se- 
cundum jus et consuetudinem Germaniae.^' 

Soweit war der deutsche Herrenstand noch im XTTT. 
Jahrhundert von den Grundsätzen entfernt, welche er in den 
nächsten Jahrhunderten, als Basis seiner Hausverfassung, als 
Palladium seines fürstlichen Standesbewusstseins , mit merk- 
würdiger XJebereinstimmung, aufrichtete. 

§ 5. 

Bas Warterecht der nächsten Erben und ihr Widerspruehsreeht 
bei Terilassenuigen Ton Gnmdeigenthiim." 

Das Erbrecht ruht in dieser Periode lediglich auf der 
Blutsverwandtschaft. Das Recht des Erben wirkt nicht erst 
nach dem Tode des Erblassers, sondern hat schon bei dessen 
Lebzeiten eine wichtige praktische Bedeutung. Diese besteht 
darin, dass der Erbe den künftigen Erblasser hindern kann, 
bei seinen Lebzeiten das ihm zugehörige unbewegliche Eigen- 



1) y. Sydow, Erbrecht des Sachsenspiegels S. 83. 

2) TJrk. vom J. 1207 aus Butkens troph^es de Brabant. Prenyes 
T. I. p. 69. 

8) Ludwig Zimmerle, das deutsche Stammgutssystem nach 
seinem Ursprünge und Verlaufe. Tubingen 1857. 



Das Warterecht der nächst. Erben u. ihr Widerspruchsrecht etc. 51 

thum ohne seine Zustinunung zu yeräusBem und dadurch ihm 
Beine Rechte ,^nach der todten Hand^' zu entziehen. Bei 
Lebzeiten des Erblassers ist der Erbe in Betreff des Gutes 
zuwartend, ^des he wartende is/' und man hat daher sein Recht 
treffend als Warterecht, Recht der Anwartung, 
bezeichnet. 

Das Eigen ist nicht absolut unveräusserlich, sondern nur 
mit Einwilligung der nächsten Erben; eine Zustimmung von 
ihrer Seite enthält einen Verzicht auf ihr Recht: ,,heredes 
consenserunt et renunciarunt ^', heisst es deshalb regelmässig 
in den Urkunden. 

Da die ganze Lehre früher von Sydow, neuerlich von 
Siegel und Zimmerle ausführlich behandelt worden ist, 
so beschränke ich mich hier auf die Bemerkung, dass 
dieses Warterecht und das damit zusammenhängende Wider- 
spruchsrecht gegen Yeräusserungen, beim Fürsten - und Herren- 
stand eben so in Kraft war, wie bei den andern Ständen. 
Die Urkunden, welche dies darthun, sind zahlreich aus allen 
Theilen von Deutschland und sie zeigen, dass der Herrenstand 
auch in dieser Beziehung allen Regeln und Beschränkungen 
des Landrechts unterlag. Der mächtige Herzog konnte nur 
mit Zustimmung seiner Erben verschenken, gleich dem gering- 
sten Gemeinfreien. Selbst bei Schenkungen an die Kirche 
wurde dies aufs strengste beobachtet. Ln Jahre 1195 schenkte 
Bernhard Herzog von Sachsen dem Kloster Colbike ein Gut 
zu Stassfort „consensu heredum meorum,^^ im Jahre 1257 
theilte Herzog Albrecht von Sachsen demselben Kloster im 
Jahr 1257 die Kirche zu Borne zu „legitimorum heredum 
nostrorum assensu nobis in omnibus affavente.'^ ^ Li einer 
Urkunde Grafen Otto's von Ravensberg von 1285 heisst es 
„ consentientibus heredibus nostris Hermanne scilicet et Ottone 
Lothewico et Bemhardo et filiabus Sophia et Adelheida."* 
In einer Urkunde des edeln Herrn Hermanns von der Lippe 
vom Jahre 1221 wird erklärt: „ collaudantibus uxore, filiis 



1) Beide Urkunden bei Beckmann, Anhaltische Historie I. S. 
470 — 471. 

2) L a me y dipl. Geschichte der Grafen von Bayensberg Ood. dipL p. 5 7 . 

4» 
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filiabus, filio fratris, cum heredibus ipsorum^ ^ in einer Urkunde 
Albrechts 11. von Anhalt von 1292: ,,consensa benivolo fra- 
truelium nostrorum carissimorum Joannis Alberti et Erici/^ 
Die meisten Urkunden lassen uns über die zustimmenden 
Personen im Dunkeln, indem sie sich des ganz allgemeinen 
Ausdrucks: ^^consensu omnium heredum nostrorum ^^ oder 
,,consentientibus heredibus legitimis'^ bedienen. Bisweilen 
wird der fehlende Konsens noch nachgebracht. So erzählt 
der Graf Eonrad von Arnsberg in einer Urkunde von 1237, 
nachdem das Kloster Klaholt ein Gut zu Yclthus, mit Bewil- 
ligung seines Oheims, des Grafen Gottfried zu Arnsberg, 
der Gräfin Agnes, dessen Gemahlin und des Grafen Gott&ied, 
ihres Sohnes, aber mit Ausschluss seiner, des Ausstellers, ge- 
kauft habe („a domino Godefrido patruo nostro, comite in Arnes- 
berg emisset, comitissa Agnete uxore ejus et Godefrido co- 
mite filio ejus consentientibus, nostro e x clu s o consensu'^) 
so habe er das Kloster des Gutes wegen belangt, jedoch zu- 
letzt, auf Bitten des Grafen Otto von Tecklenburg, seine Ein- 
willigung dazu gegeben („factum patrui nostri domini Gode- 
fridi comitis et aliorum coheredum nostrorum approbantes ^0* ^ 
Dass eine solche Zustinmiung aber keineswegs bloss eine 
leere Form war, sondern dass in ihrer Ermangelung eine 
Veräusserung widerrufen werden konnte, zeigen andere Ur- 
kunden, ebenfalls aus der Sphäre des hohen Adels, so eine 
Urkunde Kaiser Otto's HI. vom Jahre 996, worin Adele, die 
Tochter eines Grafen Wichmann, die Schenkung ihres Vaters 
widerrief, und zwar unter der Anführung: „quodpater secun- 
dum Saxonicam legem absque ejus consensu et licentia 
nullam potuisset facere traditionem." * Pfalzgraf Ehrenfried 



1) Seibertz, diplomatische Familiengeschichte L S. 168. 

2) Lacomblet ürkundenbuch fdr die Geschichte des Nieder- 
rheins Th. I. n<>. 127. n. 306 a. 1129. Hierher gehört eine merkwürdige, 
wenn auch nicht ganz klare Stelle aus dem Codex Falkensteinensis de 
a. 1180. (Monum. Boic. YII. p. 470): „In hanc traditionem sumta est et 
illa delegatio, quam dominus Wolfkerus, patruus comitis Sigbotonis et 
fratris sui domini Herrandi, fecit palatino comiti de prediis suis, quae 
in Bavarica regione possederat tam in hominibus quam in aliis , ita scilicet. 
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und dessen Gemahlin Mathilde hatten die Abtei Brannweiler 
gestiftet und mit Gütern dotirt, ihre Kinder machten aber 
die ungesetzlich geschehene Stiftung rückgängig, wobei 
vor einem Fürstengericht verfahren wurde : „ Comes Palatinus 
Erenfriedus una cum conjuge Abbatiam Brauweiler posuerant 

postea defunctis his, filii monasterium cum omnibus 

eo pertinentibus postularunt. Legibus discussis filii 
parentum suorum hereditatem principum judicio 
obtinuerunt."^ 

Diese Beschränkung der Veräusserungen und jeder will- 
kührlichen Verfügung sowohl unter Lebenden, wie auf den 
Todesfall, bezog sich auf alles Grundeigenthum ohne Unter- 
schied,* wie die zahlreichen Urkunden aus dem Xu. und XTII. 
Jahrhundert auch aus der Kechtssphäre des Herrenstandes 
darthun. Aber auch in diesen Kreisen schwächte sich die 
Strenge des alten Kechtsgrundsatzes mehr und mehr ab, man 
beschränkte bereits das Widerspruchsrecht hie und da auf 
die Söhne mit Ausschluss aller andern Verwandten und 
untergrub so die Fundamente des alten Stammgutssystems. 
Die nun ungehinderte grenzenlose Verschleuderung der Fa- 
miliengüter, wie sie seit der zweiten Hälfte des XIH. und seit 
dem Anfang des XIV. Jahrhunderts um sich greift, stürzte viele 
fürstliche und gräfliche Familien ins Verderben. Nur die- 
jenigen erhielten sich bei ihrem alten Ansehen und stiegen 
sogar zu erhöhter Macht empor, welche sich zeitig ermannten, 
sich dem Einreissen dieser laxen Grundsätze energisch wider- 
setzten, in autonomischen Bestimmungen die Schutzwehr 



ut ipse jam dictus Sigboto petat sibi redelegare eandem delegationem 
et patruo suo et filiis suis, viris suis a palatino comite. Si autem pala- 
tinus comes hoc non fecerit et hanc delegationem non redelegaverit , ut 
petitus est, ipse comes Sigboto querimoniam super eandem delegationem 
habeat ut antea, ipsius auxilio domini scilicet Sigbotonis.^^ 

1) Urkunde Heinrich's III. von 1051. Acta pal. III. 140. Tolner 27. 

2) Zimmerle a. a. 0. S. 248. „Seit Anfang des dreizehnten 
Jahrhunderts gewinnt das Einspruchsrecht auch auf dem Gebiete des Lehen- 
rechts Anerkennung, so dass allmählich die sämmtlichen Grundsätze des 
Landrechts auf das Lehenrechtsgebiet übertragen wurden.'* 
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suchten, welche ihnen das allgemeine Landrecht nicht 
mehr bot. 

§ 6- 

Eigenthflmllehe SuceessioiisgniiidsiltKe Tersehiedener Fürsten- und 
Clrafenh&user im zwölften und dreizehnten Jahrhundert. 

Wie bereits erwähnt, gab es in dieser Periode noch keine 
eigentlichen Hausgesetze, wohl aber mancherlei Observan- 
zen, wodurch die Succession in verschiedenen Häusern ver- 
schieden geregelt wurde. Ich habe anderwärts nachgewiesen, 
dass in den eigentlichen Fürstenthümern, bis in die Mitte des 
dreizehnten Jahrhunderts, die Individualsuccession 
regelmässig mit Vorzug der Erstgeborenen fest- 
gehalten wurde. ^ 

In den Grafschaften riss das Theilungswesen bereits 
viel früher ein, wiewohl sich auch hier in manchen Grraf- 
schafben die Individualsuccession behauptete.^ 

G-ewöhnlich ist der Gang der Sache folgender gewesen. 
Nachdem die Erblichkeit in den Grafschaften durchgedrungen 
war, so erbte anfangs regelmässig nur Ein Sohn den väter- 
lichen Komitat. Darauf ging man einen Schritt weiter und 
statuirte Gemeinschaft zwischen mehreren Söhnen; sehr häufig 
sind es zwei Brüder, welche in den Urkunden zugleich als 
Grafen vorkommen. Diese Gemeinschaft ist bisweilen eine 
vollständig gleiche, so dass die mehreren Grafen ganz gleiche 
Rechte ausüben, bisweilen überwiegt der Vorzug des Aeltem 
noch so, dass die jungem Brüder nur einen untergeord- 
neten Antheil an der Eegierung nehmen. So fand in der 
Grafschaft Werthheim bis zum Jahre 1238 Individualsuccession 
statt; auch wenn mehrere weltliche Söhne vorhanden waren, 
succedirte doch immer nur Einer. Das erste Beispiel der 
Gemeinschaft findet statt zwischen den zwei Brüdern 
Poppe und Eudolf I. Der Antheil des jungem Bruders an 



1) Hecht der Erstgeburt § 27, wo zahlreiche Succegsionsbeispiele 
aus deutschen Fürstenhäusern zusammengestellt sind. 

2) Hecht der Erstgeburt § 28 , wo die Succession der Grafen- 
geschlechter ausführlich dargestellt ist. 



Eigenthüml. Saccessionsgrunds. verschied. Fürst. - u. Grafenhäuser eta 55 

der Verwaltung der Grafschaft war jedoch gering. In den 
meisten Sachen handelte Poppe allein ohne Zuziehung seines 
Bruders.^ Ein besonders häufig vorkommender Successions- 
modus ist der, dass von allen Söhnen eines Grafen zwei welt- 
lich bleiben und die andern alle geistlich werden. Die beiden 
weltlichen Brüder führen dann eine gemeinsame B;egierung, 
von welcher die geistlichen Brüder ausgeschlossen bleiben. 

Allein die gemeinschaftliche Regierung trägt den Keim 
der Theilung in sich. Wenn die Brüder eine Zeitlang in 
Gemeinschaft regiert haben, schreiten sie regelmässig zur 
Theilung von Land und Leuten.* Es gab Todtheilungen, 
wonach eine völlige Sonderung des Familiengutes bewerk- 
stelligt wurde, jedoch war es gewöhnlicher, wichtige Besitzungen 
in Gemeinschaft zu behalten, geringere Besitzungen hingegen? 
theils ganz, theils bloss den Nutzungen nach, für imnier oder 
zeitweilig zu theilen.® 

Die Herzöge Albrecht und Johann von Braunschweig 
einigten sich in ihrem Theilungsvertrage von 1267, Braun- 
schweig als Hauptort selbst gemeinsam zu behalten: „urbem 
Brunswic tenebant ambo et de ea debent principes nominari."* 

Die drei Söhne Otto's von Nordheim behielten bei 
ihrer brüderlichen Theilung die Villa Nordheim nebst der 



1) Aschbach, Grafen von Werthheim S. 76. Aehnlich war auch 
das Yerhältiiiss in dem Hause der Grafen von Westfalen zwischen den 
beiden Söhnen Heinrich's I., Gottfried 11. und Heinrich II. im 12. Jahr- 
hundert, ersterer erscheint als der eigentlich regierende Graf, letzterer 
mehr als untergeordneter Theilhaber an der Kegierung. Seibertz 
Grafen von Westfalen S. 130 

2) So blieben die beiden Habsburgischen Brüder Albert und Eudolf 
in gemeinsamem Besitz der ererbten Güter bis zum Jahre 1239, dann 
t heilten sie sich und wurden Stammväter zweier Linien. Albrecht als 
der Aelteste erhielt die Habsburg, als das Stammschloss. EichardEoepell, 
die Grafen von Habsburg S. 84 

3) Beispiel der Achalmer Grafenfamilie aus dem 12. Jahrhundert: 
„iste locus (Zwiefalten) in divisione praediorum in sortem ob venerat Wem- 
hero, fratri eorum. Tygirineveld, ceteris aequa sorte divisis, non- 
dum diviserunt.'^ Ortlieb Zwief. bei Hess Monum. Guelf. 172. 

4) Sudendorf, a a. 0. S. 43. 
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Abtei in gemeinschaftlichem Besitz.^ Wo aber die Brüder 
den Hauptsitz der Familie, die eigentliche Stammburg, nicht 
in Gemeinschaft behielten, sondern mit zur Theilung brachten, 
bekam sie regelmässig der älteste Sohn zu seinem Antheil 
und nannte sich danach, während die übrigen Brüder andere 
Schlösser erhielten, wovon ihre Nebenlinien den Namen an- 
nahmen. Es ist nach Homey er 's Ansicht, auch beim hohen 
Adel, gerade das als Handgemal bezeichnete Haupt- und 
Stammgut „ das praedium libertatis," welches regelmässig dem 
Aeltesten zufallt. Für das Handgemal findet eine vom ge- 
meinen Landrecht abweichende Erbfolge, ein Vorrecht nicht 
nur des Mannsstammes, sondern auch des Aeltesten, also Un- 
theilbarkeit und Individualsuccession statt.* 

Die Theilungen wurden nach sehr verschiedenen Grund- 
sätzen vorgenommen. In der frühsten Zeit theilte man noch nicht 
in geschlossenen Parzellen ; die Besitzungen lagen weit und 
breit zerstreut. Erst seitdem man im dreizehnten Jahrhundert 
auf die Abschliessung der Territorien hinarbeitete, nahm man 
auch bei den Theilungen auf den Zusammenhang der Be- 
sitzungen E/ücksicht.^ 

Man verfuhr bei der Theilung der gesammten Hinter- 
lassenschaft lediglich nach Rücksichten der Billigkeit und 
Bequemlichkeit. So behielt, bei einer brüderlichen Theilung 
zweier Grafen von Virnenburg vom Jahr 1229, der eine 
Bruder die Grafschaft allein, erstattete aber seinem Bruder 
diesen Vorzug durch Einräumung gewisser AUodien ; das übrige, 
Lehen, wie andere Grundstücke, theilten sie völlig gleich: 
„quod dum controversia verteretur inter nobiles vires, Her- 
mannum comitem de Virnenburg ex una parte et Philippum 
fratrem ex altera parte super divisione hereditatis suae , tandem 
de consilio amicorum suorum talis inter eos convenit compo- 
sitio, quod Hermannus comes, comitatu retento, fratri 
suo Fhilippo allodium suum in Heize in recompensationem 



1) Schrader, Dynastenstamme. 1832. B. I. S. 52. 

2) Homeyer, die Heimath nach altdeutschem Bechte S. 40. 

3) Schrader a. a. 0. S. 52. 
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dereliqüit, reliqiia tarn feoda^ quam praedia sua aequa 
lance diviserunt." * 

TJeberhaupt wird in zahlreichen Urkunden gerade die 
Gleichheit der Theilung, als Norm und Richtschnur, 
hervorgehoben. 

Im Jahre 1285 verglichen sich die edlen Herren Wilhelm 
und Udo von Wal deck über die väterliche Hinterlassenschaft : 

,,Omnia bona patema sive allodia sive feoda vel in ho- 
minibus, quocunque nomine censentur, idem domnus W. et 
Udo inter se divident aequaliter et fraterne." 

Bisweilen wird eine gewisse Besitzung gemeinsam 
behalten, alles Uebrige gleich getheilt „ceteris aequa 
Sorte divisis." 

In einem Brudervergleich der Grafen Johann und Engel- 
bert von Sayn vom Jahr 1294 wird die gleiche Theilung 
als ein heimischer, vaterländischer Rechtsgrundsatz bezeichnet : 

„ proprietatem inter nos equaliter dividemus se- 
cundum quod nobis more patriae innatum est."* 

Die zahlreichen Theilungsurkunden aus dem dreizehnten 
Jahrhundert sind wichtige Aktenstücke für das Familien- und 
Erbrecht des hohen Adels, gewissermassen die ersten Vor- 
läufer der spätem Hausgesetzgebung; sie sind ge- 
wöhnlieh brüderliche Vergleiche, welche, unter Vermittelung 
von Freunden und Verwandten, zu Stande gekommen sind; 
oft aber bestimmt auch der Vater noch bei Lebzeiten, unter 
Zuziehung der Söhne, wie dieselben nach seinem Tode die 
Besitzungen theilen sollen. So vertheilte der Wildgraf Kon- 
rad im Jahre 1258 seine Besitzungen zwischen seinen beiden 
weltlichen Söhnen Emich und Gotfried; um seiner' Verfü- 
gung Kraft zu verschaffen, erklärt er sich selbst für „ sanus 
corpore et bene compos mentis," er stellt die Disposition unter 
die Garantie seiner Burgmannen und bedroht denjenigen seiner 
Söhne, welcher seine Verfügung nicht achten würde, mit Ver- 
lust seiner Erbportion („privatus erit hereditaria possessione 



1) Günther IL p. 161. 

2) Günther U. 503. 
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bonorum meorum/O^ Bei der Unsicherheit und bestrittenen 
Grültigkeit solcher Verfugungen auf den Todesfall nach deut- 
schem Rechte bedurfte es solcher G-arantien und Drohungen. 
Auch kam es nicht selten vor, dass ein bejahrter Landesherr 
schon bei seinen Lebzeiten die Regierung seinen Söhnen über- 
liess. So zog sich der hochbejahrte Burggraf Konrad von 
Nürnberg schon zehn bis zwanzig Jahre vor seinem Tode von 
der burggräflichen Regierung seiner Lande zurück, überliess 
sie seinem Sohne Friedrich und brachte den Rest seines Lebens 
auf einem vorbehaltenen Altentheil zu Abensberg oder 
Kadolzburg zu.* 

In Bezug auf die Form der Theilung kommt auch beim 
hohen Adel das s. g. Kührrecht oder die Kührtheilung, jus 
optionis vor, so z. B. in der Erbtheilung von Otto und Lud- 
wig von Ravensberg vom Jahre 1226.' Li eigenthüm- 
licher Weise wird das Kührrecht festgestellt in dem Theilungs- 
vertrage der Herzöge Johann und Albrecht von Braunschweig 
vom Jahre 1267: 

„Haec est forma, qualiter super separacione et divisione 
illustrium principum Alberti et Johannis ducum in Brunsvic 
exstitit placitatum — — — miserunt sortem cum tesseribus 
dicti duces, quis ex eis bona ipsorum et dominium aeque 
divideret et alter eligeret partem, quae sibi magis placita 
videretur." * 

§ 7. 

Die Stelliing der Nachgreborenen. 

Nur wo Untheilbarkeit und Individualsuccession beobachtet 
wird, kann von einer eigenthümlich rechtlichen Stellung der 
Nachgebomen die Rede sein. Wo das Theilungsprincip gilt, 
giebt es im juristischen Sinne gar keine Nachgeborene, da alle 
Brüder, der erste wie der letzte, ganz gleiche Rechte haben. 



1) Günther IL S. 293. 

2) Biedel, die Ahnherren des preossischen Königshauses a. 
a. 0. S. 118. 

3) Kindlinger III. 1 Urkundenhuch S. 161, K. 44. 

4) Sudendorf, a. a. 0. S. 42. 
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Da in dieser Periode wenigstens in den eigentlichen 
Fürstenthümem und manchen Grafschaften noch an der alten 
Individualsuccession festgehalten wurde, so fragt sich, welche 
rechtliche Stellung die nicht zur Succession gelangenden 
Brüder einnahmen und in welcher Weise für ihren standes- 
gemässen Unterhalt gesorgt wurde? 

Vor allem ist hier hervorzuheben, dass bei einer grossem 
Anzahl von Söhnen, in allen Fürsten- und Grafenhäusem, 
die Sitte bestand, einen oder mehrere Söhne zum geist- 
lichen Stande zu bestimmen. Die Söhne der Fürsten, Grafen 
und Herren wetteiferten mit den Ritterbürtigen in der Be- 
setzung der Bisthümer, Pralaturen und Abteien; selbst den- 
jenigen Nachgeborenen, welche es nicht zu der glänzenden 
Stellung eines Erzbischofs, Bischofs oder gefürsteten Abtes 
bringen konnten, boten die Kapitel der zahlreichen Hoch- 
stifter, die Pfründen der geistlichen Ritterorden eine eben so 
reiche, als behagliche Existenz. Die kirchlichen Pfründen 
werden in dieser Zeit von den Fürsten- und Grafenhäusem 
geradezu als ein Surrogat der Apanage angesehen. 
Wenn ein Nachgeborener eine Pfründe von einer gewissen 
Einträglichkeit erlangt hatte, verlor er jeden Anspruch auf 
Versorgung von Seiten seines Hauses. Schon in dieser und 
noch mehr in der folgenden Periode kommen nicht selten 
väterliche Verordnungen vor, wonach alle Söhne, bis auf 
einen oder gewöhnlich bis auf zwei zur sichern Erhaltung des 
Stammes, geistlich werden müssen. 

Bei dieser allgemeinen Sitte des deutschen Herrenstandes 
ist es natürlich, dass auch da, wo die Individualsuccession 
beobachtet wurde, doch die Zahl der zu versorgenden Nach- 
geborenen nicht eben gross zu sein pflegte , da es sich immer 
nur um die weltlichen Nachgeborenen handelte. 

In den verschiedenen Häusern fanden auch verschiedene 
Observanzen hinsichtlich der Nachgeborenen statt. Auch bei 
geltender Individualsuccession wurde nur das Fürstenthum 
selbst als untheilbar betrachtet, die Haus- und Familiengüter 
wurden gleich getheilt, nach den Grundsätzen des gewöhn- 
lichen Landrechtes. Da alle Beichsfürsten zugleich grosse 
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Grundbesitzer waren, so war durch die gleiche Vertheilung 
des Familienbesitzes unter alle Söhne hinlänglich für deren 
Unterhalt gesorgt und ein Apanagesystem nicht erforderlich. 
Die ursprüngliche Untheübarkeit der Beichsämter verhinderte 
jedoch einen Vater nicht, wenn er mehrere Reichsämter in 
seiner Hand vereinigte, diese unter verschiedene Söhne zu 
theilen. Der älteste erhielt regelmässig das Hauptland, 
die jungem die Nebenländer. 

In manchen Häusern gab es gewisse Landestheile, welche 
den Nachgeborenen regelmässig eingeräumt zu werden pflegten. 
So bildete im hohenstaufischen Hause das Titularherzogthum 
Rotenburg, eigentlich nur ein Inbegriff von Familiejigütern, 
eine Secundogenitur.^ Von den Königen von Böhmen wurde 
Mähren als ein Land betrachtet, welches zur Abfindung 
der Nachgeborenen dienen musste. Dieses Land stand dabei 
unter böhmischer Oberherrlichkeit und wurde dabei in so viele 
Theile zerlegt, als es Nachgeborene zu versorgen gab.^ Im 
lotharingischen Hause erhielten die Nachgeborenen meist 
Grafschaften z. B. Vaudemont unter Oberhoheit des ältesten 
Sohnes. 

Im thüringischen Landgrafenhause war es Sitte, 
dass den Nachgeborenen die hessischen Besitzungen zur 
Verwaltung anvertraut wurden, welche sie als „Landvögte" 
der Erstgebornen verwalteten. Der regierende Herr nannte 
sich Landgraf von Thüringen und Hessen, der jüngere galt 
nur als sein Statthalter.* 

In andern Häusern kam die eigentbümliehe Sitte vor, 
dass die jungem Söhne von dem Erstgeborenen ein Gut oder 
kleineres Territorium zn L e h e n empfingen, wodurch sie dessen 
Vasallen wurden. Dieses vasallische Verhältniss der Nach- 
geborenen findet sich z. B. in den gräflichen Häusern Sayn,* 



1) Stalin IL S. 244. 

2) Gebhardi, Genealogische Geschichte III. S. 19. 

3) Recht der Erstgeb. § 29 S. 180 ff., wo die einschlagenden Stellen 
aus der reinhardsbrunner Klosterchronik mitgetheilt sind. 

4) Der jüngere Bruder versprach imJ. 1294: „Haec autem omnia 
bona praedicta nos et nostri heredes ab ipso fratre nostro comite Joannd 
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Kleve ^ und Luxemburg * und gehört überhaupt dem west- 
lichen Deutschland an; es ist anzunehmen, dass diese 
Hausobservanz unter dem Einflüsse des freragium ent- 
standen ist, welches im französischen Lehenrecht eine so 
grosse Rolle spielte und worunter man den Gebrauch ver- 
stand, dass einige Stücke des Lehens den jungem Brüdern 
zugetheilt wurden, welche dem Erstgebornen datür die Lehens- 
pflicht zu leisten hatten, während der Erstgeborene für das 
ganze Lehen allein den Lehenseid schwört.* 

Die Versorgung der Nachgeborenen mit haaren Geld- 
renten, welche gegenwärtig die Regel bildet, kam damals 
bei dem geringen Geldverkehr natürlich selten vor. Eine der- 
artige Versorgung der Nachgeborenen ordnete Rudolf I. von 
Habsburg im J. 1283 an.* 

Was den Titel betrifft, welcher das Reichsamt bezeich- 
net, so war hier die Familiensitte verschieden. Bald wurde 
dieser Titel nur dem ältesten gegeben, bald allen volljährigen 
Söhnen, welche aus gleicher Ehe geboren waren. 

In älterer Zeit war es gewöhnlich, den nachgeborenen 
Bruder nicht als Herzog zu bezeichnen, sondern ihm einen 
geringern Titel, besonders den eines Grafen, beizulegen. 
Die Söhne des Markgrafen Otto von Brandenburg wurden 



jnsto feodali titulo suscepimus et propter haec sibi et suis heredibus 
fideli homagio erimus et sumus obligati.*' Sammlung auserlesener 
Abhandlungen aus dem Lehenrecht von Zcp ernick IV. S. 165 — 168. 

1) Der jüngere Bruder heisst „ possessor castri in Garbenheim , quod 
a fratre suo Theoderico tenebat in feudum." Anon. in Chron. cliy. bei 
T eschenmach er Annal. cliv. p. 224 n. 7. 

2) In dem Testamente Heinrichs II. yon 1270 heisst es: „le dit 
chastel de Boussey et les appendises et la terre de Boussey . . . doit 
Waleran, il et si hoirs tenir de Henri son frere et de ses hoirs ligement 
en fi^ et en hommage.*' Bertholet bist, de Luxemburg T. V. p. 63. 

3) Die nähere Ausführung in meinem Recht der Erstgeburt S. 215 ff. 
Dissert. III. sur Thistoire de Louis XI. par Charles de Fresne, die 
üebersetzung in Zepernick's Sammlung lY. S. 141 — 168. 

4) „Ex tunc Albertus primogenitus vel si ipsum mori contingat^ 
Bui heredes masculi in numerata pecunia dictum Rudolfum respicient 
et eidem solvent et dabunt^ quantum nostra Providentia duxerit moderan- 
dum." Urkunde bei Moser, Staatsrecht B. XII. S. 388. 
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„Grafen" genannt, der jüngere Bruder des Herzogs Ordulf 
von Sachsen, Hennann, erscheint als „Graf." Dieser 
Gebrauch wird ausdrücklich für das Herzogthum Bayern 
bezeugt: „so was do düt eyne Wise, de eldeste Broder 
dat bleyff ein Hertoge, de jüngste ein Greve." 
(Recht der Erstgeb. S. 184.) 

Charakteristisch für die Stellung der nachgeborenen Söhne 
ist auch der Gebrauch, dieselben durch die Beziehung zu ihrem 
regierenden Bruder näher zu bezeichnen. So heisst Konrad 
an vielen Stellen „frater Friderici ducis Suevorum," so wird 
Graf Gerhard im J. 1070 als „frater Lothanngiae ducis ger- 
manus" bezeichnet. So nennt sich Walram im J. 1250: „I^os 
Waleramus, germanus domini Wilhelmi comitis Juliacensis."^ 

Bald scheint jedoch die Sitte eingerissen zu sein, allen 
Söhnen eines Herzogs den herzoglichen Titel beizulegen, wenn 
sie auch an der Eegierung nicht wirklich Theil nahmen.^ 
Der Titel „dux" bezeichnete nicht mehr allein das Herzogs- 
amt, sondernden Ursprung aus herzoglichem Blute. 
Doch unterschied man die nachgeborenen Söhne dadurch vom 
regierenden Herzoge, dass man ersteren den Titel „dux" 
ohne Beziehung auf ein bestimmtes Eeichsland beilegte. So 
führte allein der erstgeborene Sohn Heinrichs des Schwarzen 
den Titel „Herzog von Bayern," sein Bruder Weif VI. den 
Herzogstitel ohne Beziehung auf ein bestimmtes Land. Ganz 
denselben Sinn hatte der Unterschied , welchen man zwischen 
einem Beichsfürsten und einem schlichten Fürsten 
machte. Beichsfürsten nannte man nur den wirklichen Inhaber 
eines Fahnlehens, wer aus fürstlichem Blute entsprossen, 
nicht selbst ein Fürstenamt bekleidete, hiess ein schlichter 
Fürst. Diesen Sprachgebrauch deutet das sächsiche Land- 



1) Günther IL p. 246. 

2) So schreibt K. Friedrich II. im J. 1219 dem Papste Hönorius, 
dass es ein bedeutungsloser Brauch in Deutschland sei, wenn sich die 
Söhne von Herzögen, obgleich ohne Herzogthum, Herzöge nennen. 
Böhmer, Regesta imperii (1849) ad a. 1219 n. 275. Lacomblet 
a. a. 0. Th. I. n. 169 a. 1033: „ego Hezel non merito, sed nomine 
palatinus comes dictus.'' 
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recht m. 64 § 2 mit den Worten an : „ die vorsten die van- 
lehen hebbet" und das Lehenrecht 68 § 8: svelk vorste aver 
vanlen hevet" indem hierbei vorausgesetzt zu sein scheint, 
dass es auch Fürsten ohne Fahnlehen, also nicht regie- 
rende Fürsten gab. Noch deutlicher ist die Glosse zum 
Landrecht III. 58: „wen se (de brodere) delden, de it vor- 
stedum behelde , de were des rikes vorste, de andere were 
en slicht vorste, den heten we vorstegenot." Fürstengenoss 
oder schlichter Fürst ist demnach das ebenbürtige Mitglied einer 
fürstlichen Familie, welches selbst kein Fürstenamt bekleidet. 

Wie das Grafenamt selbst, so wurde auch der Grafen- 
titel in vielen gräflichen Häusern früher allen Söhnen 
beigelegt, als dies mit dem herzoglichen Titel der Fall 
war. Doch finden wir auch Grafenhäuser, wo sich die ältere 
Sitte länger erhielt, dass nur der Erstgeborene den Grafen- 
titel führte, z. B. im gräflichen Hause Waldeck hinterliess 
Widukind 1137 zwei weltliche Söhne, Volkwin und Widu- 
kind, aber nur Volkwin erhielt in den Urkunden den Grafen- 
titel, der jüngere Sohn wurde als Dynast oder „edler Herr" 
titulirt. Volkwin hatte vier Söhne, von denen der Erstgebo- 
rene Widukind ebenfalls allein Graf hiess, während die an- 
dern nur als „edle Herren" auftraten.^ 

Für die Nachgeborenen im allgemeinen sind sehr ver- 
schiedene Bezeichnungen im Gebrauch, sie werden in 
deutschen Urkunden häufig Jungherren oder Junker z.B. 
in Hessen und Waldeck, in lateinischen pueri, domicelli 
genannt, z. B. pueri de Juliaco. Seltener sind die Ausdrücke 
„juvenis comes" „Minderbruder." 

Einer deutschen Familiensitte zufolge erhält der erst- 
geborene, zur Regierung bestimmte Sohn gewöhnlich den 
Taufnamen des Vaters, so dass ganze Regentenreihen den- 
selben Vornamen führen und nur eine Unterbrechung eintritt, 
wenn ein Erstgeborener ohne Descendenz verstorben und an 



1) Yarnhagen, Grundlage der waldeckischen Landesgeschichte 
S. 251 u. 256. Yergl. aach die Urkunden hei Lacomblet I. n. 448. 
II. n. 15. 
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seine Stelle ein ^achgeborener getreten ist. Eine solche 
Rolle spielte z. B. der Name Ludwig im landgräflich thü- 
ringischen Hause, der Name Berthold in der alten zährin- 
gischen Herzogslinie, der Name Hermann in der markgräf- 
lich badischen Linie, der Name Alwig in dem Hause der 
Grafen von Sulz. 

§8. 
Letztwillisre TerflLgriuigron in den Familien des Herrenstandes. 

Der Grundsatz, dass die Blutsverwandtschaft die 
Grundlage alles Erbrechts ist und das schon bei Lebzeiten 
des künftigen Erblassers bestehende Wartrecht der nächsten 
Erben setzte der Zulässigkeit letztwilliger Verfügungen sehr 
enge Schranken. 

Eine eigentliche Enterbung ist dem rein deutschen 
Rechte, wie es sich in dem Sachsenspiegel darstellt, fremd. 
Dagegen soll derjenige, welcher seinem Erblasser das Gut 
schon bei Lebzeiten entreissen oder ihn gar ermorden will, 
ipso jure als unwürdig von der Erbfolge ausgeschlossen 
sein. Sachsenspiegel III. 84 § 1 und § 3. Derselbe Grund- 
satz gilt auch im Lehenrecht. 

Friedrich ü. erklärte, mit Bezug auf seinen eigenen 
Sohn, im Mainzer Landfrieden vom Jahre 1235,^ dass ein 
Sohn, welcher seinem Vater nach dem Leben trachtet oder 
ihn gefangen setzt, oder ihn befehdet, ausgeschlossen sein 
soll von aller väterlicher und mütterlicher Erbschaft; eine 
Bestimmung, welche ganz besonders auch gegen den gewalt- 
thätigen Sinn in den Häusern des hohen Adels gerichtet war 
und an die Drohungen der lex Bajuvariorum und Alamano- 
rum gegen einen rebellischen Herzogssohn erinnert.^ 



1) Gonstitutio pacis II. de pena filiorum, qtii committunt in patres 
et fautores eorum. Aus dem ganzen ZuBammenhang geht hervor , dass der 
Kaiser hier besonders an die Söhne der Fürsten dachte: „quicumque 
filius patrem suum de castris, terris aliisve possessionibus yiolenter eje- 
cerit/' auch ist am Schlüsse des Artikels ausdrücklich von dem Zeugniss 
„in caussis principum parium'* die Rede. Pcrtz, Leg. II. p. 315. 

2) Yergl. meinen Aufsatz über Thronfolge und Familienrecht der 
ältesten germanischen Königsgeschlechter. Zeitschr. für Hechtsgesch. B. VII. 
S. 374 u. 377. 
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Auch findet eine Ausschliessung von der Erbfolge wegen 
körperlicher Unfähigkeit statt. Nach dem Sachsen- 
spiegell. 4 sind s. g. Altvile, Zwerge, Krüppel und Aus- 
sätzige von der Folge, sowohl im Lehen, als auch im Erbe 
ausgeschlossen. Lehenfolgeföhigkeit ging schon durch gerin- 
gere Mängel verloren, indem stumm, handlos, fusslos oder 
blind Geborene von der Lehenfolge ausgeschlossen wurden, 
in Anbetracht, dass sie die Lehendienste nicht leisten konnten. 
Galten diese Grundsätze schon in Betreff einfacher Ritter- 
lehen, so mussten sie, in grösserer Strenge, bei den Fürsten- 
lehen in Anwendung kommen, welche ihren Inhabern viel 
gewichtigere Pflichten, gegen das Reich, wie gegen ihre 
Unterthanen, auferlegten. 

Wie diese Bestimmungen des Lehenrechts an den Satz 
der lex Bajuvariorum Tit. 11. cap. 10 § 1 erinnern, wonach 
der Herzog weder blind noch stumm sein darf, sondern fähig 
sein muss „judicio contendere, in exercitu ambulare, populum 
judicare, equum viriliter ascendere, arma sua vivaciter baju- 
lare ," so liegt in diesen Ausschliessungsgründen des Sachsen- 
spiegels auch wieder der Keim zu den Bestimmungen des 
spätem Fürstenrechts über die Unfiihigkeit zur Nachfolge in 
einer Landesregierung, besonders zu dem berühmten Satz der 
goldenen Bulle cap. XXV § 3. — 

Testamente im römischen Sinne kommen in dieser 
Periode auch beim Fürsten- und Herrenstande nicht vor. 
Wenn bisweilen eine letztwillige Verfügung auch als „testa- 
mentum " bezeichnet wird, so ist darunter nur eine ganz form- 
lose Verordnung zu verstehen, welcher das Haupterforderniss 
des römischen Testaments, die heredis institutio, fehlt. ^ Von 
solcher Beschaffenheit ist z. B. das Testament Heinrichs des 
Grossen, Grafen zu Sayn, vom J. 1246, worin er seine 
Gemahlin, als „executricem testamenti," beauftragt, aus 
gewissen Revenuen diejenigen zu entschädigen, welchen er 
bei Lebenszeiten Unrecht gethan hat, und gewisse Güter 
der Kirche zu übergeben. Da aber auch eine solche letzt- 



' 1) Georg Beseler, die Lehre von den Erbverträgen I. S. 242. 
H. Schulse, Erb- u. Familienrecht. 5 
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willige einseitige Verfügung immerhin dem Geiste des deutschen 
Rechtes widerspricht, wird für dieses Testament die päpst- 
liche Genehmigung nachgesucht und ertheilt.^ 

Ganz in derselben Weise ist das Testament K. Otto's IV. 
vom J. 1218 beschaffen,* eine Erbeseinsetzung findet nicht 
statt. Es werden dem Bruder, Pfalzgrafen Heinrich, den Mini- 
sterialen und den Bürgern in Braunschweig gewisse Aufträge 
ertheilt, so Herausgabe der Reichskleinodien an den zu er- 
wählenden legitimen Reichsnachfolger, Restitution gewisser 
Güter an Kirchen, Vergabung aller Kleinodien, Edelsteine 
und Goldsachen an die Gemahlin: „quicquid autem in auro 
et in gemmis et clenodiis habemus, damus uxori nostrae," 
Verfügung über die Reliquien, die nicht zu den Reichskleino- 
dien gehören. 

Von anderem Charakter ist das Testament K. Fried- 
richs n. vom J. 1250.* Es enthält schon den Gedanken der 
fortlebenden Persönlichkeit des Erblassers in seinen Erben: 
„ut rebus humanis absumpti vivere videamur." Der Kaiser 
verfugt über die Succession in seinen verschiedenen Reichen: 
„sie de imperio et regnis nostris duximus disponendum," obgleich 
er nicht mehr bei gesundem Leibe , wohl aber bei klarem Ver- 
stände ist : „ loquelae et memoriae in nobis integritate vigente, 
egri corpore, sani mente." Der erwählte Reichsnachfolger 
Konrad soll zugleich im Königreich Sicilien nebst allen Per- 
tinenzen succediren. Wenn dieser ohne Kinder sterben sollte, 
dann: „ei succedat Heinricus filius noster, quo defuncto sine 
liberis succedat ei Manfredus filius." Manfred soll das Her- 
zogthum Tarent erhalten, doch dafür dem erstgeborenen Bru- 
der Konrad den Lehenseid leisten. Heinrich soll König von 
Burgund, der Enkel Friedrich Herzog von Oesterreich wer- 
den. Die übrigen Bestimmungen enthalten Verordnungen zu 
frommen Zwecken. Zur Ausführung der testamentarischen 
Verfügungen verpflichtet er „Conradum filium et heredem 



1) Lünig, Reichsarchiy Spie. sec. II. S. 981. 

2) Pertz, Leg. Tom. II. p. 221. 

3) Pertz, Leg. Tom. IL p. 358. 
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Dostrum et alios successive/' — also die substituirten Erben 
— „alioquin hereditate nostra non gaudeant." 

Dieses Testament ist in Italien errichtet und abgefasst 
von einem römisch gebildeten Juristen, dem Magister Nicolaus 
de Brundisio, „publicus tabellio imperii et regni Siciliae et 
imperialis curiae notarius." Daher ist es nicht zu verwundern, 
dass es in seinem Inhalt weit hinausgreift über die Bedeutung 
eines Geschäftes oder einer Vergabung im deutschrecht- 
lichen Sinne. 

Vom Testament K Konrad'sIV. vom J. 1254 ist uns 
nur ein Fragment überliefert, welches für die juristische 
Betrachtung desselben keine Handhabe bietet.^ 

Am wenigsten war eine testamentarische Verfügung über 
die Succession in das Fürstenamt für einen Reichsfürsten zu- 
lässig; denn eine solche würde nicht nur das Recht der 
wartenden Erben, sondern, auch in Ermangelung solcher, 
das Recht des Königs, als Oberlehensherrn, auf Heimfall eines 
derartigen Fahnlehejis verletzt haben. Es ist daher ein ein- 
zig dastehendes, nur durch die besondem Verhältnisse 
zu erklärendes Vorrecht, welches das Privilegium minus von 
1156 dem Herzog Heinrich von Oesterreich und seiner Ge- 
mahlin beilegt, in Ermangelung von Descendenz frei über 
das Herzogthum zu verfügen: 

„ Si autem predictus dux Austriae et uxor ejus absque libe- 
ris decesserint, libertatem habeant eundem ducatum affectandi, 
cuicunque voluerint," ein Vorrecht, welches übrigens nur als 
ein persönliches für Heinrich und seine Gemahlin ge- 
meint war. 

Die Verfügungen von Todes wegen, welche in dieser 
Zeit in Deutschland üblich waren , heissen Geschäfte, Ver- 
gabungen. Frei verfügbarer Gegenstand derselben war 
nur die fahrende Habe, so weit nicht für einzelne Gegen- 
stände derselben eine bestimmte Successionsart galt ; denn im 
Bezug auf Eigen war jede Verfügung durch das Warte - 
recht der Erben beschränkt. Den Vergabungen von Im- 



1) Pertz IL p. 361. 
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mobilien konnten die Erben eben so widersprechen, wie den 
Veräusserungen unter Lebenden. 

Ja, durch Observanz wurden sogar manche Mobilien 
juristisch als Erbe oder unbewegliches Gut behan- 
delt, z. B. Silbergeräth „verwirket gut von silber daz 
haut die lute ze euer gewonheit genommen, daz sol erbe 
gut sin." Schwabenspiegel c. 168.* Es ist wahrscheinlich, 
dass diese Observanz gerade beim hohen Adel ihre besondere 
Bedeutung hatte, wo natürlich vor alleni in damaliger Zeit 
Silbergeräth vorhanden war und als wichtiger Gregenstand des 
Familienglanzes auch der Familie möglichst erhalten werden 
sollte, wie auch in vielen spätem Hausgesetzen das Silber- 
geräth der Primogenitur inkorporirt wurde. — 

Keine Vergabung, abgesehen vom Erbvertrag, konnte 
den Bedachten zum Erben machen ; diese Eigenschaft kommt 
nur dem Greblütserben zu.* 

Nach dem Sachsenspiegel I. 52 § 2 ist die Rechtsbe- 
ständigkeit einer Vergabung davon abhängig, dass der Ver- 
gabende „bei gesundem Leibe" die Verfügung vor- 
nahm;^ nach dem Schwabenspiegel c. 162 sind die Vergabun- 
gen bei gesundem Leibe wenigstens vor denen auf dem 
Todtenbette sehr begünstigt. 

Bei allen derartigen Verfügungen finden wir auch, dass 
„der Seele ihr Theil" gegeben wird s. g. Seelengeräthe. 

„Pro anima" wurden nicht selten Güter vermacht,* bis- 
weilen wurden dazu besondere Liegenschaften gekauft und 

1) Dieses Gewohnheitsrecht sollte nach andern noch weiter erstreckt 
werden, nämlich auch auf Harnisch und Geschütze. Wenn auch der 
Spiegel diese Anschauung missbilligt, so zeigt sich doch darin die Ten- 
denz, gerade solche Mobilien, welche dem Glanz oder der Macht der Familie 
dienten, oder yon allgemeiner Brauchbarkeit waren, wie Erbgut zu behan- 
deln, um sie dadurch den Blutsverwandten sicherer zu erhalten. 

2) Schwabensp. c. 198: „Swaz ieman erbes zu siget, wan von 
Sippe, daz heizzet nüt erbeguf 

3) Daher auch die besondere Hervorhebung dieser Eigenschaft in 
Urkunden, so nennt sich der Wildgraf Eonrad im Jahre 1258 „sanus 
corpore et bene compos mentis." Günther II. S. 293. 

4) Günther II. S. 138: Graf Hermann von Virneburg vermacht 
dem Kloster zu Lonnig: „ob animae suae antecessorumque suorum reme- 
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als neuerworbenes Gut von dem Einspruchsrecht der Erben 
frei erhalten; so bestimmte Graf Heinrich von Isenburg 
dazu im Jahre 1218 „curtem quae Markenberg dicitur cum 
pertinentiis suis justo emptionis contractu, jure proprietatis 
omnimodae, propria mea pecunia comparavi, hactenus ea spe- 
cialiter mihi reservata, ab omni jure heredum meorum 
penitus absoluta."* 

Häufig ertheilten die Erben zu solchen Geschäften, wo- 
durch Liegenschaften pro anima vergabt wurden, ihre Zustim- 
mung; sonst konnten sie dieselben nach strengem Rechte 
anfechten. Doch finden wir, dass sie selbst da, wo sie eine 
solche Klage angestrengt und durchgesetzt hatten , doch 
aus Pietätsrücksichten schliesslich die Schenkung noch bestä- 
tigten.^ 

Von den Vergabungen noch verschieden sind die Erb- 
verträge, obgleich auch sie im Allgemeinen unter dem 
Namen der Geschäfte mitverstanden werden. Durch 
den Erbvertrag soll auf künstlichem Wege eine Person, 
die von Natur nicht Erbe ist, ein festes Erbrecht 
erhalten.^ • 

Solche Erbverträge kamen früh in erlauchten Häusern 
vor. Hierher muss z. B. auch die vertragsmässige Verfügung 
gerechnet werden, wodurch Weif VI. seine Erbgüter an die 
Hohenstaufen brachte. Da Weif VI. nach dem Tode seiner Ge- 
mahlin keine Aussicht auf Leibeserben hatte, so schloss er 
zuerst einen Erbvertrag init seinem Bruderssohn, Heinrich dem 
Löwen : 



dium quicquid juris hereditarii ipse yel heredes sui ab antecessoribus suis 
possedit yel possessurus est ratione comitivae suae in bonis pertinentibus 
ad curiam de Minchelve*' etc. 

1) Günther II. S. 135. 

2) y. Sydow a. a. 0. 228. Auch in dem oben erwähnten Falle der 
Erben des Pfalzgrafen Erenfried. Acta pal. III. 140. Böhmeri, regesta 
ad a. 1051. 

3) In Betreff der allgemeinen Theorie der Erbyerträge yerweise ich 
lediglich auf Beselers Werk über die Erbyerträge und betrachte nur 
einzelne schon in dieser Periode beim hohen Adel yorkommende merk- 
würdige Beispiele. 
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„Omne Patrimonium suum Heinrico fratrueli suo, duci 
Saxoniae et Bavariae, conventione facta tradere spopondit."* 

Heinrich scheint aber die Bedingungen nicht eingehalten 
zu haben, nämlich seinen verschwenderischen Oheim mit 
baarem Gelde zu unterstützen. Weif widerrief daher den 
Vertrag und schloss einen andern mit seinem Schwestersohn 
Friedrich und dessen Söhnen „ transactionem ad imperatorem 
Fridericum et ejus filios convertit. Imperator ergo Fridericus, 
in auro et argento satisfaciens avunculo, traditam sibi here- 
ditatem lege gentium possedit et quaedam in signum posses- 
sionis retinuit." 

Wahrscheinlich ist hier unter der „possessio lege gen- 
tium" die eventuelle Gewere an Welfs Gütern zu ver- 
stehen, unter dem „signum possessionis" vielleicht ein 
Zins, welcher zu Anerkennung dieser Gewere bezahlt wurde. 
Bei einem andern Chronisten* heisst es: „omnia praedia sua 
ipsi contradidit," d. h. er liess sie dem Kaiser zur Begrün- 
dung der Gewere auf, behielt aber bis zu seinem Tode den 
Genuss und den Besitz derselben „eaque usque ad terminum 
vitae, pluribus aliis additis, recepit." Als aber K. Friedrich I. 
und sein zweiter Sohn Friedrich von Schwaben auf dem 
Krouzzuge gestorben waren, übertrug Weif die Anwartschaft 
auf Friedrich's I. Sohn, K. Heinrich VI. 

„Quibus mortuis idem Welfo propter innatam familiari- 
tatem et consanguinitatis lineam predictum Patrimonium cum 
Omnibus suis pertinentiis Heinrico imperatori sub hereditaria 
possessione contradidit." ^ 

So erhielt denn, nach Wegfall seines Vaters und Bru- 
ders , Heinrich VI. allein die vertragsmässige Anwartschaft 
auf die Hausgüter seines Grossoheims Welfs VI., nach dessen 
Tode er auch in den wirklichen Besitz und Genuss dieser 
Güter eintrat. 

Im Jahre 1265 machten Burggraf Friedrich von Nürn- 
berg und seine Gemahlin ihren Schwiegersohn Ludwig Grafen 



1) Anon. Weingart, de Guelfis bei Hess M. 6. p. 51. 52. 

2) Otto de S. Blasio cap. 21. Böhmer, fontes III. p. 601. 

3) Anonym. Weingart, de Guelfis bei Hess Mon. Guelf. p. 54. 
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von Oettingen nebst dessen Gemahlin Maria vertragsmässig 
zu ihren Erben: „futuros heredes sibi paciseuntur." ^ 

Allmählich kamen unter den fürstlichen Familien auch 
die Erb Verbrüderungen auf, wodurch sich zwei oder 
mehrere Familien ein gegenseitiges Successionsrecbt 
einräumten ; als das älteste Beispiel betrachtet F ä t z ^ die 
Erbverbrüderung zwischen Herzog Ulrich von Kämthen und 
König Ottokar von Böhmen vom J. 1260. Sichere urkundliche 
Nachrichten über fürstliche Erbverbrüderungen gehen aber 
nicht über das vierzehnte Jahrhundert hinaus. Dieselben 
gehören daher nicht unserer, sondern der folgenden Feriode 
an, wo sich die Familie des hohen Adels bereits zur festen 
Genossenschaft abgeschlossen hat; denn ohne diese 
Grundlage ist die Erbverbrüderung, wo nicht Einzelne, son- 
dern ganze Familien als solche miteinander pacisciren, juri- 
stisch undenkbar.^ 

Seit dem dreizehnten Jahrhundert wurden auch Erb- 
verzichte, d.h. vertragsmässige Entsagungen auf das an- 
geborene Erbrecht üblich. Besonders bedeutsam wurden für die 
Familien des hohen Adels die Erbverzichte der Töchter, 
wodurch das Vermögen möglichst dem Mannsstamm erhalten 
werden sollte. Die Töchter standen nach dem Rechte der 
Spiegel im Bezug auf ihr Erbrecht sehr günstig und so 
brachten sie häufig die ihnen zugefallenen Hausgüter an fremde 
Familien. Um dies zu vermeiden, liess man sie Verzichte 
ausstellen, welche, wenigstens für die AUodialgüter, keineswegs 
leere Formalitäten waren. Solche Verzichte hochadliger Töchter 
auf ihr Erbrecht kommen urkundlich vor dem dreizehnten 
Jahrhundert nicht vor,* wenn sich auch einzelne Spuren 
und Andeutungen derselben aus früherer Zeit anführen lassen. 

Der Erbverzicht dient demselben Zweck wie später die 
autonomische Beliebung, nämlich der Erhaltung des Ver- 



1) C. H. de Lang, Reg. Boic. III. 249. 

2) C. W. Pätz, commentatio de successione uniyersali per pactum 
promissa § 23. 

3) Be seier, Die Erbverträge I. S. 228, 

4) Beseler II. 2. Abth. S. 271. 
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mögens beim Mannsstammey unterscheidet sich aber 
dadurch wesentlich von ihr, dass er keine bleibende Norm 
für die ganze Familie aufstellt, sondern nur das Verhältniss 
ordnet, in welchem die verzichtende Person, rücksichtlich ihres 
Erbrechts zur Familie zu stehen kommt. Schon am Anfang 
des dreizehnten Jahrhunderts müssen weibliche Verzichte in 
dem hier entwickelten Sinne vorgekommen sein. Ein solcher 
Verzicht geschah gewöhnlich bei Verheirathung einer Tochter, 
das entsprechende Aequivalent war die Aussteuer. 

Aus einem ungedruckten würtembergischen TJrkunden- 
buche führt Stalin B. 11. S. 553 einen Fall von 1219 aus 
dem Hause Hohenlohe au, wo die minderjährige Schwester 
Kunigunde ihrer Zeit Verzicht leisten, dagegen auch anstän- 
dig ausgestattet werden sollte. 

In einem Ehevertrage zwischen Mathilde von Loth- 
ringen und Lorenz von Holland, des Grafen Wilhelm 
Sohn, aus dem Jahre 1214 wird bestimmt, dass Mathilde 
nebst ihrem Schwiegervater, dem Grafen von Holland, und 
ihrem Ehemann auf ihre väterliche und mütterliche Erbschaft 
verzichten soll: 

„Dux autem filiae suae bis mille et quingentas marcas 
donavit, et hac peeunia contenti, tam ipsa, quam filius ejus 
praetaxati in perpetuum renunciabunt omni allodio et heredi- 
tati et proventui et omnibus, quaecunque possunt, ex parte 
patris ipsius Mathildis vel matris, vivente fratre vel ejus 
berede, provenire."^ 

Dieser Verzicht umfasst das väterliche und mütterliche 
Vermögen, hat aber nur so lange Wirksamkeit, als der Bru- 
der und dessen Descendenz lebt. 

Derartige Verzichte sind im dreizehnten Jahrhundert über- 
haupt noch so selten, dass ältere Bechtshistoriker ihren ersten 
Ursprung erst in das vierzehnte Jahrhundert versetzt haben, 
doch lassen sich , ausser der mitgetheilten Ehestifbung zwischen 



1) LUnig, cod. dipl. germ. T. II. p. 1090, mitgetheilt yon 
Bo stell diss. de origine renunciatioiium filiarum ülastrium. Giesae 1766. 
4« App. dipL No. A. 
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Mathilde von Lothringen und Lorenz von Holland , etwa noch 
folgende Beispiele urkundlich nachweisen: 

X) Verzicht des Grafen Simon von. Saarbrücken zu Gunsten 
seines Schwagers, des Herzogs von Lothringen, auf alle 
Rechte aus der väterlichen und mütterlichen Succession, welche 
er im Namen seiner Gattin, der Schwester des Herzogs von 
Lothringen, erheben konnte, vom 20. Septb. 1227. 

Es ist dieses der erste Verzicht, welcher besonders für 
sich (nicht in einem Ehevertrag) geleistet wird: 

„Ego Simon comes Sare-pontensis notum facio 

quqd ego omne jus, quod uxor mea, soror venerabilis domini 
Mathaei Ducis Lotharingiae, in hereditate, tam ex parte patris, 
qu£^m ex parte matris sibi proveniente habebat, si quod habe- 
bat, de consensu ipsius uxoris jam dictae, eidem nobili duci 
prenominato plenius acquittavi et idem jus reliqui supra suam 
voluntatem libere et quiete." 

Calmet Histoire de Lorraine Tom. 11. Preuves p. 438. 

2) Alix Gräfin von Kyburg verzichtet zu Gunsten ihres 

Bruders des Herzogs von Lothringen auf die väterliche und 

mütterliche Erbschaft 1229; sie erklärt: „quod ego 

fratri meo duci et heredibus suis omnem hereditatem tam ex 
parte patris, quam ex parte matris mihi provenientem, sine 
reclamatione aliqua et heredum meorum acquittavi." 

Calmet a. a. 0. p. 441. 
*3) Verzicht enthalten in einem Ehevertrag zwischen Kuno, 
deiji Sohne Ulrich's von Münzenberg, und Adelhaid, der 
Tochter des Grafen Wilhelm von Duingen 1236. 

Senckenberg in seinen Meditationes Juris Fase. II. 

M. vn. § 2. 

4) Berthold Graf von Henneberg verzichtet mit seiner Gattin, 
einer geb. Landgräfin von Hessen, auf deren Erbrecht 1299. 

Senckenberg a. a 0. Easc. IV. p. 657. 

Nur vereinzelt erscheinen im dreizehnten Jahrhundert 
diese Rechtsgeschäfte; erst mit dem vierzehnten Jahr- 
hundert wächst ihre Zahl und Bedeutung für das eigenthüm- 
liche Standesrecht des hohen Adels, welcher seit dieser Zeit 
das, seiner Standesrichtung entgegenstehende weibliche Erb- 
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recht, sowohl durch autonomische Satzungen, wie durch Erb- 
verzichte im einzelnen Palle, zu beseitigen sucht. Da somit 
der Erbverzicht der Töchter erst mit dem XIV. Jahrhundert 
ein bedeutsamer Eaktor für das eigenthümliche Erb- und 
Familienrecht des hohen Adels wird, so liegt seine nähere 
Betrachtung ausserhalb des Bereiches dieser Abhandlung. 



Viertes Kapitel. 

Das Eherecht des Herrenstandes im Mittelalter. 



§ 1. 

Im Allgremeinen.^ 

Das deutsche Eherecht, besonders das eheliche Güter- 
recht des Mittelalters, ist in neuester Zeit so vielfach und 
gründlich durcharbeitet worden, wie kaum ein anderes Gebiet 
unseres Privatrechts. Nachdem Paul Roth in einem freilich 
nur skizzenhaften , aber tief eingreifenden Aufsatze dargethan 
hatte, dass keineswegs das Güterrecht des Sachsenspiegels 
als gemeinrechtliche Grundlage des gesammten ehelichen 
Güterrechts im Mittelalter betrachtet werden dürfe, dass 
dasselbe vielmehr einen durchaus partikularen Charakter habe 
und dass im südlichen und westlichen Deutschland, in Eranken, 
Bayern und Schwaben von Anfang an ganz andere Grundlagen 
vorhanden gewesen seien, haben die gelehrten Forschungen 
von Martitz und Schröder ganz neue Bahnen gebrochen. 



1) üeber die ältere Literatur vergl. die Systeme von B eseler 
§ 133 £f. S. 551 ff., von Gerber § 223 S. 573 ff. Von neuern Arbeiten 
kommen besonders in Betracht: Paul Both, „üeber Gütereinheit und 
Gütergemeinschaft'* (in den Jahrb. des gemeinen deutschen Bechtes yon 
Bekker und Muther. Bd. II£. S. 314 — 358). Bichard Schröder, 
Geschichte des ehelichen Güterrechts in Deutschland Bd. I. 1863 (Die 
Yolksrechte). Bd. II. Abth. 1. Das eheliche Güterrecht in Süddeutschland 
und der Schweiz im Mittelalter. 1868. Abth. 2. Das fränkische eheliche 
Güterrecht im Mittelalter. 1871. Ferd. von Martitz, das eheliche 
Güterrecht des Sachsenspiegels und der verwandten Bechtsquellen. 1867. 
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Während Ferd. vonMartitz in knapper, mustergültiger 
Form „das eheliche Güterrecht des Sachsenspiegels und 
der verwandten Rechtsquellen" darstellt, hat uns Richard 
Schröder in seiner Geschichte des ehelichen Güterrechts 
eine Fülle neuen Materials erschlossen und uns einen Blick 
eröffnet in die unendliche Manchfaltigkeit der deutschen 
Rechtsentwickelung auf diesem Gehiete. Solchen Arbeiten 
gegenüber wäre es unangemessen, wenn wir in dieser, 
einem ganz speziellen Zweck gewidmeten Abhandlung auf 
die allgemeinen Grundlagen des ehelichen Güterrechts 
im Mittelalter ausführlicher eingehen wollten. Indem wir 
dieselben als bekannt voraussetzen, beschränken wir uns, 
unserer gesteckten Aufgabe gemäss, lediglich auf die Rechts- 
verhältnisse des hohen Adels und heben auch hier nur 
das hervor, was für die spätere Entwickelung des deutschen 
Fürstenrechtes von Bedeutung ist. 

Wie die altgermanischen Königshäuser sich in ihren 
eherechtlichen Beziehungen aufs strengste an die Volksrechte 
ihres Stammes anschlössen,^ so hielten sich auch die deutschen 
Herrengeschlechter des Mittelalters an das Recht des Landes, 
welchem ihre Familie angehörte. In zahlreichen Eheverträgen 
wird auf die Geltung des betreffenden Landesrechts hingewiesen, 
z. B. schloss K. Friedrich I. im J. 1188 für seinen Sohn Kon- 
rad einen Ehevertrag ab „secundum usum et consue- 
tudinem Alemaniae." 

Trotz dieses engen Anschlusses an das geltende Landes - 
und Stammesrecht, ist es aber im hohen Adel Rechtens, die 
Verhältnisse jeder Ehe vertragsmässig zu ordnen. Dazu 
führte schon die grössere Wichtigkeit und Bedeutung der 
Objekte, über welche verfügt wurde, ausserdem aber die 
schon früh auftretende Tendenz, gewisse allmälig im Land- 
rechte einreissende Entwickelungen von sich abzuhalten und 
sich ein Recht zu konserviren, welches den Standesbedürf- 
nissen mehr entsprach, als die neu sich bildenden Institute 



1) Vergl. meinen Aufsatz über Thronfolge und Familienrecht der 
ältesten Königsgeschlechter S. 334, S. 351 ff. 



Die Eheverträge. 77 

des Landrechtes der übrigen Stände. Der gesammten Hand, 
der Verfangenschaft, der sich entwickelnden Gütergemein- 
schaft gegenüber, wird beim Herrenstande durch die regel- 
mässige Abschliessung von Eheverträgen überwiegend an dem 
alten Rechte festgehalten. Auch waren es hier oft staats- 
und lehenrechtliche Gründe, welche die sonst beste- 
henden gesetzlichen Rechte der überlebenden Frau beein- 
trächtigten und daher galt es geradezu als Standespflicht 
des hochadligen Gatten, die Frau mit einem entsprechenden 
Witthum zu bedenken; die Ehe des Herrenstandes war stets 
eine be widmete. 

Durch diesen vertragsmässigen Charakter des Ehe- 
rechts und die in ganz Deutschland gleichartigen Standes- 
bedürfnisse des hohen Adels wurde zugleich bewirkt, dass 
manche ihm zusagenden Rechtsinstitute leichter von einem 
Stanam auf den andern übertragen wurden und so eine grössere 
Gleichförmigkeit des ehelichen Güterrechts in ganz Deutsch- 
land herbeigeführt wurde, als bei den übrigen Ständen, wie 
sich dies noch mehr im entwickelten Privatfürstenrechte der 
nächsten Periode zeigt. 

Dazu kam, dass sich der Herrenstand in ganz Deutsch- 
land als eine grosse geschlossene Standesgenossenschaft 
betrachtete und dass sehr früh zahlreiche Eheverbindungen 
die hochadligen Familien der verschiedenen Länder und Stämme 
in nächste Berührung zu einander brachten. 

Vor allem verdienen daher die Eheverträge der Erlauchten 
eine Betrachtung. 

§2. 
Die EheyertrSgre. 

Schriftliche Urkunden dieser Art sind sehr alt. Da in 
dem altem ehelichen Güterrechte die dos, welche der Mann 
bestellte, die Hauptsache war, so ist diese schon in der Zeit 
der Volksrechte Gegenstand einer vertragsmässigen Verein- 
barung zwischen dem Mann und den Eltern oder sonstigen 
Verwandten der Frau. In diesen Vereinbarungen liegt die 
älteste Spur von Eheverträgen. Solche „libelli dotis" sind 
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uns in den Formelbüchem der fränkischen Periode erhalten, 
und die Gonstitutio dotis König Karls III. beweist, dass auch 
in dem königlichen Hause der Karolinger die Sitte solcher 
schriftlicher Zuweisungen der dos bestand. Allein diese altem 
Urkunden haben mehr den Charakter einseitiger Zuwen- 
dungen ; erst als von Seiten der Gemahlinnen die Mitgift oder 
Heimsteuer eine grössere Bedeutung gewinnt, tritt der ver- 
tragsmässige Charakter mehr in den Vordergrund.^ 

Aus der reichen Anzahl der uns erhaltenen Eheverträge 
des hohen deutschen Adels aus dem zwölften und dreizehnten 
Jahrhundert führe ich beispielsweise folgende an: 

1) Vertrag zwischen Graf Philipp von Flandern und Her- 
zog-Gottfried von Löwen, die Heirath zwischen des Herzogs 
Sohn Heinrich und des Grafen Enkelin Mathilde betreffend 
vom Jahre 1179. 

Lünig, Codex Germ. Diplom. 11. p. 1902. 

2) Vertrag zwischen K. Friedrich I. und K Alfons VIII. 
von Kastilien über die Ehe ihrer beiderseitigen Kinder , Kon- 
rad's von Staufen und Berengaria von Kastilien, 1188. 

Pertz, leg. tom. 11. p. 565 — 568. 

3) Vertrag zwischen Heinrich Herzog von Lothringen und 
dem Grafen Otto von Geldern, betreffend die Heirath G^r- 
hard's, des Sohnes des Grafen, mit Margaretha, der Tochter 
des Herzogs, 1206. 

Dumont, Corps diplomatique Tom. L p. 136. 

4) Vertrag zwischen König Philipp (von Schwaben) und 
Herzog Heinrich von Brabant über die Ehe Heinrichs, des 
Sohnes des Herzogs, mit Maria, der zweiten Tochter des 
Königs, geschlossen zu Gelnhausen am 12. Februar 1207. 

Dumont, Corps diplomatique L p. 137. 

5) Ehevertrag zwischen Walram, dem Sohne des Herzogs 
Heinrich von Limburg, und Ermenson, Gräfin von Luxem- 
burg, 1214. 

Dumont L p. 150. 



1) Vergl. meinen öfters erwähnten Aufsatz über „Thronfolge 
und Familienrecht'' a. a. O. S. 388. 
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6) Ehestiftung zwischen Herzog Heinrichs I. zu Lothringen 
Tochter Mathilde und Lorenz, dem Sohne des Grafen Wil- 
helm von Holland, 1214. 

Dieser Ehevertrag ist bereits erwähnt, weil in demselben 
zugleich der älteste Tochterverzicht enthalten ist. 
Lünig, Cod. diplom. IL p. 1089. l 

7) Ehevertrag zwischen Hartmann, dem Sohne des Grafen 
Ulrichs von Kyburg und Margaretha, Tochter Grafen Thomas I. 
von Savoyen, 1218. 

Mit den zugehörigen Urkunden des Turiner Hofarchivs 
bei Zeerleder, Urkunden der Stadt Bern. Bern 1853. B. L 
Nr. 114 S. 189. 

8) Ehevertrag zwischen Heinrich Grafen von Luxemburg 
und Margaretha von Bar, ältester Tochter des Grafen Hein- 
rich von Bar, von 1231. 

Dumont L p. 170. 

9) Ehevertrag zwischen Theodorich, Sohn des Grafen Theo- 
dorichs von Kleve, und Elisabeth, Tochter Heinrichs Herzogs 
von Lothringen von 1233. 

Dumont L p. 172. 

10) Ehevertrag zwischen K Friedrich 11. und Isabella, 
Schwester Heinrichs ITC. von England von 1235. 

Bei Pertz, leg. 11. p. 307 mit der Vollmacht des Kaisers 
für seinen Gesandten Petrus de Yineis. 

11) Ehevertrag zwischen Wilhelm Grafen von Jülich und 
Margaretha der Nichte des Herzogs von Brabant, 1236. 

Dumoi^t I. p. 174. 

1 2) Ehevertrag zwischen Kuno, dem Sohne Ulrichs von Münzen- 
berg undAdelhaid, Tochter Wilhelms Grafen vonDuingen, 1236. 

Senckenberg, med. fasc. IL med. 7 § 2. 

13) Ehevertrag zwischen Grafen Hartmann dem Jüngern 
von Kyburg und Elisabeth, der Tochter des Grafen Hugo 
van Chälons und Alis Pfalzgräfin von Burgund, 1254. 

Zeerleder a. a. 0. B. L Nr. 328 S. 446. 

14) Verabredung zwischen König Rudolf von Habsburg 
und König Ottokar von Böhmen über die Wechselheirathen 
ihrer beiderseitigen Kinder von 1277. 
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Pertz, leg. 11. p. 413. 

15) Witthumsbestellung des Rheinpfalzgrafen Ludwig, Her- 
zogs von Bayern für die Verlobte seines Erstgebornen, Eli- 
sabeth, Tochter des Herzogs Friedrich von Lothringen, 
1288. 

Böhmer, Acta imperii selecta 1870. Abth. 11. Nr. 1007 
S. 706. 

16) Ehevertrag zwischen K. Albrecht I. nnd König Philipp 
von Frankreich, über die Vermählung des Herzogs Rudolf, 
erstgeborenen Sohnes des Kaisers und der französischen Prin- 
zessin Blanka, von 1299. 

Dumont, Corps diplom. T. L p. 322. 

Die Eheverträge dieser Periode sind sehr kurz und berühren 
gewöhnlich nur zweierlei Verhältnisse, nämlich die dos, 
welche von Seiten des Mannes der Frau zur Versorgung für 
den Wittwenstand gewährt wird, und die Mitgift, welche 
die Frau von ihrer Familie erhält und mit in die Ehe bringt. 
In den ältesten Eheverträgen ist aber auch oft nur von der 
dos die Rede, die Mitgift wird gar nicht erwähnt. 

Ausserdem werden in den Eheverträgen nicht selten 
Bestimmungen über die Succession in Land und Leute, über- 
haupt über das Erbrecht der Kinder getroffen. So sichert 
Herzog Gottfried dem Grafen Philipp von Flandern in dem 
Ehevertrage von 1179 zu, dass sein Sohn Heinrich, welcher 
die Tochter des Grafen heirathet, auch sein Erbe im Herzog- 
thum werden soll; ja sogar das Repräsentationsrecht wird den 
etwaigen Nachkommen aus dieser Ehe ausdrück^ch beigelegt, 
80 dass der Enkel dem Grossvater im Herzogthum folgen 
soll: „et si forte contigerit Henricum mori ante patrem, 
heres Henrici, si quem post se reliquerit ex Mathilde saepe 
dicta, ita succedet duci avo suo in ducatum." Sehr aus- 
führlich sind die Bestimmungen über die Succession in dem 
Ehevertrage K. Friedrichs I. und Alfons VIIL von Kastilien 
vom J. 1188. Da dieselben sich aber hauptsächlich auf die 
Thronfolge im Königreich Kastilien beziehen, so haben sie 
für das deutsche Staats- und Fürstenrecht kein besonderes 
Interesse. 
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§3. 

EbenMrtigrkeit, Be^nn der Ehe und persSnliehes Yerhttltniss 

der Ehegratten. 

I. M"achdem der alte Stand der Freien sich in verschiedene 
Elemente zerlegt hatte, nachdem Fürsten, Grafen und Herren 
sich zum Stand der Hoch freien abgeschlossen hatten, 
war, mit dieser geburtsständischen Abschliessung, auch das 
Ebenbürtigkeitsprinzip im Bezug auf die Ehen von selbst 
gegeben.^ 

Innerhalb des Herrenstandes war die Tochter des klein- 
sten Grafen und Dynasten dem mächtigsten Herzog, selbst 
dem Kaiser ebenbürtig, es gab hier nur Rangstufen, keinen 
Geburtsstandesunterschied; dagegen war jede Ehe 
eines Hochfreien mit einer Mittelfreien eine Missheirath, wo 
die Ender der ärgern Hand folgten. Der Schwabenspiegel, 
welcher diese neuere Rechtsanschauung, dem mehr veral- 
teten Standpunkt des Sachsenspiegels gegenüber vertritt, 
findet eine wichtige Stütze in dem Spiegel deutscher Leute, 
(c. 62) welcher bereits die hochfreie Abstammung von väterlicher 
und mütterlicher, von grossväterlicher und grossmütterlicher 
Seite, als Bedingung des höchsten Geburtsstandes hinstellt: 
„Es enist nieman garvrei. wan des vater und des muter 
und der vater und der muter sentper vreien waren." Dieser 
Satz des deutschen Spiegels und des Schwabenspiegels ist 
keineswegs eine blosse Theorie, sondern steht mit der Ge- 
schichte der Fürsten- und Grafenhäuser der damaligen Zeit 
im vollen Einklang. Der unzweifelhafte Gebrauch in den 
Häusern der Hochfreien, nur gleiche Ehen mit Hochfreien 
einzugehen, wird durch alle Geschlechtsregister und Familien- 



1) Vergl. hier besonders 6 Öhr um geschichtliche Darstellung der 
Lehre Yon der Ebenbürtigkeit. Hermann Schulze, Art. Ebenbürtig- 
keit in Bluntschli's Staatsw. B. III. S. 187 — 202. Für das Recht der 
Spiegel kommen besonders in Betracht 0. Stobbe die Stände des Sachsen- 
spiegels in der Zeitschr. für deutsches Recht B. XY. S. 362 ff. F. de Mar- 
ti tz, Qui sint ingenuitate sibicompares, . . . jure spec. saxonici 1859. Ri ch ar d 
Schröder, zur Lehre yon der Ebenbürtigkeit nach dem Sachsenspiegel, 
Zeitschr. für Rechtsgeschichte B. III. 1864 S. 461—480. 
H. Schulze, Erb- u. Famüienrecht. 6 
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geschichten dieser Zeit dargethan. So wurde schon im Jahr 
1265 für die Burggrafen von Nürnberg aus dem Hause 
ZöUem ausdrücklich die Abstammung aus ebenbürtiger Ehe 
zur Bedingung der Succession gemacht: ,,Si jam dicti burg- 
gravius et conjux sua heredem masculum vel ipse post obitum 
domine E. conjugis suae cum alia sua legitima ejusdem 
condicionis legitimum heredem masculum procrea- 
verit." Unter der „ conjunx ejusdem condicionis " kann nur eine 
Grattin verstanden sein, welche aus gleichen Standesverhält- 
nissen, also aus dem Herrenstande, entsprossen ist. Tiefe 
Kenner der fürstlichen und gräflichen Hausgeschichten bezeu- 
gen dieünebenbürtigkeit der Bitter und Ministe- 
rialen mit den Herrengeschlechtern, so Stalin,^ 
so Aschbach, welcher als Erfordemiss des hohen Adels 
„ Ebenbürtigkeit, '^ d. h. Abstammung aus einer standesgemässen 
Ehe eines reichsunmittelbaren Fürsten, Grafen und Herrn 
hinstellt und für die Grafen von Wertheim, gestützt auf 
die sorgfaltigste Spezialuntersuchung, darthut: 

„Dass in der ganzen Beihe der Grafen von Wertheim 
keine Missheirath vorgekommen ist, und dass alle Ehen, welche 
Grafen von Wertheim schlössen, nur mit ebenbürtigen Familien 
stattfanden, welche Territorium mit Landeshoheit und Beichs- 
standschafb besassen/' ^ 

Je tiefer man in die Hausgeschichte des Herrenstandes 
im Mittelalter eindringen würde, um so mehr würde sich der 



1) Würtembergiscbe Geschichte Bd. II. S. 595. Aus einem genauen 
Studium der bei Stalin angeführten Urkunden lassen sich noch manche 
bisher unbeachtete Beweisstellen für den obigen Satz erbringen, so hatte 
Gottfried Pfalsgraf Ton £alw awei Töchter Uta und Liutgart; nach dem 
Tode seines Sohnes fiel aber sein reiches Hauptgut nur an Uta Herzogin 
Ton Schauenburg, als die einzige standesgemäss y erheirathete Tochter ; 
Liutgart, welche nur einen Ritter geheirathet hatte, wurde ausgeschlossen. 
Stalin II. S. 368. 370. Es wurde hier der Art. 325 des Schwabensp. 
(Lassberg. S. 143) konsequent angewendet, wonach von zwei Schwestern, 
von denen die eine sich standesgemäss yerheirathet hat, die andere unter 
ihrem Stande, die erstere ausschliesslich alle vom Vater hinterlassenen 
Grundstücke erben soll. 

2) JosephAschbach Gtosohichte der Grafen von Wertheim I. 237. 
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Satz bewahrheiten, dass bereits in der zweiten Häl 
des dreizehnten Jahrhunderts der Herrensta 
einen, auch im Eherecht streng abgeschlossenen 
G-eburtsstand bildete. 

II. In Bezug auf Verlobung und Eheschliessung gelten auch 
für den Herrenstand die Grundsätze des Kirchenrechts; die 
Rechtsbücher schweigen über Verlöbniss und Vermählung, 
da diese nach kanonischem Hechte beurtheilt wurden. Da- 
gegen zeigt sich der bekannte Satz des Sachsenspiegels III. 
45. § 3: 

„Dat wif is ok des mannes genotinne to haut alse si in 
sin bette tritt," 

auch beim Herrenstand praktisch. In allen Eheverträgen 
wird der Beginn der ehelichen Güterrechte vom wirk- 
lichen Vollzug der Ehe, von der copula camalis ab- 
hängig gemacht, z. B. heisst es in dem Lothringen- Geldern- 
schen Ehevertrag von 1206 „quod Gerardus filius eam car- 
naliter cognoverit;" in dem Ehe vertrag zwischen K Philipp 
und dem Herzog von Brabant „ si contigerit mori filius ducis 
ante carniscopulam;" in einer westfälischen Urkunde von 
1238 bestinunt ein Graf seiner Gemahlin einen Hof „quando 
thorum ejus introierit." ^ 

Ein eigenthümlicher Familiengebrauch des hohen Adels 
in dieser Periode sind die Kinder Verlöbnisse und Kinder- 
ehen. Gertrud, die Gemahlin Herzog Heinrich des Stolzen 
von Bayern, war erst vierzehnjährig, als sie Heinrich den Löwen 
gebar, Heinrich der Löwe heirathete die englische Königs- 
tochter Mathilde in deren zwölftem Jahre. Siebenjährig wurde 
der nachherige König Konrad IV. mit der sechsjährigen bayer- 
schen Herzogstochter Elisabeth verlobt. Ludwig von Thü- 
ringen war zwölf Jahr alt, als er mit der vierjährigen Elisabeth 
verlobt wurde. ^ Auch in mehreren der oben aufgeführten 



1) Niesert Beitr. II. p. 8. a. 1238, die Zahl der Beispiele liesse 
sich leicht yermehren, vergl. z. B. La com biet II. n. 342 p. 179, 
Gercken cod. dipl. Band I n. 129. Urkunde yom J. 1276 im Notizen- 
blatt, Beil. zum Archiv österr. Geschichtsquellen 1854 S. 540. 

2) Grimm Hechtsalterthümer S. 436. Schrader Dynastenstämme S. 117. 

6* 
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Eheverträge verloben die Väter oder sonstigen Gewalthaber 
ihre Kinder in unmündigen Jahren, unter der gewöhnlich 
wiederkehrenden Klausel, dass die Ehe vollzogen werden soll 
,,cum ad nubile tempus pervenerint." Die noch nicht mann- 
bare Braut wurde gewöhnlich ihrem Bräutigam, beziehungs- 
weise ihren künftigen Schwiegereltern übergeben. Be- 
merkenswerth sind die G-arantien^ welche bei der Ueber- 
gabe der Braut in dem Ehevertrag von 1218 zwischen Hart- 
mann Grafen von Kyburg und Margarethe von Savoyen, ver- 
abredet wurden: „Dom. comes Savoye dedit filiam suam 
Margaritam comiti Artemanno, quam ipse Artemannus in 
suo bona fide recepit. Et quia ipsa infra nubiles annos 
erat, juravit ipse comes Artemannus, quod, cum ipsa ad annos 
nubiles perveniset, desponsaret eam et duceret in uxorem 
nee eam pro meliori aut deteriori dimitteret et quod ipse 
non fecerit nee faciet, unde matrimonium possit impedin, 
quod nee ab ipso nee ab alio ante desponsationem cogno- 
scitur et si forte ipse Artemannus in infirmitatem incideret 
et previderet mortem suam ante desponsationem, ordinaret 
pro posse suo, qualiter sine corruptione vel alio impedimento 
ipsa apud castrum Ghillon dicto comiti de Savoja vel ejus 
heredi redderetur. (Zeerleder I, N. 114 p. 189.) 

Wie sehr die Ehen des Fürsten - und Herrenstandes da- 
mals nach politischen Bücksichten geschlossen wurden, zeigt 
die mehrmals vorkommende Bestimmung, dass wenn die zur 
Braut bestimmte Tochter vor der Ehe sterben sollte, die zweite 
Tochter u. s. f. an ihre Stelle zu treten habe. Nach dem oben 
erwähnten Ehevertrage, welchen K Philipp 1207 mit dem 
Herzog von Brabant abschloss, giebt der deutsche König 
dem Sohne des Herzogs eine Tochter, stirbt diese zur Braut 
bestimmte Tochter vor der ehelichen Verbindung, so setzt 
an ihre Stelle der König eine andere Tochter, stirbt der 
Sohn des Herzogs, so heirathet die Königstochter einen 
andern Sohn des Herzogs. Eine gleiche Fungibilität 
der Kinder begegnet uns auch in dem Ehevertrag zwischen 
dem Herzoge von Lothringen und dem Grafen von Flandern 
von 1204: 
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„Bux dabit filiam suam filio comitis Grelriae; si vero nunc 
promissa moriatur, proximam ille habebit: idemde filio comitis 
dictum est." (Dumont I, p. 131.) 

ni. Was die persönKchen Verhältnisse der Ehegatten be- 
trifflb, so kommen auch beim Fürstenstande die Vorschriften 
des kanonischen Rechtes zur Anwendung. 

Die ebenbürtigen Gemahlinnen theilten Rang und Ehre 
des Mannes; schon seit dem elften und zwölften Jahrhundert 
kommen Beispiele vor, dass den Gremahlinnen auch der Titel 
des Mannes beigelegt wird, im dreizehnten Jahrhundert findet 
dieses regelmässig statt ; so nennt sich Ermensindis „ Gomitissa 
Luxemburgensis, Marchionissa Arlunensis" (1231). Kunigunde 
Gräfin von Wertheim stellte 1267 eine Urkunde aus als „Go- 
mitissa de Wertheim." Uta von Ealw wird als Gemahlin 
Welfs VI. in den Urkunden immer als „ducissa" bezeichnet. 
Da sie aber getrennt von ihrem Manne lebte, wurde sie nach 
dem Schlosse, welches sie bewohnte „ducissa de Scawenburg" 
genannt. (Stalin H S. 370.) 

§ 4. 
Die ehemftnnliche Togrtei. 

Nach dem Rechte des deutschen Mittelalters ist der Mann 
der Vormund und Vogt der Frau.^ Diese Vogtschaft oder 
Vormundschaft bezog sich nicht nur auf die Person der 
Frau, sondern auch auf ihr Vermögen. Die Vermögens- 
rechte der Frau, als Rechte, gehen nicht auf den Mann 
über, sie bleiben ihr, aber sie kommen in seine Hand zur 
freien Verfügung. Nach dem Rechte des Mittelalters haben 
Mann und Frau kein gezweiet Gut während der Ehe (Sachsensp. 
I., 31 § 1); damit ist aber keine Gütergemeinschaft gegeben, 
durch diese äussere Vereinigung der Güter wird das Eigen- 
thum, wie es vor der Ehe bestand, nicht geändert. 

Auch in den fürstlichen und gräflichen Häusern verwal- 
tete der Mann das Vermögen der Frau mit einer solchen 



1) Bemerken 8 werth ist es, dass auch schon vor Abschluss der Ehe 
der Bräutigam Walram, Bruder des Grafen von Jülich, sich als „quasi 
mumbordus siye tutor" seiner Braut bezeichnet. Günther IL p. 246. 
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Selbstständigkeit, dass es mit dem seinigen als eine einzige, 
in seiner Hand vereinigte Masse erschien, worüber zu ver- 
fügen der Frau nicht zustand. Erschien aber auch das bei- 
derseitige Vermögen nach aussen hin als eine vereinigte 
Masse, so war es doch innerlich getrennt in das Eigen- 
thum des Mannes und der Frau ;eine Gütergemeinschaft 
bestand bei fürstlichen und gräflichen Eheleuten 
nirgends. Bestandtheile des Vermögens der Frau bildeten : 
die Heimsteuer, das Witthum, die Morgengabe und Erbschaften 
aus ihrer väterlichen und mütterlichen Familie. Der fürstliche 
Gemahl hatte das Recht, auch Herrschaften und Grundbe- 
sitzungen jeder Art frei zu verwalten ; er durfte sie aber 
nicht ohne Wissen und Willen der Frau und nur unter Zu- 
stimmung ihrer nächsten Erben veräussern. 

So heisst es in einer Urkunde Friedrichs Grafen von 
Rittberg vom J. 1269: 

„Nos Fridericus cum uxore nostra tradimus Horstmere, 
quod ad uxorem nostram Beatricem a suis parentibus jure 
hereditario est devolutum et nos nomine dotis quieta pos- 
sessione hactenus possederimus, Nos vero Beatrix etc." ^ 

Es handelte sich also hier um eine ererbte Grundbesitzung 
der Frau, welche der Mann zu rechter Vormundschaft besass ; 
„nomine dotis" bezeichnet hier nichts anders, als den Besitz 
des Mannes an dem Gut der Frau, welche Eigenthümerin 
blieb, aber ohne jedes Verfügungsrecht ; nur zur Veräusserung 
musste sie konsentiren. 

In diesem Sinne besitzt auch der Mann, welcher eine 
s. g. Erbtochter geheirathet, ihre Fürstenthümer „ dotis nomine. " 
So heisst es von Hermann, Markgrafen von Baden, welcher 
mit Gertrud, der Tochter des Herzogs Heinrich von Oester- 
reich verheirathet war, dass er die Herzogthümer Oester- 
reich und Steiermark, mit der Hand seiner Gemahlin „dotis 
nomine," erhalten habe. 

Obgleich, bei dem Weiberlehen Oesterreich, die Tochter 
des Herzogs Heinrich die eigentlicheErbin des Herzog- 
thums ist, so gilt doch ihr Mann als der Regent, welcher 

1) Kindlinger IL Urkundenbuch S. 273 n. 46. 
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,, nomine dotis" kraft seiner ehemännlichen Vogtei, die Landes- 
regiening führt. Ja, gewissermassen betrachtete sich der 
Schwiegersohn selbst als den Erben des Schwiegervaters für 
seine Gemahlin „ratione uxoris," ein Ausdruck, welcher 
ebenfalls in den Urkunden nicht selten vorkommt. So bestä- 
tigte z. B. der edle Herr Adolf von Holte im J. 1261 den 
von seinem Schwiegervater Heinrich dem Schwarzen, Grafen 
von Arnsberg, geschlossenen Verkauf der Vogtei Rocking- 
hausen, indem er sich mit folgenden Worten als Erben des- 
selben legitimirte: 

„Nos, qui successimus eidem in hereditate ratione 
filiae ipsius, quam duximus in uxorem."* So galt auch 
bei lehenweise ausgeliehenem Erbgut der Frau der Gemahl 
als der Lehensherr, ebenfalls kraft seiner ehelichen Vogtei 
und Vormundschaft.^ 

Auch nahm wohl der Gemahl den Titel und Namen des 
Eürstenthums oder der Grafschaft seiner Gemahlin an, welche 
er als ehelicher Vormund für sie regierte. So heirathete z.B- 
der edle Herr Berthold von Neifen aus einem hochadligen 
Dynastengeschlecht, welches aber den Grafentitel vor dieser 
Heirath nicht führte, die Erbtochter der Grafen von Mar- 
stetten; seitdem nannte er sich selbst in allen von ihm 
ausgestellten Urkunden Graf von Marstetten „Bertholdus 
comes de Marstetten dictus de Niphen." ^ 



1) Seibertz Urkundenbach zur Bechtsgeschichte von "Westfalen I., 
p. 401 n. 320. 

2) ürk. von 1228: „Rudolfas minister de Eammesperc curtem in 
Hallendorf, quem nomine feodi habebat a comite de Eichelberg , cujus 
uxor hereditaveret e andern, mortuo patre domino Manegoldo de 
Otolfeswanc, resignat comiti domino suo. '^ Weissenauer Traditionscodex 
bei Stalin IL, S. 351. 

3) Dass aber trotzdem das Eigenthum immer bei der Frau 
blieb, zeigt eine Urkunde, worin die Erbgräfin Ita von Marstetten eine 
einzelne ererbte Besitzung ihrem Mann auflässt, also aus ihrem Eigenthum 
in das seinige überträgt. Es heisst in einer Urkunde von 1295: „Illustris 
domina Jta, fllia quondam comitis Gotfridi de Marstetten, in manus 
mariti nobilis yiri domini Bertholdi de Nifen resignat jura ratione here- 
ditaria ipsi competentia circum Novum castmm superioris vallis Oeni.'^ 
Lang Beg. Boica III. 126. 
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Bei dieser Vormundschaft des Mannes über alle Be- 
sitzungen der Frau, also auch über ihre Fürstenthümer und 
Herrschaften, gestaltete sich das eheliche Güterrecht des hohen 
Adels sehr einfach. Während der Ehe bestand eine yöllige 
Vereinigung der Güter unter der Herrschaft des Mannes; 
nach der Ehe zweite sich das Gut wieder von selbst in 
seine Bestandtheile. Bei der beerbten Ehe fiel das mütter- 
liche Gut natürlich an die Kinder, welche, wenn dasselbe 
grösser als das väterliche war, sogar den mütterlichen Titel 
und Namen dem väterlichen nicht selten vorzogen, wie sich 
z. B. die Kinder des oben erwähnten Berthold von Neifen 
Grafen von Marstetten, die Grafen von Urach, nach einer 
mütterlichen Besitzung, später Grafen von Freiburg nannten. 

Blieb die Ehe dagegen unbeerbt, so fielen die Be- 
sitzungen der Gemahlin an ihre nächsten Erben zurück.^ Wenn 
sich, auf dieser allgemeinen deutschen Grundlage der ehemänn- 
lichen Vogtei, das eheliche Güterrecht des hohen Adels auch 

bei den verschiedenen deutschen Stämmen verschieden gestal- 

» 

tete, so traten doch in allen Theilen Deutschlands spezielle 
vermögensrechtliche Institute gleichmässig hervor, welche eine 
besondere Besprechung verdienen — es sind dies besonders 
das Leibgeding, die Morgengabe und die Mitgift. 

§ 5. 
Bas Leibgeding.2 

Ein sehr ausgebildeter Gesichtspunkt des deutschen Rech- 
tes ist die Fürsorge für den Unterhalt der Wittwe. Die 
Pflicht hierzu lag vorzugsweise dem Manne ob. Es wurde 

1) So heisst es ausdrücklich yon den Erbgütern der Uta, der Wittwe 
Welfs VI., einer reichen Kalwer Erbtocbter, dass ihre Güter auf den 
Neffen und Erben ihres Gemahls gelangt seien: „cum heredes veri 
non invenirentur,*' d. h. weil eigene Geblütserben von ihrer Seite 
nicht vorhanden oder wenigstens nicht aufzufinden waren. Annales Sindelf. 
Pertz SS. XVII. p. 301. 

2) F. W. E ckardt, das Witthum oder dotalicium und vidualicium 
in ihrer historischen Entwicklung quellenmässig dargestellt. Zeitschrift 
für deutsches Eecht Bd. X. S. 437. R Schröder B. IL Abth. 2. 
Buch I Kap. III. §10 u. 11. S. 71 £f. Abth. 2. S. 214 ff. y. Martitz 
a. a. 0. S. 193 ff. 
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für die Wittwe gleich bei Eingehung der Ehe durch Aus- 
setzung einer dos von Seiten des Bräutigams oder dessen 
Eltern an die Braut gesorgt; die Grundzüge dieser deutsch - 
rechtlichen dos deutet schon Tacitus an (Genn. cap. 18: 
„dotem non uxor marito, sed maritus uxori offert"), in den 
Volksrechten erscheint sie als ein überall wiederkehrendes 
Bechtsinstitut, welches auch für das Eherecht der Königs- 
häuser zur Anwendung kam. 

Bald aus dieser dos der Volksrechte (z. B. bei den 
Sachsen, lex Sax. 47. 48) bald in weiterer Entwickelung 
des Muntschatzes (bei Franken und Alamannen) hat sich die 
Wittwenversorgung des Mittelalters entwickelt, welche unter 
den verschiedensten Namen als dos, dodarium, dodalicium, 
doaire, luffgeding, liftucht, aus den Bechtsbüchem und Urkun- 
den uns entgegentritt. Bei der hohen Bedeutung, welche 
man der Wittwenversorgung beilegte, enthalten die Ehe ver- 
trage des hohen Adels immer und vor allem die Bestimmung 
einer solchen dos von Seiten des Mannes oder seiner Familie 
für die Frau; ja, die ältesten Eheverträge enthalten oft 
weiter nichts, als die Aussetzung einer dos, und stehen da- 
her ganz mit dem alten fränkischen „libellum dotis" auf 
einer Linie. 

Begelmässig besteht die dos in Grundstücken, bei 
dem hohen Adel meist in Herrschaften, Burgen und grund- 
herrlichen Besitzungen. Häufig bestellt sie bei Verheirathung 
des Sohnes der Vater, so dass sie zugleich den Charakter 
einer väterlichen Beihülfe hat. So übergiebt der Herzog 
Godfried von Brabant 1179 seinem Sohne Heinrich „ad dotan- 
dam inde Mathildem " Brüssel mit allen Zubehören und andern 
Herrschaften, Heinrich der Sohn „dedit haec omnia in dotem 
Mathildi, antequam ei nuberet" (Dumont I. p. 104). Graf 
Otto von Geldern verspricht seinem Sohn, d^ sich mit Mar- 
garetha von Lothringen verheirathet, zu geben: „terram 
Kaldekirchen superius et allodium de Rotha" (Dumont L 
p. 136). Waleram, Sohn des Herzogs von Limburg, giebt 
seiner Gemahlin, Ermenson von Luxemburg, mit Zustimmung 
seines Vaters, Burgen und Herrschaften: „castrum meum 



90 Viertes Kapitel 

de Arlon cum omnibus appendiciis tarn in hominibuSy quam 
in casamentis et rebus omnibus uxori meae in legitimam dotem 
contuli" (Dumont I. p. 151). K. Friedrich ü. versprach 
seiner Braut , der Prinzessin Isabella von England, ganze Pro- 
vinzen als Leibgeding, er bevollmächtigte seinen Gesandten 
,,ut eidem dominae in dodarium constituat vallem Mazariae 
cum civitatibus, castris et villis, cum omnibus juribus et per- 
tinentiis nee non et honorem Montis sancti Angeli cum omni- 
bus civitatibus." 

Mit diesem Leibgeding wurde die Gattin bei Eingehung 
der Ehe förmlich investirt, der Gesandte wurde bevoll- 
mächtigt: „ut prefatus judex ipsam dominam de his omnibus 
auctoritate presentium debeat investire, quae etiam doda- 
ria nos, die nuptiarum nostrarum, prout est juris et moris, 
futurae uxori promittimus specialiter assignare et Pri- 
vilegium sibi exinde facere." In dem Ehevertrage des jungem 
Grafen von Kyburg vom J. 1254 heisst es: „dedimus eidem 
E. uxori nostrae in donationem propter nuptias seu dotalicium 
castrum Buredorf" etc., wovon die Morgengabe als „donum 
propter nuptias matutinum" ausdrücklich unterschieden 
wird. In gleicher Weise bestimmt der Rheinpfalzgraf 
Ludwig seiner künftigen Schwiegertochter Elisabeth von 
Lothringen eine Menge von Burgen und Städten: „magnifico 
principi domino Friderico illustri, duci Lothariorum et marchi- 
oni, recipienti pro illustri domina Elisabeth filia sua, ejus- 
dem primogeniti nostra sponsa, castrum et villam Winzingen, 
opidum Novam Civitatem , castra Wolfsberg et Eberstein cum 
suis pertinentiis sitis in eisdem judiciis, castrum et villam 
Frisenheim pro parte donationis propter nuptias," während 
„pro resiäua parte propter nuptias donationis" Liegen- 
schaften als Pfand bestellt werden. 

Böhmer^ Acta imp. Abth. 2 Nr. 1007. 

Wenn gewisse Herrschaften, Burgen oder Städte häufig 
als Leibgeding bestellt wurden , so bildete sich eine Hausob- 
servanz, wonach gerade diese Besitzungen als Leibge- 
dingsorte betrachtet wurden , so verwies K. Friedrich 11. auf 
das Herkommen : „ prout quodlibct de predictis dodariis reginae 
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Siciliae integre habere consueverunt;" so gab es im König- 
reich Böhmen bestinmite civitates dotales, mit welchen 
die königlichen Wittwen regelmässig bewidmet wurden. 

Bisweilen wurde sogar das ganze AUodialvermögen in 
Liegenschaften der Gattin als Leibgeding bestellif, so ver- 
sprach K. Friedrich I. für seinen Sohn Konrad , dem Könige von 
Kastilien für seine Tochter Berengaria „totum alodium, quod 
contigit enm tam a nobis, quam a nobilissimo patrueli meo 
Friderico, quondam duce de Rotemburch — dabit ei dona- 
tionem propter nuptias, quae vulgo dicitur apud Romanos 

doaire, apud Hispanos arrhas — habeat dotem 

suam i. e. arrhas, dicta Berengaria in terra viri sui videlicet 
totum alodium" (Pertz 11. 566). Es scheint, dass dieses 
Bewidmen mit dem ganzen Allodium ein schwäbisches 
Gewohnheitsrecht war, denn der Kaiser sagt gerade hier, er 
handle: „secundum usum et consuetudinem Alemanniae," 
auch stimmt dies ganz mit der berühmten schwäbischen 
Verlöbnissformel aus dem zwölften Jahrhundert (bei Wacker- 
nagel Lesebuch ü. p. 109) überein, wo auch der Bräutigam 
an seinem gesammten Vermögen ein Witthum bestellte. 

Da die Leibzucht beim hohen Adel regelmässig nicht 
bloss in einfachem Grundbesitz, sondern in Herrschafben mit 
Grundherrlichkeit bestand, so wurde der Ehefrau von den Ein- 
sassen der ihr zum Leibgeding bestellten Herrschaften ge- 
huldigt.^ 



1) So huldigen die Rathsherren und die Bürger zu Lüneburg der 
Herzogin Mechthild, Gemahlin des Herzogs Otto von Braunschweig - 
Lüneburg und schwören, sie bei der ihr ertheilten Leibzueht zu erhalten, 
im J. 1288: „pro tempore yitae suae, praefatae dominae nostrae 
ducissae de Brunswick fidem dedimus et de ea servanda corporaliter pre- 
stitimus juramentum, quod si mcmoratus dominus noster dux praemortuus 
fuerit et una cum ipso eidem dominae nostrae, tamquam dominae nostrae 
obediemus, obtemperabimus et intendemus in omnibus, eamque respicie- 
mus specialiter et pro viribus conservabimus jura sua.** Sudendorf, 
TJrkundenbuch Nr. III. S. 69. So sollten auch die zum Witthum bestimmten 
habsburgischen Lande sogleich der französischen Prinzessin Blanka hul- 
digen: „in quorum comitatus et terrae homagia et fidelitates ac univer- 
sarum et incolarum villaram insignium juramenta praestari faciemus statim 
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Bisweilen hatte die verwittwete GemahKn eines Fürsten 
so weitgehende Herrschafbsrechte, dass sie von den Zeitge- 
nossen geradezu als Landesregentin angesehen wurde; so 
behielt nach Burkhards 11., Herzogs von Schwaben, Tode im 
J. 973 dessen kinderlose Wittwe Hadwig die Herrschaft über 
so umfassende Güter in Schwaben , dass sie oft als regierende 
Herzogin bezeichnet wird, „Suevorum post Purchardum virum 
dux vidua" nennt sie Ekkehard; selbst in Kaiserurkunden 
erscheint sie immer als „ dux Suevorum." Dennoch bezog sich 
diese Herrschaft jedenfalls nur anf ihre Dotalgüter, sie war eine 
„multipliter dotata," denn unmittelbar nach Burkhards Tode 
ist Otto der eigentliche Landesherzog. 

Nicht selten wurden der Gattin statt der Liegenschaften 
andere Realberechtigungen zur Leibzucht angewiesen, 
so giebt Wilhelm Herzog von Lüneburg seiner Gemahlin den 
Zoll zu Lüneburg als Leibzucht. ^ Häufig wurden jährliche 
Geldrenten als Leibgeding bestellt; diese sind aber immer 
als Grundzinsen auf bestimmte Liegenschaften radicirt; so 
versprach Graf Wilhelm von Holland seiner Schwiegertochter 
für seinen Sohn Lorenz: „dictae Mathildi filiae ducis in dotem 
annuatim quingentas libras HoUandicae monetae recipiendas 
de allodio suo et de feodo , quas ei in certis locis assig- 
navit."* 



post contractum matrimonium procuratori dictae Blancae , quod eidem , si 
praefato duci superyiyat, tanquam fideles Vasaili et subditi dominae suae, 
quoad vixerit, obedient et intendent/' Dumont I. p. 323. In dem Ehe- 
vertrage des Grafen Hartmann' von Kyburg mit Margaretha von Savoyen 
heisst es : „ et omnes illi , qui sunt de melioramento , debent facere fidelita- 
tem dictae Margeritae, cum ad tempus nuptiarum yenerit." Zeerleder 
Abth. I. Nr. 114 S. 190. 

1) Scheidt's Nachricht vom hohen und niedern Adel S. 29 not. t. 

2) Lünig, Cod. dipl. II. 1089. In gleicher Weise konstituirt der 
Burggraf Otto von Landscron, als Tutor seines Neffen Gerard von 
Landscron, eine dos für dessen Braut: „quod idem Gerardus infra annum 
et diem postquam condormierit cum ipsa Beatrice, dabit eidem in dotem 
sive donationem propter nuptias quadraginta marcarum redditus annuos 
— — quod ipsa Beatrix habebit in eisdem XL. marcarum redditibns 
quamdiu vixerit usumfructum et post obitum dictae Beatricis ipsi redditus 
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Die Bestellung eines Leibgedings setzte die Einwilli- 
gung der nächsten Erben voraus, da deren Rechte, 
wenigstens zeitweise, dadurch suspendirt wurden; so bewid- 
mete Waleram , Sohn des Herzogs von Limburg , seine Gattin 
mit dem Schlosse Arlon „assensu praedicti patris mei ducis 
et fratrum meorum Henrici de Vaxemberg et Gerardi de 
Home et filiorum meorum Henrici et Walrami;" so liess 
K. Friedrich I. die Bewidmung der Braut seines Sohnes Kon- 
rad durch dessen Bruder, seinen erstgebornen Sohn K. Hein- 
rich bestätigen im J. 1188, dies geschieht mit den Worten: 
„ego Heinricus rex, filius imperatoris, promitto et convenio, 
quod omnia prescripta pacta faciam observari." (Pertz 11. 
568.) Besonders lehrreich in dieser Beziehung sind die bei 
Zeerleder mitgetheilten Urkunden aus dem Hause Kyburg, 
kraft deren Graf Hartmann der Aeltere seiner Gemahlin Mar- 
garetha von Savoyen Güter als Leibgeding, Morgengabe 
und freies Eigenthum bestimmt und sein Vatersbruderssohn 
Graf Hartmann der Jüngere seine Zustimmung ertheilt und 
sich verpflichtet, die Gräfin dabei zu schützen: „Noverint 
igitur universi, quod ego comes, cum consensu et bona 
voluntate dilecti fratruelis mei, H. comitis de 
Kyburg, contuli et donavi uxori meae castra Windege, cum 

suis attinentiis, ministerialibus, servis, ancillis etc. 

ut easdem res toto tempore vitae suae libere et quiete possi- 
deat, sicut possideri solet donum propter nuptias, quod 
vulgus Lipgedinge appellare consuevit et ut haec cum majori 
cautela et securitate firmiori fierent et inconvulsa permane- 
ant, predictus fratruelis mens in eisdem bonis et possessio- 
nibus munitionibusque ante donationem juri suo ad manus 
meas in locis , in quibus potuit , voluntarie renunciavit et uxo- 
rem meam in jure suo fovere et tueri juratus promisit etc." 

Schwieriger war die Errichtung eines Leibgedings an 
Lehen.* Als Hindemiss stand hier der einzuholende Kon- 



ad proximos Gerardi reyertentur.** Urkunde von 1298 bei Gudenns II. 
8. 976. 

1) In mancher Beziehung freilich auch wieder leichter; denn gegen 
Akte des Lehenshofes hat der Lehensfolger kein Einspruchsrecht. Will 



94 Viertes Kapitel. 

sens des Lehensherm und die relative Lehensunfahigkeit der 
Weiber entgegen. Doch da das Bedürfniss der Leibzuchts- 
bestellung auch im Gebiete des Lehenrechts sich geltend 
machte, so wurden verschiedene Formen üblich, in welchen 
die Bestellung eines Lehensleibgedinges geschah, so 
durch ein Geding, wodurch der Mann seiner Frau eine 
Anwartschaft auf sein Lehen beim Herrn auswirkte; oder 
der Mann übertrug sein Lehen durch oblatio feudi an den 
Herrn und empfing es gemeinschaftlich mit seiner Frau 
zurück.* Dadurch wurde die Frau ^Mitinhaberin des Lehens 
für ihre Lebenszeit; während der Ehe hatte der Mann 
kraft ehelicher Vormundschaft den Genuss und die alleinige 
Verwaltung des Lehens ; nach seinem Tode wurde die Frau 
Nutzniesserin. Starb sie aber, so war ihr Recht erloschen, 
denn Weiber vererbten die Lehen nicht. 

Da die weitere Entwickelung des Leibgedings an Lehen 
bei dem hohen Adel keine Eigenthümlichkeit bietet, so ver- 
weise ich hier auf Homeyers Darstellung dieses Instituts 
in seinem System des Lehenrechts über das „lien to live" 



der Mann seinem Herrn das Lehen auflassen, so ist er dabei an die 
Genehmigung des Lehenserben nicht gebunden, das Leibgedingslehen kann 
im Gegensatz zur landrechtlichen Leibzucht ohne Erbengelofe bestellt wer- 
den. Homeyer S. 364. 438. von Martitz S. 213. Johann v. Buch 
Gl. zum Sachsensp. III, 75. 

1) Auf diese "Weise verfuhr Herzog Otto von Braunschweig , als er 
seiner Gemahlin Mechtilde Lüneburg, welches seit 1235 Heichsleben war, 
zur Leibzucht bestellte : „ cum magnificus princeps Otto dux de Brunswick 
et Lüneborch illustri dominae Mechtildi collaterali suae Lüneborch cum 
Omnibus pertinenciis suis bonis, possessionibus et hominibus cujuscunque 
Status aut condicionis fuerint et in quibasdam aliis constituerit donationem 
propter nuptias eaque una secum eidem dominae nostrae 
ducissae, collaterali suae, in pheodum conferri procara- 
verit ad habendum, tenendum in pheodum pro donatione 
propter nuptias ....*' Sudendorf a. a. 0. S. 69. Kleines Kaiser- 
recht III. 33. Lehensherrliche Genehmigung zur Bestellung eines Leib- 
gedinges erwirkte sich der Rheinpfalz graf von Seiten des Königs wie des 
Bischofs von "Worms im J. 1288. Böhmer Acta imp. Abth. 2. S. 707. 
Weitere Beispiele bei Böhmer Abth. 1. Nr. 491 S. 370. Nr. 578 S.414. 
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§ 21 S. 359 — 370, jetzt auch auf v. Martitz a. a. 0. 
S. 205 ff. 

Während der Ehe bleibt der Mann der Eigenthümer 
der Leibzuchtsgliter ; ^ kraft seines ehemännlichen Mundiums 
steht ihm auch Genuss ujid Verwaltung an diesen Gütern zu, 
nur darf er sie nicht ohne Einwilligung der Frau veräussem, 
deren Recht ohne ihren Willen nicht gebrochen werden kann, 
Schwabensp. 21; Sachsensp. I. 21 § 2. 

Stirbt die Frau vor ihrem Mann, so fallt das Leibgeding 
an den Besteller zurück, denn der Zweck der Wittwenver- 
sorgung existirt nicht mehr. Stirbt der Mann vor ihr, so 
bekommt sie nun den Niessbrauch, die Erben des Mannes 
sind von den zum Leibgeding bestellten Gütern zeitweilig 
ausgeschlossen.' 

In allen Eheverträgen ist die Lebenszeit der Wittwe 
mit den Worten „pro vita sua, ad tempora vitae" oder „dum 
advixerit ," als die Dauer des Leibgedings bezeichnet ; ' die 
Lebenslänglichkeit gilt geradezu als mit dem Begriffe 
des Leibgedings gegeben. So bestellt der Graf von Kyburg 
im Jahre 1241 seiner Gemahlin Güter: 

„ut easdem res toto tempore vitae suae libere 
et quiete possideat, sicut po'ssideri solet donum propter 



1) Beim Leibgedingslehen bleibt der Mann auch nach erfolgter 
Beleibzüchtigung der Frau in Gewere und Genuss des Lehens. Durch 
die Belehnung erlangt die Frau nur ein eventuelles Recht an ihres 
Mannes Gut. Das Leibgedingslebn ist bis zum Tode desselben ein Lehen 
ohne Gewere, ein bedingtes Lehen. Erst mit diesem Zeitpunkt und nur 
an des Mannes Gute tritt sie ein. y. Martitz S. 210. 

2) Im Jahr 1290 erklärt Herzog Albreckt von Braunschweig: 
„frater noster dnx Willehelmus percipere debet portionem substantiae et 
hereditatis nostrae . . . illa parte, quae lifghedinge dicitur, quam con- 
sorti nostrae ad tempora vitae specialiter assignavimus exclusa, quae 
tamen post obitum ejus transibit similiter ad manus fratris nostri.*' 
Sudendorf a. a. 0. S. 73. 

3) Ehevertrag Philipps von Flandern a. a. 0. von 1179: „tota vita 
sua dotem Mathildis libere et absolute possidebit," Ehevertrag K. Philipps 
von Schwaben von 1207: „ipsa filia Domini regis tenebit ad usum suum 
illa bona omnibus diebus suis.'* 
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nuptias, quod vtilgus Leibgedinge appellare consue- 
vit. " 1 

Regelmässig erlischt daher das Leibgeding der Wittwe 
nicht durch Wiederverheirathung,* sie bringt die Leibzucht- 
güter mit in die neue Ehe,® wo sie unter die eheliche Vor- 
mundschaft des zweiten Ehemanns kommen. Sachsensp. IH. 
76 § 3. Der Tod der Frau, welcher die Leibzucht bestellt 
ist, gilt als die regelmässige Beendigangsart , mag das Objekt 
derselben Eigen oder Lehen sein. Li allen Eheverträgen des 
hohen Adels wird der Rückfall der Leibzucht nach dem Tode 
der Erau an die Erben des Mannes entweder stillschweigend 
vorausgesetzt oder ausdrücklich ausgemacht. 

Dieses ältere Leibgeding steht in keiner Beziehung zu 
dem Eingebrachten der Frau und darf deshalb mit der s. g. 
Widerlegung, dem Leibgeding des spätem Sachsenrechtes, 
dotalicium, nicht verwechselt werden.* 

Schon im dreizehnten Jahrhundert kommt zu dem ursprüng- 
lichen juristischen Gedanken , auf welchem dos und Leibgeding 
ruhte, noch ein neues Moment hinzu; man fing nämlich 
bei der Bestimmung der Wittwenversorgung an, 
darauf zu sehen, welche Vortheile die Frau durch 
ihr Eingebrachtes dem Manne verschafft hatte. 
Diese Tendenz drückt sich in den üblich werdenden Bezeich- 
nungen: „contrados, Widerlegung, donatio propter nuptias " 
aus. Auch diese contrados ist übrigens nichts anders, als 
das alte Leibgeding, sie wird unter derselben Form und mit 



1) Zeerleder Abth. 1 Nr. 247. 

2) Dies wird ausdrücklich ausgesprochen in dem Eheyertrag zwischen 
Grafen Ruprecht von Nassau und der böhmischen Königstochter: „relicta 
ipsius diebus suis dimidium fructus usum et utilitatem habeat, siye ad 
alia Yota convolaver it, siye non.^' Gudenus I. p. 859. 

3) So erzählt Lambert von einer Grafschaft, welche eine Gräfin 
von Flandern als dos aus erster Ehe in die zweite Ehe mitgebracht hatte : 
„comitatum Eeginheri quondam comitis cum castello munitissimo Mons 
nomine, quae scilicet praedia mater ejus a priori maritosuo 
dotis nomine acceperaf Lambert ad a. 1071. Pertz SS.Y. p. 182. 

4) Y. Sydow S. 255, jetzt besonders H. Schröder B. II. Abth. 1 
S. 76: „Die Widerlegung." 



Das Leibgeding. 97 

denselben juristischen Eigenschaften bestellt. Das Neue 
besteht allein darin , dass sich die Mitgifb und das Leibgeding 
absichtlich gegenübergestellt werden; die Widerlegung ist 
„ die Antwort des Mannes auf die Bestellung der Heimsteuer." 
In ihrer ursprünglichen Form zeigt sich die Widerlegung 
als eine einfache Sicherheitsbestellung für die baar ausgezahlte 
Mitgift der Frau, indem der Mann entweder eigene Grund- 
stücke verpfändet oder die Summe in Grund und Boden an- 
legt, und zwar entweder so, dass die gekauften Grund- 
stücke Eigenthum der Frau werden oder so, dass 
der Mann das Eigenthum daran erwirbt, die Grundstücke 
aber seiner Frau als Pfand für die Heimsteuer überweist. 
(Schröder a.a.O. S. 77.) 

Mit der Heimsteuer seiner Gemahlin kaufte Graf Hart- 
mann der Aeltere von Kyburg Grundstücke, die ihr Eigenthum 
wurden, indem er im J. 1241 erklärte, dass seine Gemahlin 
Margaretha von Savoyen mehrere Orte besitze: „libere et quiete 
possidet jure proprietatis, quia cumargento, quod pro 
dote recepi, titulo emptionis est eidem uxori meae juste 
et rationabiliter acquisitum, ita videlicet quod nuUo contra- 
dicente ad heredes ipsius devolvi potest rerum istarum pro- 
prietas et in ultima voluntate vel quando voluerit ad libitum 
suum de ipsa proprietate voletcondere testamentum," (Zeer- 
leder a. a. 0. Nr. 247 S. 351.) Graf Hartmann der Jüngere 
schlug den andern Weg ein, indem er im J. 1255 seine 
Schwiegereltern auffordern Hess, die versprochene Heimsteuer 
ihm auszuzahlen, mit dem Anerbieten sein Schloss Zürich 
für die eventuelle einstige Rückzahlung zu verpfänden; 1257 
überwies er dann seiner Gattin „nomine ususfructus" mehrere 
Besitzungen „pro tempore vitae suae quiete et paciflce possi- 
denda cum soUenitate huic donationi necessaria; propterea 
obligavit uxori suae villas suas pro 500 marchs argenti, quas 
secundum pactiones factas tempore contractus sponsaliorum 
eorundem tenebatur assignare, ita ut, si contingat predictum 
comitem et comitissam sine prole decedere, jam dictae 500 
marchae vel pignus pro ipsis obligatumad sepedicte E. 
heredes legitimes revertantur." (Zeerleder Nr. 373 8. 499.) 

EL Schulze, Erb- u. Familienrecht. 7 
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Au8 dieser Sicherheitsbeetellung für die dereinstige Rück- 
zahlung der Heimsteuer entwickelt sich die ausgebildete 
Form der Widerlegung, welche auch im ehelichen Güter- 
recht des hohen Adels schon im XIII. Jahrhundert hervor- 
tritt, ihre weitere Verbreitung aber erst im XIV. Jahrhundert 
findet. Als Beispiele aus dem XIII. Jahrhundert führen wir 
folgende an: 

1) In dem bereits öfter erwähnten Ehevertrag des Grafen 
Hartmann des Aeltern von Kyburg mit Margaretha von Savoyen 
vom J. 1218 erhält die letztere von ihrem Vater „in dotem" 
2000 Mark, worauf es weiter heisst: „et ipse comes Arte- 
mannus donavit pro melioramento Margaritae uxori suae duo 
millia marcarum argenti, quae ipsa debet habere super Eri- 
burgum . . . vel super fidejussores posset recuperare , ea quae 
de conventionibus tenentur." (Zeerleder a. a. 0. Nr. 114.) 

2) Die Widerlegung, welche der K. Konrad IV. seiner 
Gemahlin, der bayerischen Herzogstochter Elisabeth gab, 
betrug gerade soviel als ihre Mitgift. Urk. Konradins vom 
6. Nov. 1266: „Duo millia marcarum argenti puri et legalis 
ponderis Coloniensis pro dote, quam Chunradus quondam 
regni electus, pater noster ei dederat." W. Jägers Ge- 
schichte Konrads U. S. 105. 

3) Ein Graf von Bar gab im J. 1231 seiner Tochter Mar- 
garetha „in maritagio Lineyum et Castellaniam , ita quod 
Lineyum et Castellaniam cum supradictis omnibus eidem tene- 
tur facere valere septingentas libras annatim, tali condicione, 
quod si terra jam dicta minus quam septingentas libras vale- 
ret annatim, ipse defectum tenetur ei assignare. Et si jam 
dicta terra plus quam septingentas libras annatim valeret, 
hoc quod supercresceret, sibi et aliis heredibus suis remane- 
ret." Dagegen verspricht die Herzogin von Lothringen, dass 
ihr Sohn der Tochter des Grafen von Bar eine gleiche Wider- 
lage geben soll: „Dictus vero Heinricus filius mens debet 
dotare saepefatam Margaretham de septingentis 
libris terrae in hominiis et in dominus." (Dumont I. 170.) 

4) In den Ehepakten zwischen Ruprecht von Nassau und 
der böhmischen Königstochter verspricht Adolf Graf von Nassau 
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für seinen Sohn: „Nos Adolfus promittentes eidem Nate 
Kegis nomine dotalitii seu in donationem propter nuptias filii 
nostri predicti decem millia marcarum assignare, dare et sol- 
vere, cum filius noster tempore legitimo adveniente prefatam 
puellam duxerit traducendam, pro quibus decem milibus mar- 
carum argenti oppidum nostrum Wisebaden obligavimus." 
Dagegen verspricht König Wenzel: „filio nostro predicto in 
dotem et nomine dotis filiae dictae decem milia marcarum 
argenti dabit similiter et persolvet. Quae decem milia 
marcarum argenti dande et locande sunt in certis prediis et 
possessionibus." 

Ueber das Schicksal dieser gegenseitigen, sich entspre-. 
chenden Zuwendungen wird bestimmt: 

,,Inter alia etiam cautum est a partibus et conventum, 
quod matrimonio consummato, altero conjugum sublato de 
medio , superstes conjunx retinebit premissa viginti milia mar- 
carum temporibus vitae suae. Quo mortuo donatio propter 
nuptias redibit ad nos vel heredes nostros, dote ad regem 
Bohemiae vel heredes ejus similiter redeunte. Cum vero 
heredem habuerint et filius noster de medio sublatus fuerit, 
ex tunc relicta ipsius diebus suis dimidium fructus usum et 
utilitatem habeat . . . qua mortua omnia predicta transeant 
ad eorundem heredes." Gudenus I. p. 859. 

Es wurde gebräuchlich, eine der Mitgift gleiche Summe 
als "Widerlegung zu verschreiben; doch war diese Gleichheit 
keineswegs eine rechtliche Nothwendigkeit , wie dies aus an- 
dern Urkunden hervorgeht, wo Heirathsgut und Widerlage 
nicht gleich sind, z. B. Gudenus I. p. 738 de a. 1273. 
Schröder a. a. 0. S. 85. 

Kam die Widerlegung im Xm. Jahrhundert nur 
sporadisch vor, so verbreitete sie sich im XIV. immer weiter 
und wurde ein beim hohen Adel beliebtes ßechtsinstitut. 
Besonders in Anwendung ist sie ausser Schwaben, von wo 
sie ausgegangen zu sein scheint, auch in den fränkischen 
Grafen- und Herrengeschlechtem , wo sie in zahlreichen 
Urkunden erwähnt wird; so kehrt sie fortwährend wieder in 
den Eheverträgen der Grafen von Erbach, von Wertheim, 

7* 



100 Viertes Kapitel. 

von Hohenlohe^ vor allem ist sie heimisch bei den Ahnherrn 
unsere Kaiserhauses, den Burggrafen von ISTürnberg. Die 
Monumenta Zollerana bieten dafür die zahlreichsten Belege. 

§6. 
Die Morgreniifabe. ^ 

Schon in den Volksrechten wird eine Grabe erwähnt, 
welche der Mann, bei Beginn der Ehe, der Frau zu machen 
pflegte und welche ihren Namen von der Zeit ihrer Bestel- 
lung führte. Das Vorkommen derselben bei den könig- 
lichen Familien der Franken und Langobarden ist ander- 
' wärts nachgewiesen.' 

In der hier von uns behandelten Periode des eigentlichen 
Mittelalters findet sich das Institut der Morgengabe bei allen 
deutschen Stämmen wieder ; es erscheint in den Bechtsbüchern 
besonders als ein Gebrauch der höhern Stände, so des 
freien Ritterstandes G»®^^ jegelich man der von ritterlicher 
art ist''); nach dem ausdrücklichen Zeugniss des Schwaben- 
spiegels kommt sie auch bei dem höchsten Greburtsstand, dem 
Fürsten- und Herrenstande vor. Wie schon in den 
alten Volksrechten, so ist auch in den Bechtsbüchem die 
Freigebigkeit des Mannes rechtlich beschränkt; aber der 
Fürsten- und Herrenstand, als höchster Greburtsstand, geniesst 
in dieser Beziehung eines Vorzuges. Wie in dem Schwaben- 
spiegel überhaupt die geburtsrechtliche Abschliessung 
des höchsten Standes schon fertig und abgeschlossen dasteht, 
so wird auch, im Betreff der Morgengabe, auf Fürsten und 
Herren besonders Bücksicht genommen: 

„So git der vrie herre daz hundert marche giltet ze 
morgengabe siner frowen. ich mein fursten und ander 
hohe vrie herren." 



1) Für das Recht des Sachsensp. yergl. besonden v. Martitz 
a. a. 0. S. 216 ff., fdr die schwäbisch •^alemannisohen Gegenden Schröder 
Abth. 1 S. 21 ff., für Franken Schröder Abth. 2 S. 242 ff. 

2) Yergl. meinen Aufsats über Thronf. u. Familienrecht a. a. 0. 
6.351. 364. 



Die Morgengabe. 101 

Hierauf folgen die Bestimmungen für die andern Stände, 
welche hier nicht in Betracht kommen. Bezeichnend ist es 
jedoch fiir die Stellung des Herrenstandes, dasser zehnmal 
mehr gehen darf, als die nächste Klasse unter ihm, die ritter- 
hurtigen Mittelfreien. Während sonst der König, in allen 
Beziehungen seines Familienrechtes, zum Herrenstande gehört, 
indem seine hervorragende staatsrechtliche Stellung nur einen 
persönlichen Charakter hat , so geniesst er doch in Betreff 
der Morgengahe eines hesondem Vorrechts: 

„Ein römscher kunic mac gehen siner frowen. swaz er 
wil minner oder me. dem ist niht zal gesetzet/' 

Priyatrechtlich ist also der König an gar keine 
Beschränkung gebunden, er kann die hundert Mark, das 
Maximum des Herrenstandes, überschreiten, staatsrecht- 
lich aber ist ihm eine scharfe Grrenze gezogen: 

„git aber der kunic des riches gut dar. da hat diu frowe 
niht an und wirt ein ander kunic der hat ez mit rechte.^' 

Also nur aus seinem Haus- und Privatvermögen darf 
er seine Gemahlin bemorgengaben, nicht aus des Reiches 
Gut; sein Nachfolger ist an eine solche rechtswidrige Hand- 
lung seines Begierungsvorgängers nicht gebunden und kann 
sie annulliren. — 

Nach den Rechtsbüchem sind Mobilien Gegenstand 
der Morgengabe, wozu auch freilich das „Gezimmerte und 
Gezäunte" gerechnet wird. In der Regel besteht die Morgen- 
gabe aus baaremGelde, das entweder sofort ausgezahlt oder 
gegen Verpfändung versprochen wird. Häufig werden auch 
Grundstücke als Morgengabe bestellt. ^ Regelmässig wird 



1) Im J. 1238 bestellte ein Grraf seiner Gattin einen Hof als Mor- 
gengabe : „ quando thorum ejus introierit, quod in Yulgari appellatnr mor- 
gengaye.** (Nies ort, Beitr. p. 8 ad a. 1238.) Graf Meinhard yon Tyrol 
giebt 1259 zwei Scblösser (Fontes rer. Austr. I. 49), Herz. Aibrecht von 
Oesterreich um 1275 die Stadt Tbs. Besteht die Morgengabe aus Lie- 
genschaften, so ist natürlich die Einwilligung der Verwandten zur 
Bestellung derselben erforderlich. So erhielt 1310 Herzog Leopold yon 
Oesterreich von seinen Brüdern die Einwilligung: ,,quod insuper suae 
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die Frau Eigenthümerin der Morgengabe, doch gehört 
dies nicht nothwendig zum Wesen derselben. Es kommen 
auch Fälle vor, wo sie nur Leibzuchtsrecht an derselben 
erhielt. Jedenfalls ist die Morgengabe jeder einseitigen 
Verfügung des Mannes entzogen. Der Verzicht der Frau 
auf dieselbe muss in besonders feierlicher Form erfolgen. Im 
J. 1288 verzichtete Mathilde von Oesterreich auf ihre Morgen- 
gabe, welche ihr Gemahl, der Rheinpfalzgraf Ludwig, ihr 
bestellt hatte: „consentiente, renunciante et nihilominus ab- 
jurante collaterali nostra carissima Mehtilde, domini nostri 
Rudolf! incliti Romanorum regis filia, quam bona illa ratione 
morgengabe respicere videbantur." (Böhmer acta imp. 
2. p. 707.) 

In den Eheverträgen des hohen Adels aus dem zwölften 
und dreizehnten Jahrhundert findet die Morgengabe nicht 
immer Erwähnung, nicht etwa weil sie in diesem Stande nicht 
gebräuchlich gewesen wäre, sondern weil man sie, als ein 
freiwilliges Geschenk des Mannes, dessen Liberalität über- 
liess. Erst in den Eheverträgen der folgenden Periode 
wurde es üblich, auch die Morgengabe vertragsmässig zu 
fixiren. Dieselbe verschwand immer mehr aus dem Grebiete 
des gewöhnlichen Privatrechtes und wurde zu einem Insti- 
tute des Adelsrechtes, welches auch jetzt noch in den 
erlauchten Häusern in Anwendung ist.^ 



sponsae, cum nostro consensu et assensu plenario pro morganatico, 
quantum yoluerit, dare possit." (Aroh. für Kunde österr. Gesch. - 
Qu. II. 523.) 

1) In den fränkisehen Fürsten- und Grafenhäusern galt die Bestel- 
lung der Morgengabe schon im XIV. Jahrhundert als Standespflicht 
des Mannes. In dem Eheyertrag zwischen dem Landgrafen Hermann 
yon Hessen mit Burggpräfin Margaretha yon Nürnberg im J. 1338 heisst 
es: „auch ist beret, das wir der vorg. Margreten, unserer gemahlen, 
eine morgengabe geben sollen nach unsern eren, als uns ziemlich 
ist.*' Mon. Zoller. y. Nr. 125. 128. Der Burggräfin Katharina von Nürn- 
berg wurde 1368 yon K. Karl IV. Namens seines Sohnes Sigismund 
yersprochen: „Sunderlichen sullen wir und unser egen anter sone ire 
morgengabe beweisen und der machen nach des Landes zu 
Franken rechte u. Gewohnheite." Mon. Zoller. lY. Nr. 129. 
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§7. 
Die Heimsteaer oder Mitgriit. 

Schon in der ältesten Zeit war es gebräuchlich^ dass die 
Frau dem Manne eine Aussteuer vom väterlichen Hause 
zubrachte. Allein verhältnissmässig spielt diese Mitgift in 
den altem Zeiten eine untergeordnete Rolle; viele Ehever- 
träge des hohen Adels erwähnen die Mitgift nicht oder stellen 
ihre Grösse in das Belieben des Schwiegervaters; so ver- 
spricht 1206 Herzog Heinrich von Lothringen seiner Tochter 
soviel mitzugeben, „prout suum decet honorem," 
(Dumont I. 136) und an anderer Stelle sagt er: „Dux 
dabit cum ea filio comitis quantum homines ducis et comitis 
consulent, quod cum honore poterit dare." Anderwärts wird 
schon bei den Vorverhandlungen über fürstliche Vermählungen 
die Grösse der Mitgift bestimmt. Im Jahre 1188 verspricht 
König Alfons von Kastilien seiner Tochter, die sich mit Kon- 
rad von Schwaben, Sohn K. Friedrichs I. vermählen soll: 
„deferet secum quadraginta duo milia aureoinim, ita quod 
imperator praemoneatur super hoc per spatium novem men- 
sium ante terminum prefixum, ut assignetur locus, ubi ei 
occurrere faciat." (Pertz leg. 11. p. 566.) 

Ganz besondem Werth auf die Mitgift legt Friedrich 11. 
In seiner Vollmacht für Petrus de Vineis, die Ehepakten 
für ihn mit dem König von England abzuschliessen, sagt er: 

„Plenarium etiam sepedicto judici contulimus potestatem 
et speciale mandatum, de dotibus nobis dandis, ut 
tamen non sit minori quantitate contentus in promissione 
dotium, quam triginta millium marcarum argenti, solvenda- 
rum nobis." 

In dem Ehevertrage selbst verspricht der König von 
England für seine Schwester : „ prenominatam autem pecuniae 
quantitatem in dotem predicto magistro Petro, nomine impe- 
ratoris, pro predicta sorore nostra promisimus." (Pertz 
leg. n. p. 308 u. 309.) 

Ausser der Mitgift in baarem Gelde wird in diesem 
Ehevertrage auch noch der Aussteuer in andern beweglichen 
Sachen gedacht, welche zum persönlichen Gebrauch der Frau, 
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zum Glanz nnd zur Zierde des Lebens gehören. Der König 
von England verspricht weiter, seiner Schwester zu geben: 

„omnem apparatum aurum et argentum laboratum et 
vasa, equos, pannos laneos et sericos, quae omnia prenomi- 
nata domina soror nostra talia habere et deferre debebit, 
qualia tantam dominam portare et tantum dominum recipere 
debebit." 

Obgleich eine derartige Ausstattung mit Gegenständen 
des weiblichen Gebrauches und Schmuckes wohl bei allen 
Vermählungen erlauchter Töchter stattfand, so findet man sie 
doch in den Eheverträgen des dreizehnten Jahrhunderts nur 
ausnahmsweise erwähnt. 

In dem oben angeführten Vertrage, welchen K Rudolf 
von Habsburg mit dem König Ottokar von Böhmen schliest, 
verspricht er dem Sohne Ottokars als Mitgift für seine 
Tochter: 

„ Rudolfus rex Romanorum tradet suam filiam in uxorem 
filio domini 0. regis Boemiae et dabit rex Romanorum filio 
regis Boemiae quadraginta millia marcarum argenti dotalicii 
nomine." (Pertz leg. IL 408.) 

Die Mitgift besteht regelmässig in einer Geldsumme;* 
wenn dieselbe nicht baar ausgezahlt werden kann, so werden 
Liegenschaften, beim Fiirstenstande Herrschaften, Städte und 
Burgen von dem zur Bestellung Verpflichteten verpfändet* 



1) Dazu kommen auch mannigfach andere Mobilien, im J. 1275 
yerspricht ein Graf von 6 ö r z für sich und seinen Sohn erster Ehe seine 
Töchter „cumrebusmobilibusmaritar e." (Archiv f. öster. Gesch. II. 
198.) Doch kann die Heimsteuer auch aus Immobilien, Grundstücken 
oder Beuten bestehen. 

2) Wird dagegen die Heimsteuer ausnahmsw. vor Eingehung der 
Ehe ausgezahlt, so verpfändet der Empfänger derselben Besitzungen 
bis zur Vollziehung der Ehe an den Besteller. In dieser Weise ver- 
pfändet K. Adolf dem K. Wenzel von Böhmen für das Heirathsgut von 
dessen an seinen Sohn Buprecbt zu vermählenden Tochter das Pleissner- 
land u. s. w. im J. 1292: „quod cum illustris Wenceslaus rex Bohemo- 
rum decem millia marcarum argenti , quae pro dote filiae suae filio nostro 
Buperto dare tenetur, ratione amicitiae preveniendo solutionis termi- 
num debitam solvere promiserif Böhmer acta imp. I. Nr. 486 p. 368. 
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In dieser Weise verpfändet König Rudolf die Stadt Eger mit 
Zubehör für die Mitgift seiner Tochter, die sich mit dem 
Sohne K. Ottokars von Böhmen vermählen soll: 

.... ,,Egram scilicet cum omnibus attinenciis suis, castris 
possessionibus hominibus et aliis quibuscunque pro decem 
milibus marcarum argenti, nomine dotalicii sive dotis, 
titulo pignoris obligabit." (Pertz leg. 11. p. 415.) 

Die Tendenz, die Mitgift möglichst sicher zu stellen, 
zeigt sich darin , dass bisweilen ausdrücklich ausgemacht wird, 
dass das Geld zum Ankauf von Grundstücken verwendet wer- 
den soll. 

In der Eheberedung des Grafen Rudolf von Habsburg 
über die Verbindung seines Sohnes Gotfried mit der Tochter 
des verstorbenen Grafen von Freiburg und Urach stipulirte 
die Gräfin Wittwe für ihre Tochter: 

„Nobilis domina vidua ejusdem comitis relicta, mater 
puellae, cum Chonrado filio suo summam BC marcarum datu- 
ram in dotem filiae suae pepigit et promisit tali pacto, 
ut ex eadem summa pecuniae sepefate puelle 
fundus dotalitius comparetur."^ 

XJeberhaupt scheint eine derartige Verwendung der Mit- 
giftsumme beim hohen Adel häufig gewesen zu sein. So 
spricht im J. 1241 der Graf von Kyburg von gewissen Gütern, 
dass sie seine Frau zu Eigenthum besitze: 

„predium vero in Veitheim, predium in Roseberc, vineam 
Goltbach libere et quiete possidet jure proprietatis, quia 
cum argento , quod pro dote recepi, titulo emptionis est 
eidem uxori meae juste et rationabiliter acquisitum. Ita vide- 
licet, quod nullo contradicente ad heredes ipsius devolvi 
potest rerum istarum proprietas. (Zee rieder a. a. 0. I. 
Nr. 247 p. 351.) 

Diese Urkunde ist ausserdem belehrend für die recht- 
lichen Schicksale der Mitgift; die Mitgift, hier eine Geld- 
summe, empfängt der Mann zu rechter Vormundschaft, zu 
Verwaltung und Genuss für die Zwecke der Ehe „pro dote 



1) J.E. Kopp, Gesohicbte der eidgenössischen Bünde Bd. I. S. 883. 
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recepi/^ aber das Eigenthum bleibt der Fran, sowohl an 
der Greldsamme selbst, als an den dafür gekauften Grund- 
stücken, daher auch die Heimsteuer in stehender Ehe immer 
als „ ir gut " bezeichnet wird. Die Mitgift oder deren Surro- 
gat geht beim Tode der Frau auf ihre Erben „heredes 
ipsius" über. Sind daher Kinder aus der Ehe vorhanden, so 
sind diese die nächsten Erben der Mutter, soweit nicht der 
Mann nach sächsischem Rechte , als s. g. heres mobiliaris der 
Frau, die beweglichen Sachen der Mitgift erhält. 

In den Eheverträgen wird oft ausdrücklich stipulirt , dass, 
wenn die Ehe kinderlos bleibt und der Mann vor der Frau 
stirbt, die Summe der Mitgift an die Familie der Frau 
zurückgezahlt werden soU.^ So beauftragt K. Friedrich II. 
den Petrus de Vineis: „Super dotibus restituendis 
a successoribus nostris, si casus acciderit, quod nos 
antedictae uxori nostrae, non suceptis ex ea liberis, 
premori forte contigerit, antedicto judici mandatum contuli- 
mus, ut eidem regi nomine nostro promittat, quod dotes 
ipsas, in eventum casus predicti, successores nostri eidem 
dominae vel regi predicto stipulanti vel successoribus eorum 
restituere integre teneantur." (Pertz leg. II. 308.) 

Immer mehr bildet sich beim Fürsten - und Herrenstande 
der Grundsatz aus , dass den Töchtern zur Mitgift eine Summe 
ausgezahlt wird , bei deren Empfang sie auf den ganzen väter- 
lichen, bisweilen auch auf den mütterlichen Nachlass zu 
verzichten haben, wie dies in den bereits mitgetheilten 
lothringisch -holländischen Ehepakten von 1214 geschieht. 
Diese Geldsumme stellt somit den ganzen Erb- 



1) Doch kann eich der Ehemann auch günstigere Bedingungen aus- 
machen , z. B. heisst es in dem öfter erwähnten Ehevertrage Hartmanns 
des Jüngern, Grafen von Kyburg, dass bei unbeerbtem Tode seiner Gemahlin 
die Hälfte ihrer, theils in Geld, theils in Liegenschaften bestehenden 
Heimsteuer ihm oder seinen Erben zufallen solle: „quod si contigerit 
dictam E. uxorem nostram sine liberis, quod absit decedere, medietas 
argenti supradicti et aliarum rerum et possessionum acquisitarura , acqui- 
rendarum et recuperandarum nobis et heredibus nostris jure 
hereditario remaneat. Alia vero medietas ad predictos oomitem et 
comitissam Bnrgundiae et eorum heredes libere reyertant.'* 
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theil der Töchter dar und steht in engster Ver- 
bindung mit den immer bedeutsamer werdenden 
Erbverzichten. Die Grösse dieser Summe entspricht 
nj^türlich dem Range und dem ßeichthume des Fürstenhauses, 
welchem die auszusteuernde Tochter angehört. So gab Kaiser 
Friedrich 11. seiner Tochter Margaretha , welche sich mit dem 
Landgrafen von Thüringen vermählte, 1000 Mark Silber.^ 
Die Ausstattung, welche im J. 1239 eine Tochter aus dem 
Grrafenhause von Freiburg erhielt, betrug dagegen nur 
600 Mark Silber, das . Heirathsgut einer Tochter aus dem 
Hause Hohenlohe war im J. 1250 tausend Mark Silber. 

Andere Beispiele von Heirathsgut, welches in gräflichen 
Familien im dreizehnten Jahrhundert die Töchter erhielten, 
bieten folgende Summen: 1000 Mark Silber erhielt Anna, 
Tochter Grafen Burkhards von Hohenberg, bei ihrer Vermäh- 
lung mit Graf Rudolf von Habsburg, dem nachherigen König 
der Deutschen,* 1500 Mark Silber die Tochter des Grafen 
Friedrich von Ortenburg, bei ihrer Verheirathung mit Graf 
Hugo von Werdenberg im J. 1281,^ gleichfalls 1500 Mark 
Silber Agnes, Tochter Grafen Albrechts von Hohenberg, bei 
ihrer Vermählung mit A.lbrecht (t 1292) dem Sohne Herzog 
Meinhards von Kärnthen.* 

Bald flxirte sich observanzmässig in den einzelnen 
Häusern eine bestimmte Summe des Heirathsgutes der Töchter, 
welche dieselben bei einer standesgemässen Vermählung, 
meist gegen ausdrückliche Verzichtleistung auf weiteres Erbe, 
ausgezahlt erhielten. Im vierzehnten Jahrhundert, wo die 
Hausgesetzgebung thätig zu werden beginnt, trafen die 
Hausverträge auch hierüber Bestimmungen und setzten die 
Summe des Heirathsgutes ausdrücklich ein für allemal fest.^ 



1) Tittmann, Geschichte Heinrichs des Erlauchten II. 40. 

2) Bodmann, Codex ep. Rudolfi 266. 

3) Fontes rerum Austricaarum Abth. IL B. 1 S. 206. 

4) Fontes rerum Austr. a. a. 0. S. 258. 

5) So heisst es im badischen Hausvertrage von 1356: ,, einer 
Tochter soll man geben 1000 Mark Silber an Baarschaft.** Schöpflin, 
Hist. Zar. Bad. 5 p. 450. 
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War wie gewöhnlich beim Empfange dieser Summe die Noth- 
wendigkeit des zu leistenden Verzichtes zu Gunsten des 
Mannsstammes festgestellt, so war damit zugleich eine 
wichtige Grundlage für das eigenthümliche Standesrecht des 
hohen Adels in Deutschland gewonnen. 



Fünftes Kapitel. 

Mündigkeit und Vormundschaft beim Herrenstande des 

Mittelalters.^ 



§1. 

Der Milndii^keitstermin. 

Auch in dieser Beziehung richtete sich der Herrenstand 
nach dem Hechte seines Stammes. Für die deutschen Könige, 
als Nachfolger Karls des Grossen, blieb der Termin des ripua- 
rischen Hechtes von 15 Jahren entscheidend, wie dies für 
Heinrich IV. und Heinrich VII. (Sohn Friedrichs ü.) bereits 
an anderer Stelle nachgewiesen worden ist.* Auch nach dem 
Erscheinen der goldenen Bulle wurde für den deutschen König 
keineswegs der kurfürstliche Mündigkeitstermin von 18 Jahren 
angenommen; denn auf Karl IV. folgte im Jahre 1378 sein 
Sohn Wenzel in der königlichen Regierung, obgleich er erst 
17 Jahre zählte. Erst im 18. Jahrhundert wurde auch für 
den König das achtzehnte Jahr als Mündigkeitstermin aus- 
drücklich festgesetzt. 

Auch die reichsständischen Familien richteten sich, 
unzweifelhaft wie in allen andern Beziehungen, so auch in 
Bezug auf den Mündigkeitstermin, nach dem allgemeinen Rechte 
ihres Stammes.® Bei den meisten deutschen Stämmen trat in 



1) Wilh. Theod. Kraut, die Vormundschaft nach den Grundsätzen 
des deutschen Rechtes, 3 Bände 1835, 1847, 1859. Friedrich Rive, 
Geschichte der deutschen Vormundschaft II. B. 1 Abth. Die Vormundschaft 
im deutschen Rechte des Mittelalters. 1866. Für die Lehensvormundschaft 
besonders Homejer System des Lehenrechts 478 — 498. 

2) Vergl. meinen Aufsatz über Thronfolge u. Familienrecht a. a. O. 
S. 391 u. 402. 

3) So yerweist K. Heinrich VII. (yon Lützelburg) als Pfleger seines 
Sohnes Johann im J. 1310 ausdrückUoh auf das Landesrecht der Grafschaft 
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den altem Zeiten die Mündigkeit mit dem zurückgelegten 
zwölften Jahre ein; ja dieser Mündigkeitstermin wurde im 
Mittelalter eine Zeitlang als der gemeinrechtliche be- 
trachtet (Kleines Kaiserrecht 11, 17); derselbe lässt sich auch 
für mehrere Fürsten- und Grafenhäuser urkundlich darthun; 
80 bestand er im Braunschweig - Lüneburgischen Hause nach- 
weisbar im dreizehnten Jahrhundert/ so kommt er um diese 
Zeit auch im landgräflich Hessischen Hause vor und erhielt 
sich daselbst bis ins fünfzehnte Jahrhundert.* Für Schwaben 
bezeugt Stalin den Eintritt der Mündigkeit bei den Herren- 
familien mit dem vollendeten zwölften Jahre ; ® so räumt Graf 
Konrad von Freiburg dem Predigerorden daselbst Eigenthum 
und Rechte ein; zu seiner Legitimation sagt der Graf 1238 
in dieser Urkunde von sich selbst: „completo aetatis nostrae 
anno duodecimo." Eine fast gleichlautende, nur zwei Jahre 
spätere Urkunde desselben Grafen setzt dafür: „nos in legi- 
timis annis constituti." * 

Bisweilen begegnet uns aber in dieser Zeit das vierzehnte 
Jahr als Mündigkeitstermin, so im Hause Hohenlohe, wo es 
in einer später mitzutheilenden Urkunde heisst: „vormunt 
puerorum infra XIV annos."^ 

Im Lotharingischen Hause, welches fränkisch - ripua- 
rischem Rechte angehörte, erscheint, wie bei den deutschen 
Königen, der fünfzehnjährige Mündigkeitstermin. Wahr- 
scheinlich wurde derselbe schon in der ältesten Zeit in diesem 
Herzogthum beobachtet, indem Theoderich I. 1072 in diesem 



Lützelburg als entscheidend für die Mündigkeit: „Et quia dictus Johannes 
filius noster minor annis esse dinoscitur, bona fide promittimus, quod quam- 
primum idem filius noster ad perfectam aetatem pervenerit etsecun- 
dum consuetudinem comitatus Lutzelbergensis effectus 
fuerit major annis etc." Böhmer acta imperii select. H No. 608 
p. 428. 

1) Urkunde vom J. 1292 in den Orig. Guelf. Tom. IV. praef. 20. 

2) Urkunde von 1245 bei Guden Cod. dipl. Tom. I. p. 640. 

3) Stalin II. S. 674. 

4) Schreiber, Urk. der Stadt Freiburg I, 50. 

5) Hanselmann diplom. Beweis S. 397. 
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Alter schon die Selbstregiening antrat.^ Schon im Jahre 1263 
wird dieser Mündigkeitstermin im Hause Lothringen durch 
einen Vertrag zwischen Herzog Friedrich von Lothringen 
seinem Bruder Walram und seinem Schwager Heinrich von 
Luxemburg auf fünfzehn Jahre festgesetzt. Der Herzog ge- 
lobt nämlich: 

„que des que son heritier, qui sera duc de Lorraine, 
aura quinze ans et sera hors de main - burnie ou de tutelle." * 

Herzog Friedrich HL selbst trat 1254 nach zurückgelegtem 
fünfzehnten Jahre die Regierung seines Landes an, wie 
Calmet bezeugt: „suivant l'ancien usage du pays."^ 

Wie im gewöhnlichen Privatrechte, so zeigt sich auch in 
der Rechtssphäre des Fürsten- und Herrenstandes das Be- 
streben, die allzu frühe Mündigkeit des mittelaltrigen Rechts 
weiter hinauszuschieben. (Rive a. a. 0. S. 68.) Wie bei den 
andern Ständen die Volljährigkeit später auf das Alter von 
18 beziehungsweise von 21 Jahren festgesetzt wurde, so 
trafen, seit dem vierzehnten Jahrhundert, auch die reichsstän- 
dischen Familien ähnliche Bestimmungen, vielfach unter Einfluss 
des von der goldenen Bulle festgesetzten Mündigkeitstermins 
von 18 Jahren. 

§ 2. 
Ton der Tormiindschaft, besonders über nnmilndlgre Landesherren« 

Sobald die Herzogthümer und Grafschaften anfingen erb- 
lich zu werden, musste auch für den häufig vorkommenden 
Fall Vorsorge getroffen werden, dass der Anerbe beim Tode 
des Vorgängers, wegen allzu jugendlichen Alters, noch nicht 
fähig war, die mit dem Reichsamte verbundenen Pflichten zu 
übernehmen. 

In dem bekannten Kapitulare Karls des Kahlen vom Jahre 
877 wird bereits auf diesen Fall Rücksicht genommen; der 
Sohn des Kaisers soll Vorsorge treffen für die Verwaltung 
der Grafschaft, wenn der verstorbene Graf: „filium parvulum 



1)J. y. Hormajr über Minderjährigkeit und Vormundschaft im 
österreichischen Kaiserhause. Wien 1809. S. 144. 

2) Calmet Histoire II. p. 319. 

3) Calmet II. p. 307. 
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habnerity donec obitus praefati comitis ad nostram notitiam 
perveniat et ipse filius ejus per nostram concessionem de 
illius honoribus honoretur." (Pertz leg. tom.I. p. 542.) 

Noch war das Erbrecht der grossen Reichsbeamten kein 
gesichertes, noch war der König berechtigt, von der Familie 
des letzten Inhabers abzugehen, besonders wenn kein regie- 
rungsfähiger Sohn, beim Tode des Vaters, vorhanden war. 
Es Var eine besondere Gnade, wenn das Reichsamt auch 
dem Unmündigen reservirt und für die provisorische Verwal- 
tung desselben gesorgt wurde. (R. der Erstgeb. S. 57.) Wir 
sehen bisweilen schon in dieser Zeit, dass für den unmündigen 
Grafen sein Vormund im Landgericht präsidirt, so Graf Erp 
von Fadberg 1095 im Gau Germarsmark, auf der Malstätte 
im Vierbacher Forste, weil der eigentliche Gaugraf, Erps von 
Fadberg Schwestersohn, noch minderjährig war: „qui (comes 
Erf) tunc loco tutoris vicem agebat, parvuli filii Ruggeri co- 
mitis ac suae sororis." ^ 

Solche Fälle kamen auch bei den Herzogthümem vor ; 
so liess K Heinrich 11., aus Wohlwollen gegen die baben- 
bergische Familie und den verstorbenen Herzog Ernst I. von 
Schwaben, dessen Würde auf Ernst 11., seinen unmündigen 
Sohn übergehen; als Kind succedirte er seinem Vater im 
Herzogthum — filius parvulus successit — wie der Chronist 
besonders bemerkt.* Die TJebertragung der herzoglichen 
Würde fand sogleich nach dem Tode des Vaters statt 1015, 
aber die Vormundschaft über ihn führte sein Vatersbruder 
Foppo, Erzbischof von Trier, nicht nur als persönlicher Vor- 
mund, sondern auch als provisorischer Regent desHerzogthums.^ 

Je mehr sich seit dem elften Jahrhundert die Erblichkeit 
sämmtlicher Reichswürden befestigte , um so bestimmter wurde 
auch die Fflicht des Königs anerkannt, auch dem unmündigen 



1) Wenck, Hessische Landesgeschichte II. XJrk. 8. 51. 

2) Ann. Einsidl. ad. a 1015 bei Pertz SS. V., 144. 

3) Wiponis Tita Chuonradi imper. bei Pertz SS. XI. p. 256: 
„ Poppo frater Ernesti ducis ... qui eodem tempore filium fratris 

8ui ducem Ernestum cum ducatu Alemannico sub tutela 
habuit.** 
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Sohne das Pürstenthum des Vaters zu lassen. War schon 
im gewöhnlichen Privatrecht für den Unmündigen eine Vor- 
mundschaft noth wendig, so konnten ihm noch weniger die 
wichtigen Regierungsrechte über Land und Leute selbst über- 
lassen werden. Die vollständig anerkannte Erblich- 
keit der Für stenthümer und Grafschaften führte 
als nothwendige Konsequenz die Bevormundung 
des unmündigen Landeserben mit sich; dennoch 
lassen sich für diese Zeit nur wenig bestimmte Prinzipien 
für die Vormundschaft in den Familien des hohen Adels auf- 
stellen. Besonders Hess das noch so unentwickelte Staats- 
prinzip keine scharfe Unterscheidung zwischen persönlicher 
Bevormundung und Regierungsvormundschaft zum Bewusstsein 
kommen. Die Regierungsvormundschaft war regelmässig mit 
der Vormundschaft über die Privatverhältnisse des Landesherm 
vereinigt. Dagegen tritt uns ein anderer Dualismus ent- 
gegen, nämlich die Unterscheidung zwischen dem Lehens- 
vormund und dem s. g. rechten Vormund, d.h. dem Vor- 
mund nach Landrecht. 

§ 3. 
Bas AngreftUle des Lehensherm.^ 

Seitdem der Amtscharakter der Fürstenthümer und Graf- 
schaften verschwunden war, trat an die Stelle der amtlichen 
Unterordnung regelmässig der Lehensverband. Wenig- 
stens alle eigentlichen Fürstenthümer waren, als Fahnlehen, 
unmittelbare Reichslehen, der König war Lehensherr, die Für- 
sten seine Vasallen. Damit kamen die Grundsätze des Lehen- 
rechts, auch in BetreflF der Vormundschaft zur Anwendung. 
Das Prinzip der deutschrechtlichen Lehensvormundschaft beruht 
auf dem Angefälle. Ein unmündiger Vasall erbt mit dem 
Tode seines Vaters allerdings das Lehen; aber Genuss und 
Verwaltung desselben geht nicht sogleich auf ihn über. Viel- 
mehr zieht der Herr, bis der Mann zu seinen Jahren gekom- 
men ist, die Einkünfte, „ dat gelt des gutes." Was dem Herrn 



1) Siebe bes. Homeyer a. a. 0. S. 478 — 498. 
H. Schulze, Erb- u. Familienrecht. 8 
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solchergestalt zufällt, auch das Recht darauf, heisst anevelle; 
damit ist die Lehensvormundschaft verbunden , der Herr mag 
nun das Angefälle für sich behalten oder verleihen. 

Auch bei lehnbaren Territorien fiel, während der Un- 
mündigkeit des Landesherm, dem Könige, als Lehensherm, 
das Angefälle zu, womit die Vormundschaft über den Un- 
mündigen, hinsichtlich des Territoriums, immer verbunden war. 
Auch hier stand es dem Lehensherrn, wie bei blossen Privat- 
lehen, frei, ob er Angefälle und Lebensvormundschaft selbst 
behalten oder beides einem andern verleihen wollte. Wir 
finden, dass bei den grossen Beichslehen der Herzöge und 
Markgrafen regelmässig der zweite Weg von den Königen 
eingeschlagen wurde, und zwar schon in einer Zeit, wo die 
Erblichkeit der !Fürstenthümer als Eechtsprinzip noch nicht 
feststand. 

So verfuhr schon K. Otto I. , indem er nach dem Tode 
Herzog Giselberts von Lothringen die Verwaltung des Herzog- 
thums und die Erziehung seines Sohnes dem Oddo, Sohn des 
Ricwin, übertrug. 

„Rex (audita morte ducis Isilberhti) praeficiensque 
regioni Lothariorum Oddonem, Ricwini filium et ut 
nutriret nepotem suum, filium Isilberthi, optimae spei 
puerulum nomine Heinricum."^ 

Dem Oddo wurde also sowohl die Landesregierung, als 
auch die Erziehung und persönliche Vormundschaft 
des unmündigen Herzogs übertragen; letzteres erklärt sich 
daraus, dass Oddo, der Bruderssohn des verstorbenen Herzogs, 
also der nächste Schwertmagen des Unmündigen war. 

Nach dem Tode des Markgrafen Udo von Nordsachsen 
übertrug K. Heinrich IV. dem Rudolf, Bruder desselben, die 
Regierung der Mark auf acht Jahre, mit der Verpflichtung, 
den Anerben, seines Bruders Sohn, zu erziehen und zu 
unterhalten.* 

Auch noch im dreizehnten Jahrhundert erhielt sich das 
Angefälle bei Fürstenlehen. Ein merkwürdiges Beispiel bietet 

1) Widukindi Lib. II. cap. 26. Pertz SS. III. p. 445. 

2) Annalista Saxo a. 1106 (Pertz SS. VI. p. 744.) 
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die Geschichte der Markgrafschafb Brandenburg. Ak Mark- 
graf Albrecht 1220 mit Hinterlassung zweier unmündiger 
Söhne starb, nahm der Kaiser das Angeßille aller Reichslehen 
des verstorbenen Markgrafen für sich in Anspruch und über- 
liess es dem Erzbischofe von Magdeburg, welcher damit selbst- 
verständlich die Lehensvormundschaft über die unmündigen 
Söhne erhielt. Aber schon 1221 kauften die Brüder für 1900 
Mark das Angefalle dem Erzbischof ab. In dieser Vertrags- 
urkunde erklärt die Markgräfin- Wittwe für sich und ihre 
unmündigen Söhne: 

„quod cum post mortem illustris principis domini Alberti 
mariti ac patris nostri marchionis Brandenburgensis, adhuc 
nobis Johanne videlicet et Ottone filiis ejus existentibus 
infr-a annos, Serenissimus dominus noster et Bomanorum 
imperator semper augustus tutelam omnium feodorum, 
quae idem dominus noster et pater ab imperio tenuit, quam 
ex morte ipsius ibi dominus imperator vacare dicebat, quae 
anevelle vulgariter appellantur, domino Alberto Mageburgensi 
episcopo per sententiam principum imperii commisisset, donans 
ei per imperialem munificentiam , quicquid in tutela habebat 
eadem, nos Mechtildis marchionissa et nos Johannes et Otto 
filii ejus, tutelam ipsam a domino archiepiscopo supra dicto 
de fidelium nostrorum consilio duximus redimendam, spon- 
dentes ei in redemptionem mille nongentas marcas'argenti." ^ 
Aus dieser Urkunde geht die praktische Anwendung des An- 
gefälles auf Reichslehen im dreizehnten Jahrhundert unzweifel- 
haft hervor, auch erhellt daraus, dass mit dem Angeßille eine 
„ tulela omnium feodorum," eine wirkliche Lehensvormundschaft 
verbunden war, aber auch dass neben dieser Lehensvormund- 
schaft die rechte Vormundschaft des nächsten Schwertmagen 
bestand. Dieselbe führte in diesem Falle Heinrich Graf von 
Aschersleben und Anhalt, indem er Herzog Bernhards zu Sach- 
sen Sohn, die unmündigen Markgrafen aber des Markgrafen 
Otto zu Brandenburg, Herzog Bernhards Bruders, Enkel waren, 
weshalb er sie auch als „ nepotes suos " bezeichnen kann. 

1) Diese Urkunde findet sich mitgetheilt und ausführlich besprochen 
in Beckmann, Anhaltische Historie I. 527. 

8* 
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Als rechter Vormund bestätigte auch Heinrich von Anhalt 
diese Ablösung des Angefälles und der Lehensvormundschaü;: 

„ No8 HenricuB comes Aschariae, qui tulelam praefatorum 
nepotum nostrorum gerimus, ea quae promissa sunt, pro ipsis 
nepotibus no^tris promisimus observare et ea servabinius 
bona fide." 

Nach Ablösung des Angefalles durch die unmündigen 
Markgrafen traten dieselben nun, auch in Bezug auf ihre 
Reichslehen unter die Vormundschaft ihres nächsten Schwert- 
magen, Heinrichs von Anhalt, welcher sich auch als „ comes 
Aschariae et tutor marchiae" bezeichnet. 

Seitdem die ursprüngliche Ifichterblichkeit der Lehen in 
Vergessenheit gerathen war, musste das Angefälle als eine 
höchst unbillige Einrichtung erscheinen und wird deshalb 
schon im dreizehnten Jahrhundert als „bonis et honestis con- 
suetudinibus adversans" bezeichnet.* Mutter und nähere An- 
verwandte gaben sich daher auch alle Mühe, die Lehensvor- 
mundschaft zu beseitigen und mittelst grosser an den Lehens- 
herrn ausgezahlter G-eldsummen das Angefalle zu erkaufen. 
Hierdurch geschah es, dass nach und nach AngeMle und 
Lehensvormundschaft bald durch besondere lehensherrliche 
Privilegien, bald ohne weiteres durch desuetudo ausser 
TJebung kamen. 

Der Vormund zu Landrecht, der s. g. rechte 
Vormund, war seit Aufhören des Angefälles auch 
regelmässig der Lehensvormund seines Mündels.^ 
Der rechte Vormund war von nun an bei fürstlichen und 



1) Urkunde K. Rudolfs I. von 1277 bei Ludewig Reliq. Mss. 
IV. p. 361. 

2) Zur Vereinigung beider Funktionen in Einer Person musste der 
Grundsatz binfül^ren, dass der Lebensberr das Angefälle nur dem land- 
recbtlicben Vormund des Kindes oder diesem selbst verleiben durfte. Vetus 
auctor I, 72: „quod (aneyelle) nuUus babebit in beneficio, excepto tutore 
pueri vi4 puero.** War das Angefalle dem Kinde selbst verlieben, so 
wurde ebenfalls sein recbter Vormund zugleich Lebensvormund. Glosse 
(bei Homeyer a. a. 0. S. 490): „Ist aber dem kinde das angefell selbst 
gelihen, so ist sein ebenbürtig scbwertmag sein vormund, beide zu lehen- 
recbt und zu landrecht. '^ 
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gräflichen Familien zugleich Regierungsvonnund und Verwalter 
des Landes für den unmündigen Landesherrn. Als Grundlage 
der rechten Vormundschaft stellt sich die Agnatiön dar; 
daneben macht sich aber hier und da die m ü 1 1 e r l i c h e V o r - 
mundschaft in den Familien des Herrenstandes geltend. 

§ 4. 
Die Yormiindschaft des nächsten Schwertmagen. 

Der rechte Vormund ist, nach dem übereinstimmenden 
Zeugnisse aller deutschen Rechtsquellen, der näphste Schwert- 
magen oder Agnat. ^ Da diese Agnatentutel eng zusammen- 
hängt mit dem Erbrecht, so richtet sich die Entscheidung 
der Frage, wer der nächste Agnat sei, nach der in der be- 
treffenden landesherrlichen Familie geltenden Successionsord- 
nung. Nur ausnahmsweise war es möglich, dass der Vater 
für den Sohn,* oder der Sohn für den Vater die Regierungs- 
vormundschaft führte. In den meisten Fällen waren andere 
Schwertmagen die gesetzlichen oder rechten Vormünder; häufig 
besonders der mündige Bruder. So war nach dem Tode des 
Herzogs Otto von Braunschweig im Jahre 1252 der älteste 
Sohn Albrecht Vormund seiner unmündigen Brüder und handelte 
durchweg „nomine suo et fratrum suorum, cum tunc tem- 
poris fuerit tutor fratrum suorum."* 

Da aber nur Einer der rechte Vormund sein konnte und 
sollte, so ging unter mehreren, gleich nahen Agnaten der 
älteste den übrigen vor. Schon Ludwig der Fromme sprach 
817, in seiner divisio imperii, den altdeutschen Grundsatz 
von der Agnatentutel auch für das Königshaus aus, indem er 
anordnete, dass der älteste Bruder über die Person und das 
Reich der unmündigen Jüngern die Vormundschaft führen sollte: 

„ a seniore fratre et ipse et regnum ejus procuretur atque 
gubernetur." (Vergl. meinen erwähnten Aufsatz S. 390 ff.) 

1) Die Quellenzeugnisse sind vollständig zusammengestellt Ton 
Kraut I. S. 166 ff. Rive a. a. 0. S. 14. ff. 

2) So tritt im J. 1310 K. Heinrich als Vormund und Landesregent 
f&r seinen unmündigen Sohn Johann, in Betreff der Grafschaft Lützelburg, 
auf. Böhmer acta imp. No. 608. p. 428. 

3) Sudendorf ürkundenbnch I, 27. 
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Auch nachdem Deutschland von der fränkischen Monarchie 
getrennt war und ein eigenes Reich bildete, wurde der Grund- 
satz, dass der nächste Schwertmagen der rechte Vormund des 
unmündigen Königs sei, geltend gemacht. So nahm nach dem 
Tode Otto's n. der nächste Schwertmagen, Herzog Heinrich 
von Bayern, die Vormundschaft über den vierjährigen König 
Otto III., kraft seines agnatischen Rechtes, in Anspruch. 
Heinrich wird von Thietmar von Merseburg als der rechte Vor- 
mund des Königs „patronus legalis" bezeichnet (Pertz, 
SS. in. p. 767). Andere Schriftsteller sagen, Heinrich habe 
versprochen: „se ob jus propinquitatis partibus regis 
infantis fidelissime patrocinaturum." (Ann. Quedlinburg ad a. 
984 Pertz SS. HE. p. 66.) Ebenso nahm Philipp von Schwaben 
nach dem Tode seines Bruders K. Heinrichs VI., kraft seines 
Vormundschaftsrechtes, als nächster Agnat, die Vormundschaft 
und Reichsverwesung für seinen unmündigen Nefien K. Fried- 
rich II. in Anspruch, wie er in einem Schreiben an den Papst 
rechtlich deducirt: „Nos tum quia de jure naturali et 
legali ad hoc tenebamur, tunc etiam pro conservando 
honore imperii onus tutelae subire volumus, usque dum 
ipse puer ad eam perveniret aetatem, quod ipse per se 
regere posset imperium et jura ejus requirere."^ 
* Wie für das unmündige Reichsoberhaupt selbst, so bestand 
auch in allen reichsständischen Familien ursprünglich der 
vorzügliche Anspruch des nächsten Agnaten auf die Tutel. 
Wenn daher die goldene Bulle cap. VII. § 4. die Vormund- 
schaft über den Kurprinzen dem väterlichen Oheim über- 
trägt, so spricht sie damit nur einen ursprünglich deutschen 
Rechtsgrundsatz aus und sanktionirt die Agnatentutel als 
all g'e meine Regel für die Kurhäuser, obgleich sie nur einen 
einzelnen Fall, nämlich die Berufung des väterlichen Oheims, als 
Vormund des unmündigen Erstgeborenen, ausdrücklich anführt. 



1) Pertz, leg. II. p. 210. Diese Auffassung wird von allen gleich- 
zeitigen Schriftstellern getheilt, so heisst es in den Annal. Argent. bei 
Böhmer fönt. III. p. 92: „Dux Suevorum Pbilippus — regnum — 
non sibi, sed filio fratris sui nomine et tutelae se yelle servare.'^ Otto 
Abel König PhiUpp (1852) S. 321 No. 16 u. 17. 



Die Yormundschaft der Matter und der Kognaten. 119 

§ 5. 
Die Yormundschaft der Mutter und der Kogrnaten. 

Allerdings bildet die Agnatentutel die Regel des deut- 
schen Rechtes, doch kommen, auch schon vor der Aufnahme 
des römischen Rechtes, einzelne Beispiele von mütterlicher 
Vormundschaft in den regierenden Häusern vor, welche jedoch 
als Ausnahme von der Regel betrachtet werden müssen. 
Selbst für den unmündigen König sehen wir bisweilen die 
Mutter die Regierungsvormundschaft führen. Wie schon in 
der merowingischen Zeit die Grossen des Reiches der Mutter 
die Vormundschaft übertrugen (vergl. meinen erwähnten Auf- Ik^" j 
satz S. 371), so scheint auch im deutschen Reiche die mütter- "^ .' . ' 
liehe Vormundschaft auf einer solchen TJebertragung beruht -^^ v * "^ * * 
zu haben, wenn die agnatische Tutel unthunlich oder gefahr- 
lich für den Mündel erschien. So musste Herzog Heinrich 
von Bayern die Vormundschaft über K Otto HI,, auf Betrieb 
der Grossen, aufgeben und sie wurde der Teophanu, der 
Wittwe Otto's n., der Mutter des unmündigen Königs über- 
tragen.^ Die griechische Kaisertochter herrschte mit kaiser- 
licher Macht als Vormüuderin ihres Sohnes über das abend- 
ländische Reich.* Als Teophanu starb, wurde die Vormund- 
schaft sogar der Grossmutter Otto's lH., der vei*wittweten 
Kaiserin Adelhaid, übertragen. Aber es fehlte viel, dass 
Adelhaid ganz in Theophanu's Stelle getreten wäre; ein 
aristokratisches Reichsregiment stellte sich der Kaiserin zur 
Seite, an der Spitze desselben stand der Erzbischof Willigis 



1) Thietmar Merseburg. Chrou. Lib. IV. c. 3. Pertz SS. III. 
p. 768 : „ dux (Heinricus) coactus est cum juramentis affirmare, ut puerum 
matri suae redderet Haec (Theophania) regnum filii ejus custo- 
dia seryabat yirili.'* Tbancmari yita Bernwardi: „ad palatium se 
contulit in servitium Tidelicet tertii Ottonis imperatoris , qui septennis 
puer, cum yenerabili et sapientis sima matre domna Theo- 
phanu augusta rebus praeerat.** (Pertz SS. IV. p. 7Ö9). 

2) Giesebrecht, 'Geschichte der deutschen Kaiserzeit I. S. 604. 
Hier wird eine byzantinische Einwirkung angenommen, indem in jenem 
Eeiche die Kaiserin -Mutter gemeinhin für den minderjäbrigen Sohn die 
Begentschaft geführt habe. Siehe die Kapitel „ Kämpfe um die Vormund- 
schaft und die Eegentschaft der Griechin.*' 
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von Mainz ; Adelhaid und Willigis sind in der folgenden Zeit 
als die Regenten des deutschen Reiches zu betrachten.^ Als 
Otto ni. im fünfzehnten Jahre stand, übernahm er, nach alter 
Gewohnheit, die Regierung des Reiches. 

Nach dem Tode Kaiser Heinrichs III. überliessen die 
Grossen des Reiches zuerst der Kaiserin - Wittwe Agnes die 
Vormundschaft über ihren unmündigen Sohn, Heinrich IV., 
nebst der Reichsregierung, wie Lambert in seinen Annalen 
zum Jahre 1056 erzählt: 

„Regnum pro patre obtinuit filius ejus Heinricus IV. 
quinque annorum infantulus. Summa tarnen rerum et 
omnium, quibus facto opus erat, administratio 
penes imperatricem remansit." (Pertz, VII. p. 158.) 

Doch entzogen die Grossen ihr später den Sohn und mit 
ihm die Reichsregierung, welche sie nun selbst übernahmen.^ 

Wenn so selbst bei den deutschen Königen Beispiele 
mütterlicher Vormundschaft nicht fehlen, so kommt dieselbe 
im zwölften und dreizehnten Jahrhundert bereits mehrfach in 
den reichsötändischen Familien vor. So stand Herzog 
Heinrich der Löwe unter Vormundschaft seiner Mutter, welche 
das Herzogthum für ihn verwaltete, bis sie sich wieder ver- 
heirathete;* so regierte die Wittwe des Grafen Adolf von 
Holstein die Grafschaft für ihren unmündigen Sohn. * Beim 
Tode des Herzogs Albrecht I. von Sachsen im Jahre 1260 
standen die unmündigen Söhne unter Vormundschaft ihrer 
Mutter. ^ Auch war Mechthilde, die Wittwe Herzog Ludwigs 



1) Giesebrecht I, S. 656. 

2) Ekkehardi Chronic, ad. a. 1056 : domna Agnes imperatrix, mater 
pueri, regnum sub sua cura tenuit acsapientcr rexit, donec principes 
aliqui puerum matri abstulernnt, cumque regimine abalienaverunt/' Pertz 
SS. VI. p. 197. 

3) Helmold Ghronicon Slavor. Lib. I. cap. 56. n. 9. a. a. 0. 
p. 135. 

4) Helmold a. a. 0. p. 226. Lib. IL cap. 7. nr. 5: „Cometiam 
Holsatiae adminifitraylt yidua Adolfi illius cum filio adhuc tenello.'* 

5) Im Jahre 1268 stellen Johann und Albert als duces Saxoniae 
unter ausdrücklicher Erwähnung des Konsenses ihrer Mutter eine Urkunde 
aus. Sudendorf ü. B. I, 37. 



Die Yormnndschaft der Mutter und der Kognaten. 121 

des Strengen von Bayern, seit dem im Jahre 1294 erfolgten 
Tode ihres Gemahles die Vormünderin ihres Sohnes Ludwig.* 
In der Grafschaft Eieneck führte die Mutter für die minder- 
jährigen Grafen, ihre Söhne, um das Jahr 1245 die Vonnund- 
schaft.* Auch wurde die Mutter, bisweilen als Lehenträgerin 
und Vormünderin ihrer unmündigen Sohne, von dem Lehens- 
herm mit einem Territorium belehnt. Einen Beweis hierfür 
liefert eine Urkunde K. Richards vom Jahre 1262, worin 
es heisst: 

„ab illustri Aleyde, relicta — Johannis des Avesnes, 
tutrice Hollandiae atque Zelandiae, pro tutela dictarum terra- 
rum et proportione hereditatis comitatus Hollandiae atque 
Zelandiae, si qua eam jure hereditario sive successorio debet 
seu potest contingere, recepto homagio et fidelitatis debitae 
juramento, ipsam investivimus de dicti comitatus tutela tanto 
tempore, quanto ex jure et consuetudine tenetur servanda."^ 

So finden wir Beispiele der mütterlichen Vormundschaft 
in den Familien des hohen Adels zu einer Zeit, wo von einem 
praktischen Einflüsse des römischen Rechtes nicht die Rede 
sein kann. * Noch aber ist die mütterliche Vormundschaft 
ein ausnahmsweises Verhältniss; in der nächsten Periode, 
namentlich seit dem fünfzehnten Jahrhundert, wurde sie, unter 
dem Einflüsse des römischen Rechtes, auch unter den Familien 
des hohen Adels, zur Regel.® 

Die Frage, ob die Kognaten, wenigstens in Erman- 
gelung von Agnaten, zur Vormundschaft berufen sind, 
wird in den v^erschiedenen Stammesrechten verschieden beant- 
wortet. (Vergl. Rive a. a. 0. S. 14.) Nach dem sächsisch - 

1) Mannert, Geschichte Bayerns I, S. 300. 

2) Aschbach Grafen von Wertheim I. S. 78. 

3) Mieris Charterboek I, p. 338. 

4) Auch im burggräflichen Nürnbergischen Hause kommen im 
XIY. Jahrh. Beispiele der mütterlichen Vormundschaft vor. Im J. 1372 
bestimmte Burggraf Friedrich von Nürnberg, dass seine Gemahlin Mit- 
Tormünderin seiner Kinder sein sollte bis zur Yerrückung des Wittwen- 
stuhles, beziehentlich bis zur Grossjährigkeit seiner Kinder. Mon. Zoll. 
IV. Nr. 188. p. 217. 218. 

5) Kraut I. S. 168 ff., wo die Quellenzeugnisse zusammengestellt sind. 
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norddeutschen Kecbtssystem haben nur die Schwertniagen ein 
Kecht auf die Vormundschaft; es herrscht hier das rein 
agnatische Prinzip; „quicunque mundiburdius debet fieri, 
de latere gladii debet processisse '^ sagt das älteste Lü- 
bische Recht. Nach dem Schwabenspiegel dagegen werden 
die Kognaten, in Ermangelung von Agnaten, zur Vormund- 
schaft berufen.^ (Schwabensp. 319, 9.) 

Dieses Prinzip scheint auch in den süddeutsch - schwäbi- 
schen Fürstenfamilien gegolten zu haben. Der zweijährige 
Konradin war, nach dem Tode seines Vaters Konrad IV., 
der letzte Sprössling vom Mannsstamme des Geschlechtes 
der Hohenstaufen. Da er also keinen Schwertmagen mehr 
hatte, so führte sein nächster männlicher Spillmagcn, der 
Bruder seiner Mutter, Herzog Ludwig II. von Bayern, die 
Vormundschaft über ihn und die Regentschaft über das Her- 
zogthum Schwaben, wie aus den Regesten und Urkunden 
Konradins hervorgeht.* 

§ 6. 
Bas BeehtsTerhftltniss des Yormundes zu dem unrnflndigen 

Landesherm. 

Es ist wahrscheinlich, dass in den ältesten Zeiten auch 
die Vormundschaft in den landesherrlichen Familien den Cha- 
rakter einer tutela usufructuaria hatte, wenn sich dafür auch 
wenig urkundliche Beweise beibringen lassen.' Einen merk- 
würdigen dafür sprechenden Familienvertrag schlössen im 
J. 1230 zwei Brüder aus dem Hause Hohenlohe: 

„Item statuerunt, ut mater puerorum si virum alium non 
duxerit, in omnibus proprietatibus et feudis sedeat libere et 



1) Moser Staatsr. B. XYIII. cap. 90 § 3 u. 4. Ausser den Kur- 
häusern gab es in späterer Zeit wenige regierende Familien, wo nicht die 
gesetzliche Vormundschaft der Mutter und der Grossmutter anerkannt 
worden wäre. Vergl. auch H. Schulze das preuss. Staatsr. 1870. 
Abth. 1. S. 216. 

2) So macht Konradin am 15. Juni 1259 eine Schenkung: ,, acce- 
dente consensu et consilio ayunculi nostri et tutoris illustris 
Ludowici, Ducis Bawariae." Mon. Boic. 31. a. p. 587; in einer Urkunde 
Tom 17. Juli 1265 nimmt er eine Verleihung vor: „de consensu et au- 
ctoritate tutoris et avunculi nostri Ludwici.^' Mon. Boic. 30 a. p. 342. 

3} Ueber die tutela usufructuaria siehe besonders Kraut II, § 49. 
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quiete, et de bonis puerorum cum consilio hominum ipsis 
attinentium puerorum proficuum ordinet et alter fratrum, quam- 
diu fuerit Vormunt puerorum, videlicet infra quatuordecim 
annos , nullos suos usus de bonis ipsorum recipiet , nisi annua- 
tim centum maldra tritici et siliginis et centum avenae et 
quinque carratas vini et decem talenta Herbipolensis monete."* 

Durch diesen Vertrag erkennen die Brüder ausdrücklich 
an, dass der überlebende Bruder allerdings, als nächster 
Schwertmagen, der Vormund seiner verwaisten Bruderssöhne 
werde, ja, dass dem agnatischen Vormund von Rechtswegen 
auch der Fruchtgenuss an allen Gütern zustehe. Aber 
sie verzichten gegenseitig auf diesen, möglicher Weise ein- 
tretenden Vortheil und begnügen sich mit einer bestimmten 
fixirten jährlichen Geld- und Naturairente, zu Gunsten der 
Mutter und der Kinder selbst. 

Diese Urkunde deutet zugleich die Art und Weise an, 
wie die agnatische tutela usufructuria durch vertragsmässigen 
Verzicht allmählich verschwand. 

Der unmündige, unter Vormundschaft stehende Landes- 
herr kann keine Handlung rechtsgültig vornehmen ohne Zu- 
stimmung seines Vormundes. Unter K. Ludwig von Bayern 
im J. 1333 wurde dieser Satz in einem Weisthum des B;eichs- 
hofs mit voller Bestimmtheit ausgesprochen: 

„ Ludewicus imperator — — sedentibus nobis pro tribu- 
nali quaesitum fuit — an sigillata cum sigillo quondam illustris 
Ludovici marchionis Brandenburgensis primogeniti nostri, cum 
esset infra annos discretionis constitutus, absque 
nostro ac tutoris jussu et licentia fabricata habere deberent 
roboris firmitatem. Super hoc principes et alii supradicti 
responderunt: cuncta per dictum sigillum sigillata, cum 
esset minor annis cumque absque nostro et tuto- 
rum suorum special! jussu et licentia fabrica- 
tum fuerit, nullam omnino debere obtinere robo- 
ris firmitatem."* 



1) Hansseimann, Diplom. Beweis. S. 

2) Gercken, Cod. diplom. I. p. 138. 



397. 
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Trotz dieser Abhängigkeit vom Willen des Vormundes 
wird der unmündige Landesherr von den Chronisten des 
Mittelalters häufig als selbsthandelnd bezeichnet; auch 
die Urkunden werden , oft in demselben Hause , sehr verschie- 
den ausgefertigt, bisweilen im Namen des Vormundes allein, 
bisweilen im Namen des unmündigen Landesherm, unter 
erwähnter Zustimmung des Vormundes, bisweilen sogar ohne 
dieser zu gedenken. Doch ist dies nur eine äusserliche Kanz- 
leiform, ohne dass durch die Fiktion des selbsthandeln- 
den Unmündigen die reale Bedeutung der Vormundschaft 
irgendwie abgeschwächt wird. 

Die Vormundschaft über den unmündigen Landesherrn 
hört auf mit erreichter Volljährigkeit. Um den Mündel gegen 
eine willkührliche Verlängerung der Vormundschaft zu schützen, 
musste der Vormund bisweilen ausdrücklich versprechen , dass 
er dem Mündel, nach erreichter Volljährigkeit, die Landes- 
regierung abtreten wolle. ^ 

Der Vormund soll der Regierung des Landes getreu vor- 
stehen. Was er zum Nachtheile des Kindes thut, braucht 
dieses, wie jeder andere Unmündige, nach erreichter VoU-^ 
jährigkeit, nicht anzuerkennen. Der zu seinen Jahren gekom- 
mene Landesherr kann es frei widerrufen. Die Anwendung 
dieser allgemeinen privatrechtlichen Regel auf die Regierungs- 
vormundschaft wird durch einen berühmten Spruch K. Rudolfs 
vom J. 1287, die sententia de conditione pupilli non deterio- 
randa, hinreichend bestätigt. Dieser erklärt zuerst allgemein, 
dass ein Vormund die Lage seines Mündels nur bessern, nicht 



1) Ein solches Versprechen kommt vor in dem Vergleich zwischen 
den hraunschweigischen Herzögen, Albrecht dem Fetten und Otto dem 
Strengen von 1292: „Si is (nostrorum) qui mortuus fuerit , heredem post 
se reliquerit, superstes talem heredem in omni jure ac fide usque ad annos 
suos duodecim legitimos peryenerit, gubernabit. Annis vero prefatis 
completis, si talis heres per se sua possidere voluerit, suus provisor 
et tutor terras , munitiones , oppida , homines vel quicquid medio tempore 
ad talem heredem ex parte patris sui mortui fuerit devolutum , bencTole 
absque uUa contradictione presentabit.^* Orig. Ouelf. 
Tom. IV. praef. p. 20. 
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verachlimmern könne, und spricht dann für einen gewissen 
Pall die AnnuUirung einer vormundschaftlichen Regierungs- 
handlung aus: 

„ sententiatum extitit communiter ab omnibus principibus 
et etiam approbatum : Quod nullus tutor possit vel debeat de 
bonis pupilli aliquid facere vel disponere, per quod ipsius 
pupilli, cujus est tutor, deterioretur condicio, vel per quod 
ipsi pupillo dampnum aliquod generetur , maxime cum tutores 
pupillorum suorum meliorem possint facere condicionem, dete- 
riorem vere numquam. Qua sentencia sie quesita in genere, 
lata rationabiliter et legitime approbata, ad instantiam specta- 
bilis viri Florentii comitis Hollandiae, specialiter querebatur 
in sententia: TJtrum si spectabilis vir Florentius, patruus 
et tutor ipsius Morentii comitis Hollandiae, aliquas pactiones 
vel promissiones aut obligationes fecerit alicui de tenendo 
aliqua feoda sua ab alio quam ab imperio, a quo bonae 
memoriae quondam suus pater eadem feoda tenuit in ultimis 
temporibus vitae suae, si hoc in suum dispendium de jure 
possit redundare? Et ad nostram requisitionem sententiatum 
extitit — — : quod ipsi Plorentio comiti Hollandiae per 
pactiones, obligationes vel alias ordinationes quascunque, quas 
spectabilis vir patruus et tutor suus — — in suum prejudi- 
cium fecisse dinoscitur, nullum debet aliquo umquam tempore 
prejudicium generari, quo minus illa feoda omnia et singula 
teuere debeat ab imperio, prout quondam pater suus illa ab 
imperio tenuit in ultimo tempore vitae suae." (P e r t z leg. 11. 
p. 452.) 

Dieser schon für privatrechtliche Verhältnisse bedenk- 
liche Satz , musste für die Sicherheit der Regentenhandlungen 
in hohem Grade gefährlich werden; nur für die Dauer der 
Regentschaft hatten sie sichern Bestand, nach Beendigung 
derselben waren sie sämmtlich in Präge gestellt, da es im 
Grunde doch nur von der subjektiven Willkühr des mündig 
gewordenen Landesherrn abhing, ob er eine Regierungshand- 
lung seines Vormundes für schädlich erklären wollte oder 
nicht. Daher Hess man sich bisweilen von dem Vormund 
versprechen, dafür einstehen zu wollen, dass sein Mündel 
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nach erreichter Volljährigkeit die vorgenommene Handlung 
anerkennen werde. ^ Doch war dies eine sehr nn vollkommene 
Aushülfe; immer mehr machte sich das Bedürfniss geltend, 
für die Regierungsvormundschaft den bloss privatrechtlichen 
Standpunkt aufzugeben und den Regieningsvormund nicht wie 
einen Privat vormund , sondern als einen wirklichen, wenn 
auch provisorischen Regenten anzusehen. Diese staats- 
rechtliche Stellung des Regierungsvormundes wird für die 
Kurhäuser schon durch die goldene Bulle angebahnt und findet 
in der Hausgesetzgebung der folgenden Jahrhunderte auch 
für die andern Fürstenhäuser allmälig eine gewisse Anerken- 
nung. Dennoch gelang es auch auf diesem Gebiete dem 
deutschen Pürstenrechte zu Reichszeiten nicht, die privat - 
und staatsrechtlichen Elemente scharf auseinanderzuhalten. 
Die vormundschaffcliche Stellung floss mit der des Landes- 
regenten noch mannichfach prinziplos zusammen. Erst die vom 
Staatsgeiste unseres Jahrhundertes getragenen Verfassungs- 
urkunden haben die Regentschaft von der Vormund- 
schaft über die Person und das Vermögen des Unmündigen 
völlig geschieden und erstere dem öfientlichen, diese dem 
Privatrecht zugewiesen, in ganz gleicher Weise wie sie die 
Thronfolge aus den Banden der successio ex pacto et 
Providentia majorum befreit und den BegriflF einer Staats- 
succession zur klaren und durchgreifenden Geltung gebracht 
haben. Die Theorie ist hier der Praxis oft nur langsam und 



1) So schliesst Herzog Albrecht der Grosse von Braunseh weig im 
J. 1279 eine Urkunde, welche er als Vormund für seinen Neffen, Herzog 
Otto den Strengen, ausstellt, mit den Worten: „ Secundum fidem pro- 
mittentium stabit, quod Otto filius, filius fratris nostri Johannis , cum ad 
annos suos pervenerit, rata haec omnia suis literis ohser- 
yabit." Koch, Versuch einer pragm. Geschichte des Hauses Braun- 
schweig -Lüneburg S. 108 not. b. In gleicher "Weise Ter spricht K. Hein- 
rich VII. 1310 als Vormund seines unmündigen Sohnes des Grafen Johann 
von Lützelburg: „Et quia dictus Johannes filius noster minor annis esse 
dinoscitur, bona fide promittimus, quod quamprimum idem filius noster 
effectus fuerit major annis, nos exuberantem ad cautelam quitacionem con- 
similem super predicta summa per eundem Johannem sub suis patentibus 
litteris fieri faciemus." Böhmer a.a.O. p. 428. 
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zögernd gefolgt.^ Offenbar liegt in der scharfen Erfassung 
und grundsätzlichen Scheidung der Gebiete des öffentlichen 
und privaten Rechtes eine wichtige Aufgabe unseres modernen 
Staats- und Rechtslebens. 



1) Yergl. die Darstellung der Staatssuceession und der Regentschaft 
in meinem „preussischen Staatsrechte auf Grundlage des 
deutschen" in den Abschnitten „Staatssuceession u. Re gent- 
schaft,'' wo ich versucht habe diese Lehren, mit Ausscheidung aller pri- 
vatrechtlichen Analogien, rein vom Standpunkt des öffentlichen Rechtes 
aus, zu konstruiren. 
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